
2013

Zur Diskussion gestellt
Volker Rieke, Gerhard Bosch, Friedrich Hubert Esser, 
Klaus-Dieter Sohn und Sebastian Czuratis, Felix Rauner, 
Günter Lambertz
■ Duale Ausbildung, ›Jugendgarantie‹ oder zusätzliche 

Hilfsfonds: Was tun gegen die Jugendarbeitslosigkeit 
in Europa?

Kommentar
Stephan Paul und Stefan Stein
■ Bankenregulierung am Scheideweg

Forschungsergebnisse
Wolfgang Nierhaus
■ Realeinkommen und Terms of Trade

Daten und Prognosen
Gernot Nerb und Johanna Plenk
■ ifo Weltwirtschaftsklima trübt sich leicht ein

Im Blickpunkt
Jana Lippelt
■ Kurz zum Klima: Aktuelle Entwicklungen bei der Windkraft

ifo Schnelldienst
66. Jg., 34.–35. KW, 29. August 2013

16

Institut
Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung

an der Universität München e.V.



ISSN 0018-974 X

Herausgeber: ifo Institut, Poschingerstraße 5, 81679 München, Postfach 86 04 60, 81631 München,
Telefon (089) 92 24-0, Telefax (089) 98 53 69, E-Mail: ifo@ifo.de.
Redaktion: Dr. Marga Jennewein.
Redaktionskomitee: Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Werner Sinn, Dr. Christa Hainz, Annette Marquardt, Dr. Chang Woon Nam.
Vertrieb: ifo Institut.
Erscheinungsweise: zweimal monatlich.
Bezugspreis jährlich:
Institutionen EUR 225,– 
Einzelpersonen EUR 96,–
Studenten EUR 48,–
Preis des Einzelheftes: EUR 10,–
jeweils zuzüglich Versandkosten. 
Layout: Pro Design.
Satz: ifo Institut.
Druck: Majer & Finckh, Stockdorf.
Nachdruck und sonstige Verbreitung (auch auszugsweise): 
nur mit Quellenangabe und gegen Einsendung eines Belegexemplars.

ifo Schnelldienst



Duale Ausbildung, ›Jugendgarantie‹ oder zusätzliche Hilfsfonds: 
Was tun gegen die Jugendarbeitslosigkeit in Europa?

Nach den neuen Zahlen von Eurostat liegt die Arbeitslosenquote in der Eurozone
im Frühjahr 2013 bei Jugendlichen im Alter von 15 bis 24 Jahren bei über 23%.
Während die Werte in Deutschland oder Österreich niedrig sind, sind sie in den eu-
ropäischen Krisenländern erschreckend hoch. Wie ist das Problem der Jugendar-
beitslosigkeit zu lösen? Volker Rieke, Bundesministerium für Bildung und For-
schung, stellt die bilateralen Berufsbildungskooperationen des BMBF als Beitrag
für mehr Jugendbeschäftigung in Europa vor: Auf Nachfrage des jeweiligen Part-
nerlandes werde gemeinsam eine Strategie entwickelt, um die Berufsbildungs-
systeme zu modernisieren, wobei die Implementierung von Elementen und Prinzi-
pien des dualen Systems – angepasst an die Bedarfe und Gegebenheiten im je-
weiligen Land – im Vordergrund stehe. Gerhard Bosch, Universität Duisburg-Es-
sen, betont, dass die hohe Jugendarbeitslosigkeit strukturelle und konjunkturelle
Ursachen, die man mit unterschiedlichen Maßnahmen angehen muss, hat. Die
Einführung dualer Berufsausbildung erfordere einen Umbau von Institutionen, der
nur langfristig zu erreichen sei. Kurzfristig müsse vor allem das konjunkturelle
Prob lem angegangen werden. Friedrich Hubert Esser, Bundesinstitut für Berufs-
bildung, Bonn, unterstreicht, dass das Arbeitsmarktrisiko von jungen Menschen
sehr stark von der aktuellen Situation der jeweiligen nationalen Arbeitsmärkte ge-
prägt wird, die wiederum entscheidend von den Wirtschaftsstrukturen und der
Wirtschaftskraft abhängt. Die aktuellen Probleme, die viele Länder in Südeuropa in
diesem Bereich haben, könnten deshalb auch nicht allein durch eine Reform ihrer
Berufsbildungssysteme behoben werden, die – bei allen Reformbemühungen –
nur in längerfristiger Perspektive unter Berücksichtigung der jeweiligen Kontext-
bedingungen zu ändern seien. Klaus-Dieter Sohn und Sebastian Czuratis, Cent -
rum für Europäische Politik, Freiburg, sehen vier Bereiche, die reformiert werden
sollten: 1. müsse sich die Ausbildung an den Bedürfnissen der Unternehmen ori-
entieren, ein erfolgreicher Weg sei die duale Ausbildung, 2. solle der Mindestlohn
abgeschafft werden, 3. müsse die Arbeitnehmermobilität gefördert und 4. der Ar-
beitsmarkt flexibilisiert werden. Auch Felix Rauner, Universität Bremen, sieht in der
Einführung der dualen Berufsausbildung das Instrument zur Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit. Er weist aber auch darauf hin, dass ihre Einführung langfris-
tige ökonomische Entwicklungsprozesse und den Wandel von Bildungstraditio-
nen voraussetze. Günter Lambertz, Deutscher Industrie- und Handelskammertag,
hebt hervor, dass für den Erfolg des im deutschsprachigen Raum verbreiteten
Systems der Berufsausbildung die enge Verknüpfung von Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt entscheidend ist. Die Ausbildung in den Unternehmen sorge für ihre
Ausrichtung an den aktuellen Bedarfen der Betriebe. Hingegen sei bei rein schuli-
schen oder außerbetrieblichen Ausbildungen die Gefahr einer Fehllenkung groß.
Das gelte auch für Systeme, die einseitig auf die akademische Bildung setzen.
Deshalb müssten, bei der Frage des Exports dualer Bildung, zunächst die Unter-
nehmen für die Sache gewonnen werden.

Bankenregulierung am Scheideweg
Stephan Paul und Stefan Stein

In der Frage der Bankenregulierung wird derzeit über das richtige Konzept disku-
tiert. Soll der mit Basel II verfolgte Ansatz der am Risiko der jeweiligen Bank ori-
entierten Eigenkapitalunterlegung ausgebaut oder eine nicht-risikoorientierte
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Kennziffer wie die Leverage Ratio (bilanzielles Eigenkapital zu Geschäftsvolumen)
die zentrale Kennzahl für die Bankenaufsicht sein? Stephan Paul, Ruhr-Universi-
tät Bochum, und Stefan Stein, Hochschule BiTS Business and Information Tech-
nology School in Iserlohn, diskutieren in diesem Beitrag, welcher Art der Regulie-
rung die richtige ist. 

Realeinkommen und Terms of Trade 
Wolfgang Nierhaus

Das Statistische Bundesamt berechnet seit der großen VGR-Revision 1999 neben
dem preisbereinigten Bruttoinlandsprodukt auch den Realwert des Bruttoinlands -
produkts, d.h. die Kaufkraft der im Wirtschaftsprozess entstandenen Einkommen.
Mit dem Ausweis dieser Größe, einer der Schlüsselindikatoren einer Volkswirt-
schaft, wurde eine wichtige Datenlücke in den VGR geschlossen. Der vorliegende
Beitrag wirft einen Blick auf die Berechnungsmethodik und präsentiert aktuelle Er-
gebnisse. 

ifo Weltwirtschaftsklima trübt sich leicht ein
Ergebnisse des 121. World Economic Survey (WES) 
für das dritte Quartal 2013
Gernot Nerb und Johanna Plenk

Der Indikator für das ifo Weltwirtschaftsklima ist nach seinem zweimaligen Anstieg
wieder etwas gesunken. Sowohl die Beurteilungen zur aktuellen Lage als auch der
wirtschaftliche Ausblick für die nächsten sechs Monate verschlechterten sich
leicht im Vergleich zum Vorquartal. Die Erholung der Weltkonjunktur kommt nicht
recht voran. Dennoch bleiben die Anzeichen einer Stabilisierung der Weltwirt-
schaft gültig. In den verschiedenen Wirtschaftsregionen gibt es heterogene Ent-
wicklungen. Der erwartete Preisanstieg für das Jahr 2013 bleibt mit 3,2% unver-
ändert gegenüber dem Vorquartal. Im weltweiten Durchschnitt wird nicht mehr mit
einem Rückgang der kurzfristigen Zinsen gerechnet, sondern erstmals seit fast
zwei Jahren tendenziell mit einem Anstieg. Noch ausgeprägter ist die erwartete
Aufwärtstendenz bei den langfristigen Zinsen. Im weltweiten Durchschnitt werden
der US-Dollar und der japanische Yen – wie schon in der vorangegangenen Um-
frage – nahe bei ihrem Gleichgewichtskurs gesehen. Der Euro und das britische
Pfund gelten dagegen als leicht überbewertet 

Kurz zum Klima: Aktuelle Entwicklungen bei der Windkraft
Jana Lippelt

Kartographische Darstellungen bilden im Wesentlichen die Welt schematisch ab.
Eine noch relativ neue Form der Karten sind sogenannte Kartenanamorphoten,
die Karteneinheiten in Abhängigkeit von einer ausgewählten Variablen darstellen
und dadurch mehr oder weniger verzerrt abbilden. Der Beitrag beschreibt am Bei-
spiel der Windenergie, die weiterhin am stärksten wachsende Sparte erneuerba-
rer Energien, anhand weltweiter Windfarmen und der installierten Kapazität die
Anwendung dieser Kartendarstellung.

Forschungsergebnisse

Daten und Prognosen

Im Blickpunkt
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Die bilateralen Berufs -
bildungskooperationen des
Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung: Ein
Beitrag für mehr Jugend -
beschäftigung in Europa

Das Modell der dualen Berufsausbildung,
das in Deutschland auf eine lange Tradi-
tion zurückblicken kann, trifft international
nicht nur auf eine hohe Wertschätzung,
sondern hat vielerorts eine Orientierungs-
rolle für andere Staaten übernommen. In
der Außenansicht gilt es als eine der Säu-
len des Wohlstandes und der starken wirt-
schaftlichen Leistung Deutschlands. Es
steht auch dafür, dass Deutschland bis-
lang nahezu unbeschadet durch die eu-
ropäische Finanz- und Schuldenkrise ge-
gangen ist und mit ca. 7,5% eine der ge-
ringsten Jugendarbeitslosigkeitsraten in
Europa aufweisen kann. Zum Vergleich:
Im Mai 2013 suchten nach Angaben von
Eurostat in Griechenland fast 63% der jun-
gen Menschen zwischen 15 und 24 Jah-
ren eine Beschäftigung, in Spanien ca.
55%, in Portugal und Italien ca. 40% und
im Schnitt der EU-27-Staaten etwa 23%.

In diesen Ländern finden viele junge Men-
schen keinen Zugang zum Arbeitsmarkt
und bleiben ohne Zukunftsperspektive.
Die hohe Jugendarbeitslosigkeit gefähr-
det zunehmend den sozialen Frieden.
Wichtige Investitionen in Jugendbeschäf-
tigung und in junge Fachkräfte bleiben we-
gen der knappen öffentlichen Haushalte
aus, obwohl sie der entscheidende Fak-
tor für späteres Wachstum, Wohlstand
und gesellschaftliche Teilhabe sind. 

Der Kampf gegen Jugendarbeitslosigkeit
und die Notwendigkeit von bildungspoli-
tischen Reformen stehen auf der Agen-
da der politischen Entscheidungsträger in
Europa. Trotz zahlreicher bereits gestar-
teter Maßnahmen auf den verschiedens-

ten Ebenen besteht noch umfangreicher
Handlungsbedarf, damit junge Menschen
in Europa wieder angemessene Beschäf-
tigung finden. Deutschland hat dabei nicht
nur ein Eigeninteresse, den Staaten, die
von der Krise besonders hart getroffen
wurden, zu helfen: In einem geeinten
Europa besteht auch eine Solidaritätsver-
pflichtung, gemeinsam gegen die Jugend-
arbeitslosigkeit vorzugehen. 

Eine zentrale Herausforderung für die kri-
sengeschüttelten Länder ist es, Angebot
und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt bes-
ser aufeinander abzustimmen. Die Finanz-
krise hat dabei auch den Druck auf die Bil-
dungssysteme verschärft und in den Vor-
dergrund gerückt, dass sie vielfach am
Arbeitsmarkt vorbei ausbilden. Besonders
Staaten mit vornehmlich vollzeitschuli-
schen Berufsausbildungen können die
durch globalen Wettbewerb verursachten
kürzeren Innovationszyklen, die systema-
tische betriebliche Organisationsentwick-
lung und eine darauf bezogene Qualifizie-
rung der Fachkräfte nicht mehr leisten. Ar-
beitgeber in diesen Ländern kritisieren die
schulische Bildung als zu wenig praxis -
orientiert und beklagen den Mangel an
praktisch qualifiziertem Personal. 

Vor diesem Hintergrund hat die Bundes-
regierung bi- und multilaterale Vereinba-
rungen mit vielen Partnerländern ge-
schlossen, um gemeinsam die Beschäf-
tigungssituation für junge Menschen zu
verbessern. Das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) verfolgt
dabei einen systemischen Ansatz: Auf
Nachfrage des jeweiligen Partnerlandes
wird gemeinsam eine Strategie entwickelt,
um die Berufsbildungssysteme zu moder-
nisieren. Im Vordergrund steht die Imple-
mentierung von Elementen und Prinzipien
des dualen Systems – angepasst an die

Hilfsfonds: Was tun gegen die Jugendarbeitslosigkeit 
in Europa?

Duale Ausbildung, ›Jugendgarantie‹ oder zusätzliche

Volker Rieke*

Nach den neuen Zahlen von Eurostat liegt die Arbeitslosenquote bei Jugendlichen im Alter von

15 bis 24 Jahren im Frühjahr 2013 in der Eurozone bei über 23%. Während die Werte in Deutsch-

land oder Österreich niedrig sind, sind sie in den europäischen Krisenländern erschreckend hoch.

Wie ist das Problem der Jugendarbeitslosigkeit zu lösen?

* Volker Rieke ist Leiter der Abteilung »Europäische
und internationale Zusammenarbeit in Bildung und
Forschung« im Bundesministerium für Bildung und
Forschung.
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Bedarfe und Gegebenheiten im jeweiligen Land. Damit wer-
den nachhaltige Veränderungen angestoßen und die Be-
schäftigung von jungen Menschen vorangetrieben; zum Bei-
spiel indem im Rahmen von gemeinsamen Pilotprojekten
betrieblich-orientiertes Lernens gefördert und das Engage-
ment von Unternehmen und die Einbeziehung von Sozial-
partnern unterstützt wird. 

Erfolgsmodell »duales Berufsbildungssystem« 

Die OECD hat in einer internationalen Vergleichsstudie die
Leistungsfähigkeit des dualen Systems beim Übergang von
der Ausbildung in die Beschäftigung unterstrichen. Der Über-
gang von der Schule ins Arbeitsleben verlaufe in Deutsch-
land »bemerkenswert reibungslos«, heißt es im neuen
Deutschlandbericht der Studie »Skills beyond School«. Über
90% der 15- bis 24-Jährigen haben nach Zahlen der OECD
2008 nach Abschluss der Schule eine Beschäftigung gefun-
den oder ihre Bildungslaufbahn fortsetzen können. Dabei ist
dieser im internationalen Vergleich hohe Prozentsatz kein
ausschließlich deutsches Phänomen: Auch andere Länder
mit dualem Ausbildungssystem, wie Österreich, die Schweiz
und Dänemark, können mit niedriger Jugendarbeitslosigkeit
und einem guten Übergang von der Berufsausbildung in
die Arbeitswelt punkten. Dabei sind besonders zwei wesent-
liche Kernelemente zu nennen, die den Erfolg des dualen
Ausbildungsmodells ausmachen:

Lernen im Arbeitsprozess

Das Lernen im Betrieb und im Prozess der Arbeit ist der Kern
des dualen Systems in Deutschland. Es stellt sicher, dass jun-
ge Menschen hohe berufliche Handlungskompetenzen er-
werben und so als qualifizierte Fachkräfte hochattraktiv für Ar-
beitgeber sind. Dabei nimmt die Ausbildungszeit im Betrieb
in Deutschland meistens etwa 3/4 der Ausbildungszeit ein. 

Gemeinsame Verantwortung von Staat und Sozialpartnern

Die gemeinsame Verantwortung für eine koordinierte plura-
le Steuerung dualer Berufsbildung stellt sicher, dass die Ak-
teure entsprechend ihrer Kompetenzen und Interessen am
Berufsbildungsdialog auf nationaler, regionaler und lokaler
Ebene beteiligt sind. Staat und Sozialpartner sichern ge-
meinsam die Rahmenbedingungen der Berufsbildung: Von
der anteiligen Finanzierung über die Entwicklung und Aktua-
lisierung der Curricula bis hin zur Prüfung und Zertifizierung
der erworbenen Kompetenzen. So werden national gültige
Standards für Berufsbildung geschaffen, die dem Einzel-
nen eine hohe berufliche Kompetenz und Beschäftigungs-
fähigkeit, Mobilität sowie gesellschaftliche Akzeptanz ermög-
lichen. Die gemeinsame Verantwortung garantiert auch, dass
nicht an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes »vorbei« aus-
gebildet wird.

Bilaterale Berufsbildungszusammenarbeit 

Die bilaterale Berufsbildungskooperation des BMBF hat sich
in den vergangenen zwei Jahren stark darauf ausgerichtet,
Länder zu unterstützen, die von besonders hoher Jugend-
arbeitslosigkeit betroffen sind. Bereits im Dezember 2012
hat das BMBF auf einer großen Bildungsministerkonferenz
in Berlin für Maßnahmen der bilateralen Berufsbildungsko-
operation mit den Ländern Griechenland, Italien, Lettland,
Portugal, Slowakische Republik und Spanien zusätzlich
10 Mill. Euro zur Verfügung gestellt. 

Am Anfang der Zusammenarbeit mit den Partnerländern
steht ein intensiver Informations- und Erfahrungsaustausch,
u.a. zu »guten Beispielen« in der beruflichen Bildung. Damit
wird ein gemeinsamer Lernprozess angestoßen, der für die
Berufsbildungsexperten und politischen Akteure erhebliches
Innovationspotenzial mit sich bringt und zu Weiterentwick-
lungen des eigenen Berufsbildungssystems führt. 

Wichtig ist, dass in den Partnerländern die Sozialpartner und
Wirtschaftsorganisationen einbezogen werden. Erst wenn
die Berufsbildung an dem aktuellen und zukünftigen Bedarf
der Wirtschaft ausgerichtet wird, kann das System leistungs-
fähig ausbilden. In den bilateralen Kooperationsbeziehun-
gen bringt das BMBF daher zunächst die wichtigen Akteu-
re auf deutscher Seite und auf der Seite des Partnerlandes
an einen Tisch. Damit wird die Basis geschaffen, um durch
Zusammenwirken von Wirtschaft, Sozialpartnern und Staat
die Rahmenbedingungen für eine bedarfsorientierte beruf-
liche Bildung zu schaffen. Dieses System der partnerschaft-
lichen Abstimmung ist in Deutschland historisch gewach-
sen und daher nicht einfach übertragbar. Dennoch können
die Partnerländer aber aus den Prinzipien dieses Abstim-
mungsprozesses nutzbare Ansätze für ihre eigenen Refor-
men generieren. 

In einem zweiten Schritt werden dann partnerschaftlich die
gemeinsamen Themen und Bereiche identifiziert, in denen
besonders großer Reformdruck herrscht. Dies kann von der
Frage »Wie entsteht ein neuer Beruf«, über die Entwicklung
von Curricula, der Einführung von Standards bis hin zu ei-
ner besseren Ausbildung der Ausbilder reichen. Zentral aber
bleibt in fast allen Partnerländern die Frage: Wie lassen sich
die Unternehmen dafür gewinnen, in die betriebliche Aus-
bildung zu investieren?

In Spanien und Griechenland wurden bereits erste Pilot-
projekte gestartet, um positive Beispiele für eine betriebs-
orientierte Ausbildung zu schaffen: So unterstützt das BMBF
die Ausbildung an der deutschen Auslandsschule in Spa-
nien nach dualen Standards. Im Verbund mit lokalen Unter-
nehmen werden junge Menschen in Barcelona dual ausge-
bildet. Neben dem Besuch der Berufsschule, in der Deutsch-
unterricht mit auf dem Lehrplan steht, sind die Jugendlichen
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von Beginn an in einen Betrieb integriert. Am Ende der Aus-
bildung wird sowohl ein spanischer als auch ein deutscher
Abschluss vergeben. Ziel des Projektes ist es, in Zusam-
menarbeit mit Behörden und Kammern, spanische Unter-
nehmen für die berufliche Ausbildung zu gewinnen und da-
mit Elemente der dualen Ausbildung nachhaltig in Spanien
zu verankern.

In Griechenland werden mit Unterstützung des BMBF dua-
le Ausbildungsgänge für den Tourismusbereich aufgebaut.
Ziel dieses Projektes ist es, Ausbildungselemente in Grie-
chenland, zunächst bezogen auf einzelne Berufe und als
aufbauende Qualifizierung von einem Jahr Dauer, einzufüh-
ren. Dazu werden ausgewählte griechische Berufsprofile
analysiert und ergänzt, um Abschlüsse zu ermöglichen, die
auch in Deutschland anerkannt werden. In diesen Berufen
soll das duale System mit einem hohen Praxisanteil in den
Unternehmen und einem schulischen Anteil den Gegeben-
heiten in Griechenland angepasst und weiterentwickelt wer-
den. Ab Herbst 2014 soll dann die dreijährige duale Ausbil-
dung Standardangebot an der Tourismusschule werden.
Bisher arbeitslose Jugendliche erhalten einen Ausbildungs-
vertrag mit einem Unternehmen und eine mehrjährige be-
rufliche Perspektive. Vorhandene Elemente des dualen Sys-
tems werden ausgebaut und vertieft, um eine enge Verzah-
nung betrieblicher Praxis mit schulischem Lernen zu errei-
chen. Dazu gehört auch der Aufbau von unterstützenden
Strukturen wie Auswahlkriterien für geeignete Ausbildungs-
unternehmen, Qualifikation der Ausbildungsverantwortlichen,
Betreuung der Auszubildenden und vieles mehr. Dies ge-
schieht in enger Abstimmung mit den zuständigen grie-
chischen Ministerien und Fachinstitutionen. 

Einbettung der bilateralen Berufsbildungs -
kooperation in europäische Initiativen

Damit solche Projekte nachhaltig wirken können, ist neben
der bilateralen Zusammenarbeit eine enge Abstimmung mit
den Initiativen auf europäischer Ebene unerlässlich. Das
BMBF unterstützt daher die Umsetzung der »Europäischen
Ausbildungsallianz«, die von der europäischen Kommis si-
on in der Mitteilung »Neue Denkansätze für die Bildung: Bes-
sere sozioökonomische Ergebnisse durch Investitionen in
Qualifikationen« angekündigt wurde. Ziele der Allianz sind
es, die Qualität und Anzahl von Ausbildungsplätzen zu ver-
bessern und die Attraktivität der beruflichen Bildung zu stei-
gern. Ein wichtiges Ziel ist auch der stetige Informationsaus-
tausch mittels europäischer Lernplattformen, nicht zuletzt
um die Ergebnisse aus den bilateralen Projekten des BMBF
allen interessierten Ländern in der europäischen Union zu-
gänglich machen zu können.

Zusätzlich hat der Europäische Rat die sogenannte »Jugend-
garantie« am 28. Februar 2013 beschlossen. Sie sieht vor,

dass die Mitgliedstaaten allen jungen Menschen unter
25 Jahren innerhalb eines Zeitraumes von vier Monaten,
nachdem sie arbeitslos werden oder die Schule verlassen,
eine Arbeitsstelle oder Weiterbildungsmaßnahme oder ein
Ausbildungs- bzw. Praktikumsplatz anbieten. Dafür sollen
im Zeitraum 2014-2012 bis zu 6 Mrd. Euro bereit stehen.
Vor dem Hintergrund angespannter Haushaltslagen können
solche sofort einsetzbaren Mittel hilfreich sein, um schnell
Bildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen zu fördern und
damit Soforthilfe gegen die hohe Jugendarbeitslosigkeit zu
leisten.

Verzahnung von Maßnahmen und Vernetzung von
Akteuren auf allen Ebenen

Die aktuelle Dynamik in der internationalen Berufsbildungs-
kooperation hat auch bei den deutschen Berufsbildungs-
akteuren zu neuen Entwicklungen und Reformbemühungen
geführt. Schließlich ist in Deutschland eine Vielzahl von Ak-
teuren aus Bildungs-, Wirtschafts-, Arbeitsmarkt-, Migra -
tions-, Außen- und Entwicklungspolitik in der internationa-
len Berufsbildungszusammenarbeit engagiert. 

Um die Berufsbildungszusammenarbeit wirksam zu gestal-
ten, Ressourcen kohärent und effektiv einzusetzen, haben
die zuständigen Ministerien, Institutionen und jene Organi-
sationen, die in Verantwortung für die Ministerien handeln,
einen regelmäßigen Austausch miteinander vereinbart. Da-
zu wurde der sogenannte »Runde Tisch für die internatio-
nale Berufsbildungszusammenarbeit« als Koordinations- und
Clearingstelle eingerichtet. Er dient der partnerschaftlichen
ressort- und organisationsübergreifenden Zusammenar-
beit und tritt im regelmäßigen Turnus sowohl auf Arbeitsebe-
ne als auch auf Staatssekretärs-Ebene zusammen. So wird
neben einem abgestimmten Einsatz von Ressourcen und
der Bündelung von Know-how auch ein professionelles und
kohärentes Auftreten nach außen erreicht. 

Gemeinsam mit den Ressorts, die im Bereich internationa-
le Berufsbildungszusammenarbeit tätig sind, hat das BMBF
federführend einen Prozess angestoßen, der in dem vom
Bundeskabinett im Juli beschlossenen Strategiepapier der
Bundesregierung »Internationale Berufsbildungszusammen-
arbeit aus einer Hand« (BMBF, Bundesanzeiger 17/14352)
seinen Ausdruck findet. 

Um diese Strategie umzusetzen, hat das BMBF 2013 als
operative Einheit für die Berufsbildungszusammenarbeit im
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) eine Zentralstelle für
internationale Berufsbildungskooperation eingerichtet, die
die bilateralen Kooperationsbeziehungen unterstützt. Da-
bei bringt sie die gesamte Expertise des BIBB als nationa-
les Kompetenzzentrum für berufliche Aus- und Weiterbil-
dung ein, ist Anlaufstelle für alle beteiligten Institutionen, Ge-
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schäftsstelle für den »Runden Tisch« und steht den Berufs-
bildungsakteuren beratend zur Seite.

Nachhaltige Reformen sichern künftige 
Beschäftigung

Reformen im (Berufs-)Bildungssystem sind mittel- und lang-
fristige Vorhaben. Sie wirken in ein komplexes – in vielen
Partnerländern überwiegend staatlich reglementiertes – Sys-
tem mit vielen »stakeholdern« hinein. Ihre Wirkungen sind
zunächst nicht messbar und helfen nicht einer großen An-
zahl junger Menschen, wie das vielleicht Sofortmaßnah-
men der Beschäftigungspolitik tun.

Dennoch wird dieser Ansatz der nachhaltigen Reformbemü-
hungen die Jugendarbeitslosigkeit mittelfristig wirksam be-
kämpfen und gleichzeitig zu sichtbaren Ergebnisse gelan-
gen, indem:

• junge Menschen durch betriebliche Ausbildung mit Fä-
higkeiten und Fertigkeiten ausgestattet werden, die sie
wertvoll für den Arbeitsmarkt machen;

• Unternehmen gemeinsam mit Staat und Sozialpartnern
das Bildungssystem fit für die Bedarfe des Arbeitsmark-
tes machen;

• junge Menschen mit einer qualitativ hochwertigen beruf-
lichen Ausbildung ein attraktiver beruflicher Werdegang
angeboten werden kann.

Aus Sicht des BMBF sind mit dem »Runden Tisch« und der
»Zentralstelle« die schlagkräftigen Strukturen geschaffen,
um den Ländern zu helfen, die unsere Hilfe bei der Reform
ihrer Bildungssysteme besonders brauchen. 

Denn: Eine qualitativ hochwertige Berufsbildung sichert Fach-
kräfte und leistet einen maßgeblichen Beitrag zur Beschäf-
tigung junger Menschen. Wer diesen Grundsatz auch in Zei-
ten knapper öffentlicher Haushalte berücksichtigt und die
notwendigen Reformen anstößt, wird künftig Wirtschaftskri-
sen besser bewältigen können. 

Was tun gegen die Jugendarbeits -
losigkeit in Europa?

Strukturelle und konjunkturelle Jugendarbeits -
losigkeit in der EU

Im März 2013 lag die Jugendarbeitslosenquote in der EU 27
mit 23,4% fast zweieinhalbmal so hoch wie die Arbeitslo-
senquote der über 25-Jährigen. In einigen ost- und südeu-
ropäischen Ländern ist die Quote mittlerweile auf über 50%
gestiegen. Die Statistik der Jugendarbeitslosigkeit ist jüngst
vom RWI als »Unstatistik« des Monats bezeichnet worden
(RWI 2013). Setzt man die Zahl der Arbeitslosen in Rela ti-
on zur Bevölkerung, sieht das Bild in der Tat etwas besser
aus. Die Arbeitslosenquoten der Jugendlichen in den Kri-
senländern liegen dann zwischen 10 und 20%. 

Allerdings geben auch diese Quoten das Problem der Ju-
gendarbeitslosigkeit in den Krisenländern aus vier Gründen
nicht angemessen wieder. Erstens haben viele arbeitsu-
chende Jugendliche keinen Anspruch auf Arbeitslosenun-
terstützung und lassen sich deshalb eher als die über 
25-Jährigen nicht registrieren. Daher ist gerade in Län-
dern mit hoher Jugendarbeitslosigkeit der Anteil der so-
genannten NEET (not in education and employment) an der
Alterskohorte besonders hoch (vgl. Tab. 1). Zweitens blei-
ben viele Jugendliche aus Mangel an Beschäftigungsper-
spektiven länger als eigentlich gewünscht im Bildungs-
system – oft in nicht sinnvollen Warteschleifen. Drittens sind
bereits viele der am besten qualifizierten Jugendlichen in
andere Länder abgewandert. Viertens sind gerade Jugend-
liche vielfach nur befristet und kurzfristig beschäftigt und
wandern von Job zu Job unterbrochen von Arbeitslosig-
keit, sind also in der sogenannten perforierten Arbeitslo-
sigkeit. Fünftens ist schließlich zu beachten, dass Jugend-
arbeitslosigkeit belastendere Langzeitfolgen als die Arbeits-
losigkeit Erwachsener hat. Ein schlechter Start ins Berufs-
leben erhöht die Risiken instabiler Erwerbsverläufe und ge-
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ringer Verdienste stärker als bei anderen Altersgruppen, da
wichtige Weichenstellungen für die Ausbildung und weite-
re Karrierewege sowie auch für die Persönlichkeitsbildung
von Beschäftigten in den ersten Berufsjahren gelegt wer-
den (vgl. Bell und Blanchflower 2009; Kahn 2010). Das Pro-
blem der Jugendarbeitslosigkeit ist also gravierend und
lässt sich auch nicht weg interpretieren. Man muss aller-
dings versuchen, die Dimensionen des Problems über meh-
rere Indikatoren einzukreisen. 

Für die Maßnahmen zur Bekämpfung ist es wichtig, die Fra-
ge zu beantworten, ob es sich um strukturelle oder konjunk-
turelle Jugendarbeitslosigkeit handelt. Ein Blick auf Tabelle 1
zeigt, dass schon vor der Finanzkrise die Jugendarbeitslo-
sigkeit in den Krisenländern drei bis viermal so hoch war, wie
die Arbeitslosenquote der über 25-Jährigen, was auf eine

hohe strukturelle Jugendarbeitslosigkeit in diesen Ländern
auch bei insgesamt guter Beschäftigungssituation verweist.
Die Relation der Arbeitslosenquote der unter 25-Jährigen zu
der Arbeitslosenquote der über 25-Jährigen hat sich in ei-
nigen EU-Ländern, wie Griechenland, seit 2008 sogar leicht
verbessert. Die Verschlechterung der wirtschaftlichen Situa-
tion seit 2008 hat also die Jugendlichen zwar hart, aber nicht
härter als andere Beschäftigtengruppen getroffen. Die Zu-
nahme der Jugendarbeitslosigkeit seit 2008 ist somit vor
allem konjunkturell verursacht.

Ursachen struktureller Jugendarbeitslosigkeit

Für eine zielgenaue Bekämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit muss man die Gründe für die hohe strukturelle Jugend-
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Tab. 1
Indikatoren zur Jugendarbeitslosigkeit in der EU 28 und ausgewählten Ländern

Arbeitslosen-
quote der 15-

bis 25-Jährigen 
3/2013

(1)

Anstieg seit 
2008 in Pro-
zentpunkten

(2)

Relation von (1) zur 
Arbeitslosenquote der 

über 25-Jährigen
(3)

Arbeitslose in Rela-
tion zu allen 15- bis 
25-Jährigen in der 
Bevölkerung 2012

(4)

Nicht in Beschäf-
tigung oder 

Bildung 2011
(5)

3/2008 3/2013
EU 27 23,4 + 8,3 2,6 2,4 9,7 n.v.*
Deutschland 7,6 – 3,3 1,5 1,5 4,1 11,0
Frankreich 25,8 + 7,8 2,9 2,8 9,0 16,4
Griechenland 58,7 + 25,4 3,4 2,4 16,1 21,8
Großbritannien 20,3 + 6,1 3,9 3,6 12,4 15,5
Irland 27,1 + 16,6 2,5 2,3 12,3 22,0
Italien 39,4 + 18,8 3,9 3,9 10,1 23,2
Kroatien 52,0 + 28,9 3,3 3,9 12,7 n.v.*
Österreich 7,9 + 0,4 2,5 1,8 5,2 9,3
Portugal 40,7 + 21,6 2,7 2,6 14,3 15,3
Slowakei 34,3 + 14,5 2,2 2,8 10,4 19,1
Spanien 55,4 + 34,4 2,7 2,3 20,6 24,4
* Nicht verfügbar.

Quelle: Eurostat; Berechnungen des Autors; OECD (2013, Tab. 5.2a).

Tab. 2
Anteil unterschiedlicher Alterskohorten mit mindestens Sekundarstufe II und tertiärer Ausbildung 2011

Mindestens Sekundarstufe II Tertiäre Ausbildung

25–34 Jahre 55–64 Jahre Unterschied in 
Prozentpunkten 25–34 Jahre 55–64 Jahre Unterschied in 

Prozentpunkten
Deutschland 87 84 + 3 31 26 + 5
Spanien 66 34 + 32 41 19 + 22
Griechenland 78 47 + 31 29 19 + 10
Frankreich 83 58 + 25 43 19 + 24
Portugal 52 18 + 34 26 11 + 15
Slowakei 95 84 + 11 23 14 + 9
Österreich 88 72 + 16 24 16 + 8
UK 84 67 + 17 48 31 + 17
Irland 86 52 + 34 49 23 + 25
EU 21 84 65 + 19 37 21 + 18

Quelle: OECD (2013, Tab. A1.2a; A1.3a).
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arbeitslosigkeit in den Krisenländern kennen. Das RWI
(2013) sieht sie in Qualifikationsmängeln. Ein Blick in die
OECD-Statistiken zeigt, dass davon nicht die Rede sein
kann. Durch die rasche Expansion des Bildungswesens ist
auch in den Krisenländern die junge Generation so gut aus-
gebildet, wie keine Generation zuvor. Dies lässt sich am
Vergleich des Bildungsniveaus der 25- bis 34-Jährigen mit
dem der 55- bis 64-Jährigen gut erfassen. In den Län-
dern mit besonders hoher Jugendarbeitslosigkeit liegt in
der jüngeren Generation der Anteil der Personen mit einem
Abschluss auf dem Niveau der Sekundarstufe II oder ei-
ner Hochschulausbildung weit über dem der älteren Be-
schäftigten (vgl. Tab. 2). Betrachtet man die aktuellen Schü-
ler- und Studentenzahlen wird dies auch für die jetzt 15-
bis 25-Jährigen gelten, für die aber noch keine aussage-
kräftigen Zahlen vorliegen, da viele die Schule oder Aus-
bildung noch nicht beendet haben.

Die umfassende internationale Forschung zum Übergang
vom Bildungssystem in den Arbeitsmarkt zeigt, dass wich-
tiger als das Niveau der Bildungsabschlüsse die Art der Aus-
bildung ist. Mehrere Studien haben gezeigt, dass bei ähnli-
cher wirtschaftlicher Lage der Übergang der Jugendlichen
ins Beschäftigungssystem in Ländern mit einer dualen Be-
rufsausbildung deutlicher reibungsloser und zügiger erfolgt
als in Ländern mit hohen Anteilen schulischer Berufsausbil-
dung oder einem Schwergewicht auf allgemeiner Bildung
(z.B. Brzinsky-Fay 2007; Müller und Gangl 2003). 

Der wichtigste Grund für den Integrationserfolg der dualen
Berufsbildung ist darin zu sehen, dass die Jugendlichen
schon während ihrer Ausbildung zu Insidern auf dem Ar-
beitsmarkt werden. Die Unternehmen investieren in die Aus-
bildung ihrer künftigen Fachkräfte, die sie dann auch hal-
ten wollen. Für die Gewerkschaft und Betriebsräte gelten
die Auszubildenden als Teil der Belegschaften, deren Ar-
beitsplatzinteressen sie ebenso wie die der anderen Be-
legschaftsmitglieder verteidigen. Auch die Belegschaften
sehen die Auszubildenden als gleichberechtigten Teil der
Belegschaft, unterstützen deren Übernahme nach der Aus-
bildung und sind notfalls auch bereit, Opfer, wie eine Ver-
kürzung der Arbeitszeit, zu bringen, um deren Übernahme
zu ermöglichen. Im Unterschied zu einer schulischen Aus-
bildung wird in einer dualen Ausbildung unter realen be-
trieblichen Bedingungen gelernt. Damit werden auch das
noch nicht kodifizierte Wissen (tacit knowledge) und wich-
tige Fähigkeiten, wie etwa der Umgang mit Termindruck
und Vorgesetzten oder Kooperation mit Kollegen, erwor-
ben. Nach Abschluss einer Ausbildung muss man nicht
mehr angelernt werden und ist damit externen Bewerbern
überlegen.

Ein anderer struktureller Grund kann die Schließung des
Arbeitsmarktes durch einen zu starken Kündigungsschutz
für Insider sein. Ohne Zweifel gibt es solche Schließungs-

tendenzen in einigen der Länder mit hoher Jugendarbeits-
losigkeit. Die hohe Jugendarbeitslosigkeit in Ländern mit ge-
ringem Kündigungsschutz, wie dem Vereinigten Königreich
und Irland (vgl. Tab. 1), zeigen jedoch, dass in Krisenzeiten
den Jugendlichen auch ein geringer Kündigungsschutz nicht
hilft, da die Unternehmen lieber ihre Beschäftigten mit Ar-
beitserfahrung halten. Das deutsche und auch österrei-
chische Beispiel belegen zudem, wie man einen hohen Kün-
digungsschutz mit geringer Jugendarbeitslosigkeit verbin-
den kann, in dem man einen großen Teil der Jugendlichen
zu Insidern macht. Die Beschäftigungssituation von Jugend-
lichen hängt also nicht von einzelnen Regulierungen, son-
dern von den Wechselwirkungen unterschiedlicher Institu-
tionen ab.

Kann man duale Ausbildung exportieren?

Aufgrund der geringen Jugendarbeitslosigkeit in Deutsch-
land ist das duale Ausbildungssystem, wie schon einmal in
den 1970er und 1980er Jahren, weltweit in Mode gekom-
men. Die EU-Kommission empfiehlt ihren Mitgliedsländern,
bei der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit duale Aus-
bildungssysteme auszubauen. Natürlich kann man aus er-
folgreichen Modellen lernen, aber nur wenn man diese Mo-
delle wirklich verstanden hat. Angesichts der vielen Misser-
folge, dieses System zu kopieren, müssen die Vorausset-
zungen eines Transfers benannt werden. An dieser Stelle
können nur einige wesentliche Aspekte genannt werden.
Das System der dualen Berufsausbildung ist erstens keine
sozialpolitische Veranstaltung zur Versorgung schwacher
Schüler. Ihr Hauptzweck ist die Ausbildung der Fachkräfte
für morgen in zukunftsträchtigen Berufsbildern. Nur unter
dieser Voraussetzung sind die Unternehmen bereit, in Be-
rufsausbildung zu investieren. Zweitens bedarf es einer in-
novativen Wirtschaft, deren Arbeitsorganisation auf qualifi-
zierten Kräften basiert. In einem weniger innovativen Umfeld
werden sich viele Unternehmen mit Un- und Angelernten
begnügen. Drittens muss Berufsausbildung in der Bevölke-
rung ein hohes Prestige genießen, so dass sich nicht nur die
schwächsten Schüler bewerben. Das Prestige hängt von
der Arbeitsplatzsicherheit, einer angemessenen Bezahlung,
guten Karrieremöglichkeiten, der Breite der Berufsbilder, die
Wahlchancen auf dem Arbeitsmarkt eröffnen müssen und
der Qualität der Ausbildung ab. Die Karrieremöglichkeiten
werden durch die Oberetage der Berufsausbildung, die Fort-
bildungen zum Meister, Techniker oder Fachwirt, sowie die
Durchlässigkeit zum Hochschulstudium gewährleistet und
die angemessene Bezahlung durch Flächentarifverträge, die
eine Berufsausbildung honorieren. Viertens müssen Unter-
nehmen langfristig denken, da sich die Investitionen in eine
Berufsausbildung oft erst nach einigen Jahren amortisie-
ren. Fünftens muss es starke gesellschaftliche Koalitionen
geben, die das System modernisieren, die Ausbildungsbe-
reitschaft der Betriebe immer wieder einfordern, die Be-
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rufsausbildung im Beschäftigungssystem, also in der Ar-
beitsorganisation, den Karrierewegen und dem Lohnsystem
verankern und die enge Verbindung zwischen betrieblicher
und schulischer Ausbildung pflegen. In Deutschland sind
dies die Arbeitgeberverbände, die Gewerkschaften, die Kam-
mern und die Betriebsräte, die hierin vom Staat unterstützt
werden. 

Als rein staatliches System wird die Berufsausbildung den
Unternehmen fremd bleiben. Es sind nicht »ihre Berufe«,
in denen ausgebildet werden soll. Die Sozialpartner wer-
den sich nicht in gleicher Weise in der Tarif- oder Betriebs-
politik für die Einstellung von Auszubildenden engagie-
ren, wie sie es beispielsweise in Deutschland in der Finanz-
krise 2008/2009 getan haben. Es ist oft übersehen wor-
den, dass das deutsche Arbeitsmarktwunder in dieser Kri-
se nicht alleine in temporären Arbeitszeitverkürzungen
zur Vermeidung von Entlassungen bestand. Das zweite
ebenso wichtige Element war die Einstellung von
564 000 Auszubildenden mitten in der tiefsten Krise der
Nachkriegszeit. Ohne die zahlreichen Vereinbarungen der
Sozialpartner und das Engagement der Politik auf natio-
naler, regionaler und betrieblicher Ebene wäre dies nicht
möglich gewesen. 

Die tiefe Krise der neoliberalen Volkswirtschaftslehre zeigt
sich daran, dass solche komplexen institutionellen Zusam-
menhänge meist nicht mehr verstanden werden. Stattdes-
sen wird ein Killerinstinkt gegen fast alle Arbeitsmarktregu-
lierungen vermittelt. Ein gutes Beispiel findet sich im letzten
Gutachten des Sachverständigenrats, dessen Mehrheit Aus-
stiegsoptionen aus Flächentarifen vorschlägt, ohne den Flur-
schaden für die Berufsausbildung, die Bezahlung von Fach-
arbeit und die Fähigkeit der Sozialpartner auf Branchenebe-
ne, innovative Formen der Arbeitszeit- und Arbeitsorganisa-
tion weiter zu entwickeln, auch nur zu diskutieren (vgl. SVR
2012, Ziffer 545). 

Was ist zu tun?

Die hohe Jugendarbeitslosigkeit hat also strukturelle und
konjunkturelle Ursachen, die man mit unterschiedlichen
Maßnahmen angehen muss. Die Einführung dualer Be-
rufsausbildung erfordert einen Umbau von Institutionen, den
man nur mit sehr langem Atem erreichen kann. Am schwie-
rigsten wird es sein, die Unternehmen von der Notwendig-
keit eigener Investitionen in Fachkräfte, die über kurze An-
lernqualifikationen hinausgehen, zu überzeugen. Ebenso
schwierig wird es sein, die Reputation der in den meisten
europäischen Ländern vernachlässigten beruflichen Aus-
bildung bei Schülern und Eltern aufzubauen. Schließlich
müssen die Sozialpartner, die unter dem Druck der Troika
gegenwärtig eher auf Konfliktkurs sind, bei diesem Thema
für eine enge Kooperation gewonnen werden. Dies kann

nur mit starker staatlicher Unterstützung geschehen. So
kann der Staat als vorbildlicher Ausbilder vorangehen. Er
kann auch berufliche Abschlüsse als Zugangskriterien zu
bestimmten Berufen, wie bei den gefahrengeneigten Be-
rufen im deutschen Handwerk, oder bei Teilnahme an Aus-
schreibungen festlegen. 

Norwegen ist ein Beispiel eines gelungenen Institutionen-
transfers. Allerdings war dort in den 1990er Jahren die Aus-
gangsituation viel günstiger. Die Rahmenbedingungen wur-
den zwischen dem Staat und verpflichtungsfähigen Sozial-
partnern auf nationaler Ebene ausgehandelt und die Wirt-
schaft wuchs. Das norwegische Beispiel zeigt zudem, dass
alleine die Erarbeitung der auf die Besonderheiten des Lan-
des abgestimmten Blaupausen und der Aufbau der nötigen
politischen Koalitionen mehrere Jahre dauerten. In den Kri-
senländern werden hingegen die politischen Koalitionen zwi-
schen Staat und Sozialpartnern, die man für den Aufbau ei-
nes dualen Ausbildungssystems braucht, gravierend ge-
schwächt.

Den Jugendlichen von heute ist damit nicht geholfen. Auf
europäischer Ebene wird das Problem mittlerweile seit drei
Jahren diskutiert, ohne dass man über Resolutionen hin -
ausgekommen ist. Kurzfristig muss vor allem das konjunk-
turelle Problem angegangen werden. Die diskutierte »Ju-
gendgarantie« ist eine schöne Idee, die aber die Krisenlän-
der überfordert. Sie werden ohne zusätzliche Wachstums-
impulse nicht in der Lage sein, allen arbeitslosen Jugendli-
chen nach Abschluss der Schule oder nach dem Verlust des
Arbeitsplatzes eine Arbeitsstelle, eine Ausbildungs- oder
Weiterbildungsmöglichkeit oder einen Praktikumsplatz an-
zubieten. Das lässt sich allenfalls in einigen Ländern, wie in
Deutschland oder Österreich, wo die Idee herkommt, um-
setzen. Perspektiven wird man den Jugendlichen kurzfris-
tig nur durch ein europäisches Wachstumsprogramm in
wichtigen Infrastrukturbereichen mit europäischem Geld und
obligatorischen Mindestquoten für die Beschäftigung von
Jugendlichen und Ausbildungsplätzen geben können.

Nicht helfen wird das Standardrepertoire der Arbeitsmarkt-
deregulierung. Der Mindestlohn für Jugendliche wurde in
Griechenland um 33% gesenkt, ohne dass Besserung in
Sicht ist. Ebenso perspektivlos ist die Lockerung des Kün-
digungsschutzes. Ohne Wachstumsimpulse wird man da-
mit die Arbeitslosigkeit durch schnelleren Personalabbau nur
erhöhen.
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Das duale System der Berufsbildung 
als Allheilmittel zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit in (Süd-)Europa?
Möglichkeiten und Grenzen eines 
Systemtransfers

Eckdaten zur Jugendarbeitslosigkeit in Europa

Alarmierende Zahlen werden genannt, wenn es um die Ju-
gendarbeitslosigkeit in Europa, vor allem in den südeuropäi-
schen Mitgliedsländern der EU geht. War schon im Durch-
schnitt der EU 28 im Jahr 2012 fast jeder vierte junge Mensch
zwischen 15 und 24 Jahren von Arbeitslosigkeit betroffen
(Jugendarbeitslosenquote: 23%), lagen die entsprechenden
Quoten für Griechenland (55,3%) und Spanien (53,2%) mehr
als doppelt so hoch. Deutschland (8,1%) und Österreich
(8,7%) sowie die (nicht zur EU gehörenden Länder) Schweiz
(8,4%) und Norwegen (8,6%) erscheinen mit ihren vergleichs-
weise niedrigen Quoten schon nahezu als Paradies (vgl. 
Eurostat 2013).

In Spanien sind im Moment etwa eine Million junger Men-
schen in dieser Altersgruppe von Arbeitslosigkeit betroffen,
in Italien mehr als 600 000. Bezieht man Griechenland und
Portugal in die Betrachtung ein, hat sich die Zahl der Arbeits-
losen innerhalb der letzten fünf Jahre um »fast 800 000 Per-
sonen auf insgesamt rund 2 Mil. Arbeitslose unter 25 Jah-
ren« erhöht (vgl. Zimmermann 2013, 2). Deutschland ist hin-
gegen »das einzige Land in der EU, in dem die Arbeitslo-
sigkeit junger Menschen seit Jahren kontinuierlich im Rück-
gang begriffen ist« (ebd.).

Zwar ist bei der Interpretation dieser Daten zu berücksich-
tigen, dass diese Arbeitslosenquoten aus der Relation der
arbeitslosen jungen Menschen (5,6 Mill. in der EU 28) zu al-
len Erwerbspersonen in dieser Altersgruppe (24,4 Mill.) ge-
bildet werden, wobei die (33 Mill.) Nichterwerbspersonen
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nicht berücksichtigt sind, die sich überwiegend noch im
Bildungssystem befinden. Wird auch diese Gruppe in die
Berechnungen einbezogen, liegen die Anteile der jungen Ar-
beitslosen EU-weit mit 9,7% zwar wesentlich niedriger als
die Arbeitslosenquoten in Griechenland (16,1%), Spanien
(20,6%) und Portugal (14,3%) allerdings trotzdem deutlich
über dem EU-Durchschnitt, während Deutschland mit ei-
nem Anteil von nur 4,1% auch hier die Rangliste der euro-
päischen Staaten anführt (vgl. Eurostat 2013).

Doch auch bei diesen Zahlen ist im Hinblick auf Vergleich-
barkeit und Aussagekraft Vorsicht geboten. So werden z.B.
in Deutschland die Auszubildenden im dualen System zu
den Erwerbspersonen gerechnet, da ihre Ausbildungsver-
hältnisse – anders als bei schulischen Ausbildungen – als
Arbeitsverhältnisse gelten. Nicht berücksichtigt sind bei die-
sem Vergleich überdies andere wichtige Einflussfaktoren
auf die unterschiedliche Ausprägung der Jugendarbeits -
losigkeit.

Arbeitsmarkt und Ausbildungssystem als 
Einflussfaktoren auf Jugendarbeitslosigkeit

Zu den Einflussfaktoren auf Jugendarbeitslosigkeit gehö-
ren die wirtschaftliche Lage, die Situation auf den Arbeits-
märkten sowie die Konstitution der Ausbildungssysteme der
einzelnen Länder. So gibt es in den Ländern, die in höhe-
rem Maße von der wirtschaftlichen Krise betroffen sind, ent-
sprechend größere Probleme auf dem Arbeitsmarkt und
auch eine stärker ausgeprägte Jugendarbeitslosigkeit. Hin-
zu kommen die bildungssystemspezifischen Unterschiede.

Um diese Effekte quantitativ zu erfassen, muss man die Ju-
gendarbeitslosigkeit des jeweiligen Landes in Relation zur
Gesamtarbeitslosigkeit (nach ILO-Definition) setzen. Hierzu
sind in Tabelle 2 die Arbeitslosenquoten der unter 25-Jäh-
rigen den Arbeitslosenquoten der 25- bis 74-Jährigen ge-
genübergestellt.

Der daraus resultierende Quotient zeigt, inwieweit Jugend-
liche unter den Arbeitslosen in besonderem Maße benach-
teiligt sind. Trotz einer Erhöhung dieses Quotienten (der im
Jahr 2001 noch bei 1,01 gelegen hatte) auf 1,56 im Jahr
2012 sind Jugendliche in Deutschland unter den Arbeitslo-
sen im europäischen Vergleich nach wie vor am geringsten
benachteiligt (Rangplatz 1). In Norwegen ist das Risiko für
junge Menschen im Vergleich zu den älteren Menschen (bei
einer ähnlichen Arbeitslosenquote) hingegen mehr als dop-
pelt so groß wie in Deutschland (Rangplatz 24).

Im Datenreport des BIBB zum Berufsbildungsbericht 2012
sind entsprechende Berechnungen für die Entwicklung der
letzten 20 Jahre in den OECD-Ländern dokumentiert. Auch
dort zeigen sich zwischen den einzelnen Ländern zum Teil
erhebliche Unterschiede, und zwar sowohl im Hinblick auf
das Niveau als auch bei den Entwicklungsverläufen (vgl.
Hanf, Brzinsky-Fay et al. 2012, 403 ff.).

Zu einem »nicht unbeträchtlichen Anteil« werden diese Un-
terschiede mit der unterschiedlichen strukturellen Einbet-
tung des Übergangs zwischen Schule und Beruf erklärt.
Die Verfasser/-innen gehen deshalb davon aus, dass »selbst
bei gleichen demographischen und ökonomischen Rahmen-
bedingungen die Jugendarbeitsmärkte in Abhängigkeit von
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Tab. 1
Arbeitslosigkeit im europäischen Vergleich

Arbeitslosenquote in %, 
Personen von 15 bis 24 

Jahre

Ranking 
(2012)

Arbeitslosenquote in %, 
Personen von 25 bis 74 

Jahre

Betroffenheit der Jünge-
ren im Vergleich zu den 
Älteren: (ALQ 15–24)/

(ALQ 25–74)

Ranking 
(2012)

Land 2005 2009 2012 ALQ 
(15–24) 2005 2009 2012 2005 2009 2012 ALQ (15–24)/

(ALQ 25–74)
EU 27 18,7 20,0 22,8 von 28* 7,7 7,6 9,1 2,43 2,63 2,51 von 28*
Belgien 21,5 21,9 19,8 10 7,1 6,6 6,4 3,03 3,32 3,09 19
Dänemark 8,6 11,2 14,1 5 4,2 5,0 6,3 2,05 2,24 2,24 5
Deutschland 15,5 11,2 8,1 1 10,6 7,3 5,2 1,46 1,53 1,56 1
Griechenland 26,0 25,8 55,3 28 8,4 8,3 22,0 3,10 3,11 2,49 10
Spanien 19,7 37,8 53,2 27 7,7 15,9 22,7 2,56 2,38 2,34 6
Frankreich 21,1 23,5 24,6 16 7,9 7,8 8,7 2,67 3,01 2,83 16
Italien 24,0 25,4 35,5 25 6,2 6,4 8,9 3,87 3,97 3,97 25
Lettland 13,6 33,6 28,4 22 8,3 14,9 13,5 1,64 2,26 2,10 2
Luxemburg 14,3 16,5 18,0 7 3,8 4,1 4,2 3,76 4,02 4,29 28
Niederlande 9,4 7,7 9,5 4 4,5 3,0 4,5 2,09 2,57 2,11 3
Österreich 10,3 10,0 8,7 3 4,3 3,9 3,6 2,40 2,56 2,42 9
Portugal 16,1 20,0 37,7 26 6,8 8,7 14,0 2,85 2,30 2,69 13
Schweden 22,6 25,0 23,7 15 5,7 5,9 5,7 3,96 4,24 4,16 27
Vereinigtes 
Königreich 12,8 19,1 21,0 13 3,3 5,5 5,7 3,88 3,47 3,68 23
Norwegen 11,4 8,9 8,6 2 3,4 2,2 2,3 3,35 4,05 3,74 24
* EU 27 plus Norwegen.

Quelle: Eurostat: Daten aus LFS; Arbeitslosigkeit nach ILO-Konzept: Berechnungen des BIBB.
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der institutionellen Ausgestaltung des Übergangs in den Län-
dern höchst unterschiedlich ausfallen«. Bedeutsam sind hier-
für aus Sicht des Bildungssystems u.a.die Form und der An-
teil der beruflichen Bildung und aus Sicht des Arbeitsmark-
tes »der Grad an Beschäftigungsschutz sowie die Form
von Lohnfindungsprozessen«.

Als »entscheidendes Merkmal von Übergangssystemen« gilt
in diesem Zusammenhang die Form der beruflichen Bildung:
»In internationalen Vergleichen wird danach unterschieden,
ob die berufliche Bildung in allgemeinbildenden Schulen, in
speziellen Berufsschulen, in Unternehmen oder in einem
dualen System stattfindet« (ebd. S. 404).

In Ländern, in denen es ein duales System der Berufsaus-
bildung gibt (Deutschland, Österreich, Schweiz), sind die So-
zialpartner systematisch einbezogen sowohl bei der Defini-
tion von Ausbildungsinhalten, bei der Festlegung von Aus-
bildungsvergütungen als auch bei der Prüfung von Ausbil-
dungsleistungen. Hier gibt es eine »hochgradig standardi-
sierte« Berufsbildung mit transferfähigen Qualifikationen und
einer hohen »Übereinstimmung (»Matching«) zwischen Qua-
lifikationsanforderungen von Arbeitsplätzen und Qualifika-
tionen von Arbeitssuchenden«. Das Unternehmen ist als
Ausbildungsplatzanbieter gleichzeitig wichtigster Ausbil-
dungsort, weshalb »die Wahrscheinlichkeit einer Übernah-
me« als »vergleichsweise hoch« eingeschätzt wird. Aufgrund
dieser Systemmerkmale funktioniert der Übergang von der
Schule in die Erwerbstätigkeit »relativ reibungslos«, sofern
der Ausbildungsmarkt eine hinreichende Anzahl an Plätzen
bereitstellt. (ebd. S. 405).

In Ländern, die keine »formalisierte berufliche Ausbildung«
haben (z.B. Frankreich, Italien und Spanien), findet der Er-
werb berufsspezifischer Qualifikationen weitgehend am Ar-
beitsplatz statt (»on-the-job training«), während die Schu-
le »vorrangig allgemeine Qualifikationen vermittelt«. Weil
sich Unternehmen in diesen Ländern bei der Vergabe ih-
rer Arbeitsplätze nur an den vorgängigen Schulabschlüs-
sen orientieren können, ist »das Risiko eines Qualifikations-
Mismatches höher […] als in den Ländern mit dualem Aus-
bildungssystem. Als typische Systemmerkmale dieser Län-
der gelten deshalb die längeren Suchprozesse auf [den]
Jugendarbeitsmärkten«, die hohe Jugendarbeitslosigkeit
sowie der hohe »Anteil von befristeten Beschäftigungs-
verhältnissen für Berufseinsteiger/-innen«, mit dem sich Un-
ternehmen »gegen hohe Transaktionskosten abzusichern«
versuchen.

In den Ländern, in denen »berufliche Qualifikationen in mehr
oder weniger spezialisierten Berufsschulen vermittelt bzw.
berufliche Inhalte in die Curricula allgemeiner Schulen inte-
griert« werden (wie etwa in den Niederlanden und in Schwe-
den), fehlt häufig der Praxisbezug der Ausbildung, auch weil
»die Sozialpartner [i.a.R.] nicht in die Entwicklung von 

Curricula einbezogen« sind. Aus Sicht der Unternehmen ent-
halten die »entsprechenden beruflichen Abschlüsse […] nur
wenig aussagekräftige Hinweise über die beruflichen Qua-
lifikationen der Bewerber/-innen« und bergen insofern ein
hohes Risiko fehlender Passung. Darüber hinaus ist »die Bin-
dung an Unternehmen und damit die Chance einer Über-
nahme durch den Ausbildungsbetrieb geringer als in Län-
dern mit dualem System« (ebd. S. 406).

Die Auswirkungen dieser Unterschiede auf die Situation jun-
ger Menschen lassen sich anhand von Daten aus den letz-
ten 20 Jahren belegen: So liegt das Risiko für einen Jugend-
lichen in Deutschland, arbeitslos zu werden, im Schnitt nur
wenig höher als für einen Erwachsenen (Faktor 1,56, vgl.
Übersicht 1), während er in anderen Ländern bis zu viermal
so hoch sein kann.

Auf der anderen Seite liegt zum Beispiel in Spanien der An-
teil der jungen Hochschulabsolventinnen und -absolven-
ten, die auf Arbeitsplätzen beschäftigt sind, für die kein Hoch-
schulabschluss erforderlich ist, bei 45%. In Ländern mit dua-
ler Berufsbildung, wie z.B. der Schweiz, Deutschland oder
Dänemark, liegt dieser Anteil nur zwischen 15 und 20% (vgl.
Grollmann, Hanf und Hippach-Schneider 2011, 393).

Voraussetzungen zur Lösung der Arbeitsmarkt-
probleme von Jugendlichen in Europa

Angesichts der hier skizzierten Komplexität der Verflech-
tungen zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem dürf-
te zweierlei deutlich geworden sein: Erstens wird das Ar-
beitsmarktrisiko von jungen Menschen sehr stark von der
aktuellen Situation der jeweiligen nationalen Arbeitsmärkte
geprägt, die wiederum entscheidend von den Wirtschafts-
strukturen und der Wirtschaftskraft abhängt. Die aktuellen
Probleme, die viele Länder in Südeuropa in diesem Bereich
haben, können deshalb auch nicht allein durch eine Re-
form ihrer Berufsbildungssysteme behoben werden.

Zweitens hat man es bei allen Reformbemühungen mit Aus-
gangsbedingungen in den jeweiligen Ländern zu tun, die
langfristig gewachsen und entsprechend fest mit den poli-
tischen Strukturen, den Bildungssystemen und Arbeitsmärk-
ten verknüpft sind. Sie lassen sich deshalb – wenn über-
haupt – nur in längerfristiger Perspektive unter Berücksich-
tigung der jeweiligen Kontextbedingungen ändern. Aus die-
sem Grund können Berufsbildungssysteme auch nicht wie
z.B. Autos oder Software mit wenigen »Lokalisierungen« in
die Märkte anderer Länder exportiert werden. Auch das dua-
le System kann nicht im Sinne eines 1:1-Transfers exportiert
werden.

Eine wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche Um-
setzung solcher Reformen im Sinne einer schrittweisen
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Veränderung der vorhandenen Strukturen ist darüber hin -
aus die Bereitschaft der Betriebe in den betroffenen Län-
dern, sich in dualen Berufsbildungsformen zu engagieren
und Verantwortung zu übernehmen. Hinzu kommt, dass
ein klarer politischer Wille da sein muss, Dualität als Ele-
ment der Berufsbildung zu befördern. In vielen europäi-
schen Ländern hat die Berufsbildung jedoch ein Image-
Problem: Die akademische Ausbildung wird hier häufig als
das Maß aller Dinge bzw. als einzig erstrebenswert ange-
sehen. Damit eine duale Ausbildung als ernsthafte Alter-
native zum Studium wahrgenommen wird, gilt es, ihr Image
in diesen Ländern zu verbessern. Ein wichtiger Aspekt hier-
bei ist die Erhöhung der Durchlässigkeit zwischen der be-
ruflichen und der hochschulischen Bildung. Genauso wich-
tig ist es aber auch, die Betriebe von ihren Vorteilen zu
überzeugen (vgl. wiederum Grollmann, Hanf und Hippach-
Schneider 2011).

Beiträge des BIBB im europäischen Kontext

Die Verbindung von betrieblichem und schulischem Lernen
als zentrales Qualitätsmerkmal hochwertiger wirtschafts-
naher Berufsbildung wird in allen Staaten, mit denen das
BIBB kooperiert, anerkannt. Das ist eine wichtige Voraus-
setzung, auf die das BIBB in der Kooperation mit anderen
Ländern aufbaut. Sechs europäische Partnerländer (Grie-
chenland, Italien, Lettland, Portugal sowie die Slowakei und
Spanien) haben das auf einer Konferenz im Dezember 2012
in Berlin mit einem Memorandum dokumentiert. In der Zwi-
schenzeit startete auch eine europäische Initiative zu dem
Thema, die »Europäische Ausbildungsallianz«. Am 2. Juli
2013 haben sich aus Anlass der »World Skills« in Leipzig
die Generaldirektionen Bildung und Kultur sowie Beschäf-
tigung der EU-Kommission im Schulterschluss mit den So-
zialpartnern gemeinsam auf diese für die europäische Be-
rufsbildung wichtige Initiative festgelegt, die seither den Rah-
men für die Aktivitäten des BIBB bildet (vgl. Europäische
Kommission 2013).

Aus den bilateralen Vereinbarungen mit Italien und Spanien
sind verschiedene Aktivitäten entstanden, die vom BIBB un-
terstützt werden. Spanien und Italien haben den Willen zu
einer Dualisierung deutlich dokumentiert. In beiden Ländern
gab es im vergangenen Jahr wesentliche Veränderungen in
der Gesetzgebung, die eine Dualisierung der beruflichen Bil-
dung befördern sollen. In Spanien existiert bereits eine Fül-
le von Pilotprojekten (140), in denen verschiedene Formen
von Dualität ausprobiert werden.

In der Zusammenarbeit mit den spanischen und italienischen
Partnern geht es nun darum, diese bei der Reform ihrer
Berufsbildung zu unterstützen, ihnen nicht als »Besserwis-
ser«, sondern als »kritischer Freund« zur Seite zu stehen und

mögliche Antworten auf Fragen zu geben, die sich in die-
sen Ländern nun stellen.

Dabei hat sich das BIBB mit den beteiligten Ländern auf
einige konkrete Branchen und Berufsfelder geeinigt, in de-
nen gemeinsame Projekte und Aktivitäten durchgeführt
werden sollen. In Italien werden derzeit fünf Projekte ge-
plant, in denen modellhaft Strukturen entwickelt werden,
wie auf der Basis der neuen rechtlichen Möglichkeiten ei-
ne Ausweitung betrieblicher Abschnitte der vollzeitschuli-
schen Berufsbildung ermöglicht werden kann. Diese fünf
»Modellprojekte« sollen in den Bereichen Mechatronik,
Transport & Logistik und schließlich in der Windenergie an-
gesiedelt sein.

In der Kooperation mit Spanien sollen gemeinsame Projek-
te und Aktivitäten in den Berufsfeldern Mechatronik, Nah-
rungsmittelindustrie und Tourismus durchgeführt werden.
Eine Frage, die sich in Spanien stellt, ist z.B. wie die Aufga-
benteilung zwischen Lehrerinnen und Lehrern in der Schu-
le und dem betrieblichen Ausbildungspersonal in Zukunft
aussehen kann. Wie funktioniert das in Deutschland, und
welche Erfahrungen sind übertragbar? Die spanischen Part-
ner interessieren sich außerdem für die Frage, welche Mög-
lichkeiten der gegenseitigen Anrechnung von gelernten In-
halten vom einen Land in das andere bestehen. Dies ist ei-
ne wichtige Flankierung der steigenden Mobilität zwischen
den Ländern, insbesondere auch von spanischen Auszu-
bildenden und Arbeitnehmer/-innen.

Dabei ist klar, dass die Schwerpunkte der Zusammenarbeit
mit den einzelnen Ländern individuell vereinbart werden müs-
sen. So wie es keinen einfachen Export des dualen Systems
geben kann, gibt es auch nicht den einen besten Weg. Die
Aktivitäten des BIBB in dieser Zusammenarbeit sind unter
Berücksichtigung der jeweiligen nationalen Rahmenbedin-
gungen auf langfristige Wirkungen angelegt (vgl. Thomann
und Le Mouillour 2013).

Ausblick, offene Fragen und Herausforderungen

Selbst wenn die Reformbemühungen im Bereich der beruf-
lichen Bildung greifen, wird es vermutlich Jahre dauern, bis
sie sich spürbar positiv auf die Arbeitsmarktsituation der jun-
gen Menschen in diesen Ländern auswirken werden, und
das auch nur unter der Voraussetzung, dass es gleichzeitig
gelingt, die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu ver-
bessern. Ungeachtet dessen leistet der auf Initiative des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) mit der
»Ausbildungsallianz« eingeschlagene Weg einen vielverspre-
chenden Beitrag zur Schaffung eines gemeinsamen euro-
päischen Berufsbildungsraumes, dessen Gestaltung sich
erfreulicherweise sehr stark an den in Deutschland bewähr-
ten Prinzipien des dualen Systems orientiert.
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Jugendarbeitslosigkeit in den Mitglied-
staaten der EU – was kann und sollte
die EU tun?

Letztlich ist in der Wirtschaftswissenschaft unstreitig, dass
das Schrumpfen des realen BIP die Arbeitslosigkeit eines
Landes steigen lässt (vgl. etwa Okun 1962). Der massive
Anstieg der Arbeitslosigkeit in den von der derzeitigen Wirt-
schafts- und Finanzkrise am stärksten betroffenen Mitglied-
staaten der EU ist also prinzipiell keine Überraschung – zu-
mindest nicht für Ökonomen. Gleichwohl zeigen sich Jour-
nalisten und Politiker von den hohen Jugendarbeitslosen-
quoten in einigen Mitgliedstaaten überrascht und entsetzt.
Die Lösung des Problems sehen viele auf europäischer Ebe-
ne – allen voran die betroffenen Länder, die Europäische
Kommission und das Europäische Parlament. Doch was
können die Europäischen Institutionen überhaupt leisten,
und welche Bringschuld haben die Mitgliedstaaten?

Von statistischen Verzerrungen

Zunächst muss festgestellt werden, dass der Blick in die
Zeitung seit langem täuscht: In Griechenland und Spa-
nien sei mehr als jeder zweite Jugendliche arbeitslos, heißt
es dort. Denn die Jugendarbeitslosenquote habe die 50%-
Schwelle überschritten. Dieser Trugschluss ergibt sich aus
einer verbreiteten Fehlinterpretation dessen, was in diesen
Ländern unter der Jugendarbeitslosenquote verstanden
wird. Sie zeigt den Anteil der jugendlichen Arbeitslosen an
den jugendlichen Erwerbspersonen, also denjenigen, die
entweder arbeiten oder Arbeit suchen. Viele Jugendliche
befinden sich jedoch noch in Schule, Studium oder Aus-
bildung. Sie werden bei der Berechnung der Jugendar-
beitslosenquote – sofern sie für die Ausbildung keine Ver-
gütung bekommen oder nebenbei jobben oder Arbeit su-

i fo  Schne l ld ienst  16/2013 –  66.  Jahrgang – 29.  August  2013

14

Klaus-Dieter Sohn* Sebastian Czuratis**

* Klaus-Dieter Sohn ist Leiter des Fachbereichs Beschäftigungs- und So-
zialpolitik am Centrum für Europäische Politik, Freiburg.

** Sebastian Czuratis ist wissenschaftlicher Referent am Fachbereich 
Beschäftigungs- und Sozialpolitik am Centrum für Europäische Politik,
Freiburg.



Zur Diskussion gestellt

chen – nicht berücksichtigt. Zwischen den Mitgliedstaaten
ergeben sich daher systematische Unterschiede: In
Deutschland erhalten Auszubildende in der dualen Aus-
bildung eine Vergütung und zählen daher als Erwerbstäti-
ge. Sie vergrößern mithin den Nenner der Jugendarbeits-
losenquote. Wird derselbe Beruf in einem anderen Mitglied-
staat in rein schulischer Form, ohne Vergütung des Aus-
zubildenden, angeboten, so zählt dieser Auszubildende
nicht zu den Erwerbstätigen. Die Jugendarbeitslosenquo-
te ist dort ceteris paribus folglich größer. Um eine besse-
re Vergleichbarkeit und einen unverfälschteren Blick auf die
relative Lage der Jugendlichen in den einzelnen Mitglied-
staaten zu erhalten, empfiehlt sich daher ein Blick auf den
Jugendarbeitslosenanteil, also den Anteil der jugendlichen
Arbeitslosen an der Gesamtbevölkerung im Alter von 15 bis
24 Jahre.1

Wie Abbildung 1 zeigt, ist der Unterschied zwischen den
Jugendarbeitslosenquoten und den Jugendarbeitslosen-
anteilen insbesondere für Spanien, Griechenland und
Frankreich beeindruckend. 2012 betrug der Jugendar-
beitslosenanteil in Griechenland mit 16,1% weniger als ein
Drittel der dortigen Jugendarbeitslosenquote (55,3%). Zu-
dem zeigt der Vergleich der Jugendarbeitslosenquoten mit
den Jugendarbeitslosenanteilen, dass nicht Griechenland,
sondern Spanien am stärksten von Jugendarbeitslosigkeit
betroffen ist. Die hohen Jugendarbeitslosenquoten über-
zeichnen die Lage der jungen Menschen in diesen Län-
dern also dramatisch. Aber auch Jugendarbeitslosenan-
teile von bis zu 20% wie in Spanien – hier sucht in der Tat
jeder fünfte junge Mensch Arbeit – sind gesellschaftspo-
litisch und ökonomisch höchst problematisch. Neben der
sozialen Absicherung und Weiterbildung der Arbeitslosen
fallen Kosten auch in Form entgangener Steuereinnahmen

an. Aber auch auf individueller Ebene des
Betroffenen führt eine länger anhaltende Ar-
beitslosigkeit zu Problemen, die sich wie-
derum langfristig negativ auf volkswirt-
schaftlicher Ebene auswirken.

Es droht (k)eine verlorene 
Generation

In den Medien und auch von Politikern ist
oft zu hören, dass Europa aufgrund der ho-
hen Jugendarbeitslosigkeit eine verlorene
Generation drohe. Doch was ist dran an die-
ser Behauptung? Umfangreiche empirische
Untersuchungen zu den Folgen der erleb-
ten Arbeitslosigkeit auf das spätere Er-
werbsleben zeigen, dass bei erlebter Ar-

beitslosigkeit die Wahrscheinlichkeit späterer Arbeitslosig-
keit zunimmt und auch zukünftige Lohneinkommen ten-
denziell geringer sind als bei Menschen, die nicht arbeits-
los waren (vgl. Schmillen und Umkehrer 2013; Verho 2008).
Die demographische Entwicklung wird diese Effekte ver-
mutlich deutlich abschwächen, denn in Zeiten eines knap-
per werdenden Arbeitsangebots werden die Unternehmen
auch weniger Qualifizierte und von Arbeitslosigkeit »ge-
zeichnete« Menschen einstellen. Mithin ist die Angst vor
dem Verlust einer ganzen Generation in Europa bei einem
Jugendarbeitslosenanteil von bis zu 20% übertrieben. Ei-
ne Zunahme an Arbeitslosen ist in einer Rezession völlig
normal, und junge Menschen gehören in wirtschaftlich
schlechten Zeiten regelmäßig zu den ersten, die entlas-
sen werden. Denn sie haben in der Regel wenig allgemei-
ne und betriebsspezifische Arbeitserfahrung und relativ ge-
ringe Entlassungskosten. Wie Abbildung 2 zeigt, sind aber
nicht nur junge Menschen von wirtschaftlichen Auf- und
Abschwüngen betroffen, denn die Gesamtarbeitslosen-
quote schwankt parallel zur Jugendarbeitslosenquote –
sowohl für Griechenland als auch für die aggregierten Wer-
te der EU 27. Die Jugendarbeitslosigkeit darf daher nicht
nur als isoliertes Phänomen betrachtet werden, wenngleich
sie in vielen Mitgliedstaaten durch strukturelle Probleme
der Bildungs- und Beschäftigungspolitik verstärkt wird.
Folglich dürfen sich mögliche Lösungsvorschläge auch
nicht nur auf junge Menschen konzentrieren.

Zudem hat die steigende Jugendarbeitslosigkeit auch lang-
fristig schädliche volkswirtschaftliche Folgen. Eine neue Un-
tersuchung zeigt, dass die derzeitige Krise einen negativen
Einfluss auf die Geburtenraten junger Frauen hat (vgl. Gold-
stein et al. 2013). Auch diesem Aspekt müssen Politiker,
Journalisten und Ökonomen ihre Aufmerksamkeit widmen,
zumindest dann, wenn die Krise noch länger andauert. Denn
die demographische Entwicklung ist die große Herausfor-
derung unserer Zeit.
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Abb. 1

1 Die breite Fehlinterpretation von Jugendarbeitslosenquoten hat Eurostat
mittlerweile dazu bewogen neben der Jugendarbeitslosenquote auch
den Jugendarbeitslosenanteil zu veröffentlichen.
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Was tut die EU, und was kann die EU tun?

Die EU hat sich mit ihrer Strategie »Europa 2020» ehrgeizi-
ge beschäftigungs- und bildungspolitische Ziele gesetzt: Bis
zum Jahr 2020 soll die Beschäftigungsquote der 20- bis 64-
Jährigen auf 75% steigen, die Quote der Hochschulabsol-
venten eines Jahrgangs auf 40% erhöht werden und die
Schulabbrecherquote auf unter 10% sinken. 

Die Wirtschafts- und Finanzkrise und ihre massiven Folgen
für Output und Beschäftigung in vielen Mitgliedstaaten be-
drohen diese ehrgeizigen Ziele erheblich. Gleichzeitig zeigt
ein Blick in die Europäischen Verträge aber: Die der EU über-
tragenen Kompetenzen im Bereich der Beschäftigungs-
politik lassen tiefgreifende Arbeitsmarktreformen auf EU-
Ebene nicht zu, diese sind den Mitgliedstaaten vorbehal-
ten. In diesen jedoch werden zahlreiche erforderliche Re-
formen, wie die Absenkung von Mindestlöhnen und Locke-
rungen beim Kündigungsschutz, nicht angegangen, weil
der innenpolitische Widerstand als zu groß angesehen wird.
Es ist deshalb umso wichtiger, dass die EU zum einen län-
derspezifische Empfehlungen ausspricht, die solche not-
wendigen Strukturreformen des jeweiligen Arbeitsmarktes
einfordern, und zum anderen die nationalen Arbeitsver-
waltungen und Sozialpartner gemeinsam in das Erarbeiten
von Reformprogrammen, basierend auf dem Austausch von
best practices, einbindet.

Wie wichtig der Blick über den nationalen Tellerrand ist, wird
deutlich, wenn man die von der OECD viel gescholtene
»niedrige« Quote der Hochschulabsolventen in Deutsch-
land betrachtet. Der starre Blick auf die Quote der Hoch-
schulabsolventen verkennt den Wert der arbeitsmarktna-
hen dualen Berufsausbildung. So haben in der Gruppe der
25- bis 34-Jährigen in Deutschland zwar nur 28% einen ter-
tiären Bildungsabschluss und in Österreich gar nur 21%
(EU-Durchschnitt 36%; Frankreich 43%) (vgl. OECD 2013).

Aber durch das duale Ausbildungssystem
erhalten die jungen Menschen in Deutsch-
land und in Österreich eine arbeitsmarkt-
nahe Berufsausbildung, die den Bedürfnis-
sen der Unternehmen entspricht, am Markt
nachgefragt wird und wesentlich zu der sehr
guten Lage auf den dortigen Arbeitsmärk-
ten beiträgt. Die »niedrige« Quote der Hoch-
schulabsolventen ist nicht zuletzt eine Fol-
ge der dualen Ausbildung. Am Ende zählt
nicht der gewählte Weg, sondern das Er-
reichen des Ziels. Und das Ziel muss sein,
dass jeder junge Mensch eine Ausbildung
erhält, die ihm die nötigen Qualifikationen für
die Berufswelt an die Hand gibt. Hier hat sich
die duale Ausbildung bewährt. Entsprechen-
de Modellversuche werden – zum Teil staat-
lich gefördert – bereits in Spanien, Portugal
und Italien unternommen. An dieser Stelle

kann die EU die im mehrjährigen Finanzrahmen für die Be-
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit vorgesehenen 6 Mrd.
Euro sinnvoll einsetzen. 

Zudem sollte die EU die beschäftigungspolitischen Rahmen-
bedingungen überall dort verbessern, wo es ihr aufgrund
der in den Europäischen Verträgen übertragenen Kompe-
tenzen möglich ist. So gibt es trotz des Rechts auf Arbeit-
nehmerfreizügigkeit (Art. 45 AEUV), der Grundlage für die
grenzüberschreitende Arbeitnehmermobilität, immer wieder
nationale Regelungen, die spezielle Teile der heimischen
Arbeitsmärkte abschotten.2 Eine weitere Baustelle für die EU
ist die leichtere Anerkennung von Berufsqualifikationen, die
in anderen Mitgliedstaaten erworben wurden, und die Ver-
ringerung der Zahl der reglementierten Berufe. Freilich im-
mer unter der Prämisse, das höchstmögliche Ausbildungs-
niveau als Basis zu nehmen, insbesondere bei sicherheits-
relevanten Berufen, wie im Gesundheitssektor. Eine EU-
Regelung darf nicht dazu führen, dass die hochwertige dua-
le Ausbildung durch zu geringe Standards bei der Anerken-
nung von Berufsausqualifikationen geschwächt wird, wie es
der derzeitige Richtlinienvorschlag der Kommission implizit
vorsieht.3

Was die EU jedoch nicht leisten kann und ordnungspolitisch
auch nicht darf, sind Ad-hoc-Maßnahmen wie die Subven-
tionierung ausschließlich jugendlicher Beschäftigung, etwa
durch eine Teilfinanzierung der Sozialversicherungsbeiträge,
wie mancherorts gefordert wird. Erstens sind von derlei Maß-
nahmen stets Mitnahme- und Drehtüreffekte zu erwarten.
Zweitens hat die EU keine ausreichenden finanziellen Mit-
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2 So war es ausländischen Reiseleitern bis Mai 2006 verboten, in Italien ei-
ne Reisegruppe zu begleiten. Und auch danach versuchten die Behör-
den, diese Beschränkung aufrechtzuerhalten. (vgl. Heims 2010).

3 Vgl. KOM(2011) 883 Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 2005/36/EG
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen sowie Sohn und 
Czuratis (2012).
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tel, um auf breiter Front eine Wirkung zu erzielen. Bei 6 Mrd.
Euro für einen Zeitraum von zwei Jahren und EU-weit über
5 Mill. jugendlichen Arbeitslosen verbleiben für eine Indivi-
dualförderung ohnehin keine nennenswerten Beträge. Eine
Ausweitung der EU-Gelder zur Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit ginge zudem zwingend mit einer stärkeren Um-
verteilung zwischen den Mitgliedstaaten einher. Und drittens
sollten die Maßnahmen der Schaffung von Arbeitsplätzen
insgesamt dienen und nicht auf jugendliche Arbeitslose be-
schränkt bleiben. Daher ist zunächst zu fragen, was die be-
troffenen Mitgliedstaaten selber tun können.

Was können die Mitgliedstaaten tun?

Die Wirtschafts- und Finanzkrise ist ebenso wenig von heu-
te auf morgen entstanden wie die strukturellen Probleme
bei den Bildungssystemen und Arbeitsmärkten vieler Mit-
gliedstaaten. Ergo sind die Folgen der Bildungs- und Ar-
beitsmarktpolitik auch nicht von heute auf morgen zu lö-
sen. Umso wichtiger ist es, dass die nationalen Regierun-
gen heute Reformen einleiten, um zumindest mittelfristig
Erfolge einzufahren. Die notwendigen Reformen betreffen
vier Bereiche. 

Erstens muss sich die Ausbildung an den Bedürfnissen der
Unternehmen orientieren. D.h. es darf nicht am Markt vor-
bei ausgebildet werden. Als erfolgreicher Weg hat sich die
duale Ausbildung erwiesen. Allerdings ist die Einführung ei-
ner flächendeckenden dualen Ausbildung ein langwieriger
Prozess mit vielen Beteiligten. Der Staat muss die Infrastruk-
tur bereitstellen und gemeinsam mit den Unternehmen die
Ausbildungsinhalte definieren. In den Unternehmen müssen
sich Ausbilder finden, die sich um die Lehrlinge kümmern.
Zu guter Letzt bedarf es der gesellschaftlichen Akzeptanz
dieses Ausbildungskonzepts. Obwohl die Erfolge erst mit-
tel- bis langfristig zu verbuchen sein werden, also regelmä-
ßig nicht vor dem nächsten Wahltermin, sollte die Politik die-
se Maßnahmen einleiten. 

Zweitens sollte der Mindestlohn unter Einbindung der Sozi-
alpartner abgeschafft, zumindest aber abgesenkt werden,
denn er verbaut jungen Menschen in vielen Mitgliedstaaten
den Berufseintritt. Ein junger Mensch ohne Berufserfah-
rung und mit einer arbeitsmarktfernen oder gar keiner Be-
rufsausbildung findet bei einem hohen Mindestlohn keine
Anstellung. Man verbaut ihm damit gleichzeitig die Chance,
sich im Beruf weiter zu qualifizieren. 

Drittens müssen neben der EU auch die einzelnen Mitglied-
staaten die Arbeitnehmermobilität fördern. Dies gilt gleicher-
maßen für Mitgliedstaaten mit hoher Jugendarbeitslosig-
keit und Mitgliedstaaten mit Fachkräftemangel und zu we-
nig Auszubildenden. Zu denken ist hier beispielsweise an
freiwillige Sprachkurse für Arbeitslose oder Zuschüsse zu

Reisekosten, die bei Bewerbungsgesprächen anfallen. Zu-
dem muss die Effizienz der Arbeitsverwaltungen verbessert
werden, beispielsweise indem die Arbeitsverwaltungen zu-
mindest alle jene gemeldeten freien Arbeitsplätze und Aus-
bildungsstellen EU-weit ausschreiben, die im eigenen Mit-
gliedstaat nur schwer besetzt werden können.

Viertens müssen die Arbeitsmärkte flexibilisiert werden, um
auf künftige Krisen besser reagieren zu können. Hierzu zählt
unter anderem die Einführung von Kurzarbeitsregelungen
und die Möglichkeit, in einzelnen Betrieben zumindest vor -
übergehend durch Betriebsvereinbarungen von Tarifverträ-
gen abzuweichen.
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Was tun gegen die Jugendarbeits -
losigkeit in Europa? Einführung der 
dualen Berufsausbildung

Bei der Verständigung der G-20-Arbeitsminister 2011 in
Paris und 2012 in Guadalajara über die Empfehlung an ih-
re Regierungen, die duale Berufsausbildung in ihren Län-
dern zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit einzuführen,
bedurfte es keiner langwierigen Beratungen. Die Fakten
sprachen für sich: In den Ländern mit einem entwickelten
dualen Berufsbildungssystem liegen die Arbeitslosenquo-
ten für Jugendliche deutlich unter 10%, wohingegen die
Jugendarbeitslosigkeit in den Ländern mit schulischen und
unterentwickelten Berufsbildungssystemen Größenordnun-
gen von über 50% erreicht und selten unter 20% absinkt.
Seither haben zahlreiche EU-Länder und die europäische
Kommission mit ihrer 6 Mrd. Euro schweren »Jugendga-
rantie« (2014–2020) Programme zur Etablierung der dua-
len Berufsausbildung aufgelegt. Ob dieser Programm- und
Maßnahmenschub zum gewünschten Erfolg führt, ist je-
doch offen.

Bereits die Verständigung der Experten darüber, was die we-
sentlichen Merkmale einer dualen Berufsausbildung sind, ge-
staltet sich als unerwartet schwierig, da mit dem englischen
Begriff »Apprenticeship« höchst unterschiedliche Formen be-
ruflicher Bildung bezeichnet werden, die Elemente ›praxis-
bezogenen Lernens‹ oder Phasen der Arbeitserfahrung
(Work Experience) einschließen. Die Dauer der Apprentice-
ship-Programme kann von wenigen Wochen bis zu fünf Jah-
ren variieren. Dementsprechend werden die dabei erreich-
ten Abschlüsse dem zweiten bis fünften Qualifikationsniveau
in den acht- bis zehnstufigen nationalen und internationa-
len Qualifikationsrahmen zugeordnet. Eine Verständigung
über die Merkmale einer innovativen dualen Berufsbildung
steht noch aus. Daher hat das International Research Net-
work on Innovative Apprenticeship (INAP) Standards für die
Gestaltung, Organisation und Steuerung moderner Berufs-

bildungssysteme formuliert (INAP 2012). Wenn diese Ein-
gang in den internationalen Berufsbildungsdialog finden wür-
den, wäre dies ein wesentlicher Schritt zur Qualitätsentwick-
lung im Bereich der beruflichen Bildung. 

Positiv ist an der G-20- und EU-Initiative »Duale Berufsaus-
bildung«, dass die Qualifizierung der Fachkräfte für den in-
termediären Beschäftigungssektor, der knapp zwei Drittel
der Beschäftigten in den OECD-Ländern umfasst, in das
Zentrum der Arbeitsmarktpolitik rückt. Problematisch ist da-
gegen die ausgeprägte (bis ausschließliche) sozialpolitische
Akzentuierung dieser Berufsbildungsinitiativen. Übersehen
und weitgehend ausgeblendet wird dabei, dass ein hoch
entwickeltes System dualer Berufsbildung, eingebettet in ein
vertikal durchlässiges Berufsbildungssystem, ein kaum zu
überschätzender Faktor für die Wettbewerbsfähigkeit und
das Innovationspotenzial der Unternehmen und Volkswirt-
schaften darstellt. Der Schweizer Ökonom R. H. Strahm
weist dies mit seinem »Wirtschaftsbuch Schweiz: Warum
wir so reich sind« (Strahm 2010) eindrucksvoll nach. Sein
Fazit lautet: »Alle Hauptfaktoren unseres Reichtums – die
hohe Produktivität, die hohe Erwerbsbeteiligung der Bevöl-
kerung und die internationale Konkurrenzfähigkeit mit ho-
her Exportkraft – hängen […] mit unserem [dualen] Berufs-
bildungssystem zusammen. [Es] ist der entscheidende his-
torische Erfolgsfaktor, welcher die ›Swissness‹, die Schwei-
zer Qualitätsarbeit und die hohe Wertschöpfung der Wirt-
schaft ausmacht« (ebd., S. 7).

Circa 70% eines Altersjahrganges entscheiden sich in der
Schweiz für eine drei- bis vierjährige duale Berufsausbil-
dung. Diese und das berufsbezogene Abitur, das optional
während einer dualen Berufsausbildung erworben werden
kann, sind die Voraussetzungen für ein Fachhochschul-
studium. Die Fachhochschulen sind als Orte der höheren
Berufsausbildung Teil des vertikal durchlässigen Schweizer
Berufsbildungssystems. Ihre Absolventen werden von den
Unternehmen gegenüber den Absolventen vergleichbarer
universitärer Studiengänge bevorzugt als Führungskräfte
eingesetzt. 

Die hohe Attraktivität des beruflichen Bildungsweges trägt
dazu bei, dass die Studienanfängerquote der Schweiz mit
unter 40% eines Altersjahrganges deutlich unter dem OECD-
Durchschnitt von zurzeit ca. 60% liegt. Als ein ökonomisches
Paradoxon gilt in diesem Zusammenhang die Tatsache, dass
die Schweiz trotz einer niedrigen Quote von Hochschulab-
solventen den höchsten Anteil an innovativen KMUs (klei-
nere und mittlere Unternehmen) aufweist. Der Anteil der
KMUs, die Innovationen betreiben, lag vor der Finanzkrise
(2005) bei 55%. Deutschland und Österreich erreichten Wer-
te von 45% und 42%. In Frankreich und Großbritannien la-
gen diese Werte bei 29% und 22% (ebd., S. 40). Das rela-
tiv hohe Innovationspotenzial der KMUs in der Schweiz,
Deutschland und Österreich lässt sich auf das System der
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dualen Berufsausbildung zurückführen. In einer Vielzahl von
Vergleichsuntersuchungen zur Arbeitsproduktivität und Wett-
bewerbsfähigkeit britischer und deutscher Unternehmen
wird die deutlich höhere Arbeitsproduktivität der deutschen
Unternehmen auf die Qualifizierung der Fachkräfte auf Fach-
arbeiter- und Meisterebene zurückgeführt (vgl. zusammen-
fassend Reformwerkstatt NRW 2007, 21 ff.). Die Erosion der
Meisterschaft und der Meisterlehre (duale Berufsbildung)
im Vereinigten Königreich und in anderen OECD-Ländern
ging einher mit einer von der OECD propagierten ›College-
for-All‹-Politik. Diese hat zur Deindustrialisierung in diesen
Ländern erheblich beigetragen. Als eine geradezu dramati-
sche Auswirkung der Deindustrialisierung gilt die hohe Ju-
gendarbeitslosigkeit.

Der Schlüssel für ein funktionierendes Zusammenspiel zwi-
schen beruflicher Bildung und Arbeitsmarkt – für den naht-
losen Übergang vom Bildungs- in das Beschäftigungssys-
tem – sind vor allem innovative kleinere und mittlere Unter-
nehmen, die dem nationalen und internationalen Qualitäts-
wettbewerb gewachsen sind, sowie eine entwickelte Indus-
trie, die sich an der dualen Berufsausbildung beteiligt. Die
Mainstream-Position der Bildungsexperten ist jedoch eine
andere. Für sie gilt bis heute Daniel Bells Schrift »The 
Coming of Post-Industrial Society« von 1973 als das Evan-
gelium für die Entwicklung der Wissensgesellschaft. Indus-
trie, produzierendes Gewerbe und berufliche Bildung sind
danach Merkmale vergangener Epochen der gesellschaft-
lichen Entwicklung. Die Deindustrialisierung erscheint als ei-
ne Innovation. In der Wissensgesellschaft, so Daniel Bells
zentrale These, ist das theoretische wissenschaftliche Wis-
sen das neue axiale System, um das sich alles drehe. Und
dieses Wissen werde im Wissenschaftssystem – in gehöri-
gem Abstand zu den Qualifikationsanforderungen der Wirt-
schaft – hervorgebracht. Die berufliche Bildung, d.h. die Qua-
lifizierung von Fachkräften für den intermediären Sektor, kom-
men in seinem Leitbild der Wissensgesellschaft nicht mehr
vor (vgl. Bell 1975). Die Verankerung seiner zentralen The-
se in der Programmatik der Bildungs- und Innovationspoli-
tik der OECD und zahlreicher ihrer Mitgliedsländer in der
Form der ›College-for-All‹-Politik dürfte zur Deindustrialisie-
rung und zur Erosion beruflicher Bildungssysteme und in der
Folge zur Erhöhung der Jugendarbeitslosigkeit und zum Ver-
lust an Wettbewerbsfähigkeit und Wohlstand erheblich bei-
getragen haben. 

Die Vorstellung, dass die hohe Jugendarbeitslosigkeit in
Europa und in den G-20-Ländern durch eine Berufsbildungs-
reform _ die Einführung der dualen Berufsausbildung _ rasch
behoben werden könne, hat mit der Realität ökonomischer
Entwicklungsprozesse und dem Wandel von Bildungstra-
ditionen wenig zu tun. Der notwendige Strukturwandel hin
zu innovativen KMUs, der (Re)Etablierung der Meisterschaft
für Industrie und ein modernes Handwerk sind eine wesent-
liche Voraussetzung für die Entwicklung einer dualen Be-

rufsausbildung. Der notwendigen Beteiligung der Unterneh-
men an der dualen Berufsausbildung kommt entgegen, dass
die betriebliche Ausbildung nicht nur als ein sich selbst fi-
nanzierendes System gestaltet werden kann – der Nettoer-
trag der betrieblichen Berufsbildung der Schweiz liegt bei
ca. 500 Mill. Schweizer Franken –, sondern dass die Erhö-
hung der Ausbildungsqualität in der Regel auch zu einer Stei-
gerung der Rentabilität der Ausbildung führt (vgl. Piening
und Rauner 2013). Zugleich ist die in den Unternehmen weit
verbreitete und in der Bildungsökonomie etablierte Vorstel-
lung, dass sich der ›Return of Investment‹ erst nach einer
abgeschlossenen Ausbildung einstellt, ein ganz entschei-
dendes Hindernis für die Beteiligung der Unternehmen an
einer dualen Berufsausbildung. Das vermutete finanzielle Ri-
siko, das vor allem in der Phase des Aufbaus einer dualen
Berufsausbildung gesehen wird, resultiert aus der Befürch-
tung, dass die ausgebildeten Fachkräfte von den nicht-aus-
bildenden Betrieben abgeworben werden und der Return of
Investment ausbleibt. 

Daher gehört die Verbreitung der Einsicht, dass eine hohe
Ausbildungsqualität nur Gewinner kennt – die Unternehmen,
die Auszubildenden und die Gesellschaft, die mit den so
qualifizierten Fachkräften einen wesentlichen Beitrag zur Ver-
meidung von Armut leistet – zu den vordringlichen Aufga-
ben der Aufklärung über die Vorzüge einer dualen Berufs-
ausbildung.

Obwohl es einige Jahrzehnte dauern dürfte, bis Länder mit
einer schulischen Berufsbildungstradition funktionierende
und stabile duale Berufsbildungssysteme aufgebaut haben,
spricht alles dafür, diesen Weg zu beschreiten. Die Reduzie-
rung der Jugendarbeitslosigkeit erfordert jedoch Maßnah-
men und Strategien, die bereits heute und in der nahen Zu-
kunft ihre Wirkung entfalten auf lokaler, regionaler, nationa-
ler und europäischer Ebene. Erfolgsversprechend sind auf-
einander abgestimmte arbeitsmarkt-, wirtschafts- und bil-
dungspolitische Programme und Maßnahmen, die zugleich
die längerfristig angelegte innovationspolitisch ausgerich-
tete Strukturentwicklung der beruflichen Bildung nicht aus
dem Auge verlieren. 

Was in einer Reformstrategie 
›Duale Berufsbildung‹ beachtet werden sollte

Ein Reformprogramm und eine Reformstrategie ›Duale Be-
rufsbildung‹ muss so angelegt sein, dass die Komplexi tät
des Reformvorhabens durch einen Prozess der formati-
ven Evaluation begleitet wird. Sehr grob lassen sich drei
Phasen für ein Reformprojekt ›Duale Berufsbildung‹ un-
terscheiden.

In einer ersten Phase geht es um die Etablierung eines mit-
einander verschränkten nationalen, regionalen und lokalen
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Berufsbildungsdialoges sowie der Berufsbildungsforschung
unter Beteiligung der Repräsentanten der pluralen Steue-
rung des dualen Berufsbildungssystems: der Sozialpartner
und der Lernorte Betrieb und Schule, gestützt durch eine
ressortübergreifende Berufsbildungspolitik.

Positive Beispiele sind der Berufsbildungsdialog auf natio-
naler und lokaler Ebene in der Schweiz, Deutschland und
Dänemark. So basieren z.B. die Beratungen und Beschlüs-
se des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufs-
bildung (Deutschland) auf den Forschungs- und Entwick-
lungsergebnissen des BIBB. Der Hauptausschuss verfügt
über die Möglichkeit, entsprechende Forschungsvorhaben
zu initiieren.

Erst auf der Grundlage der diskutierten und ausgewerteten
Forschungsergebnisse ist es möglich, ein Reformprogramm
zu entwerfen und die Reformschritte festzulegen. Zugleich
muss die Planung und Steuerung dieses Prozesses im Sin-
ne einer »rollenden Reform« offen sein für die notwendigen
Korrekturen, die sich aus der formativen Evaluation und dem
Berufsbildungsdialog ergeben. 

In einer zweiten Phase bedarf es des Aufbaus der Infrastruk-
tur für ein duales Berufsbildungssystem. Dazu gehören

− ein umfassendes Berufsbildungsgesetz, das alle Berei-
che der beruflichen Bildung regelt (s. das Berufsbildungs-
gesetz der Schweiz). Ein umfassendes Berufsbildungs-
gesetz sollte eher den Charakter eines Rahmengeset-
zes haben, das die strategischen Funktionen der Steue-
rung und Unterstützung des Berufsbildungssystems auf
nationaler Ebene regelt und zugleich Raum bietet für die
lokale Ausgestaltung der dualen Berufsbildung unter Aus-
schöpfung der lokalen und regionalen Ressourcen.

− die Entwicklung und Etablierung von Governancestruk-
turen für duale Berufsbildungssysteme. Hier  bieten Län-
der wie Österreich, Deutschland und vor allem die
Schweiz eine Fülle guter Beispiele (vgl. Bertelsmann Stif-
tung 2009).

− Ein nationales Modellversuchsprogramm, das zur Stär-
kung des Innnovationsprozesses der dualen Berufsbil-
dung beiträgt, mindert das Risiko von Fehlentwicklungen
erheblich (vgl. Rauner 2004).

− Der Aus- und Weiterbildung von Berufsschullehrern und
Ausbildungsleitern für die relevanten Berufsfelder sowie
von Berufsbildungsplanern und der Ausbildung von Aus-
bildern kommt eine Schlüsselrolle zu (vgl. Hangzhou-De-
klaration 2005).

− die Etablierung eines die Ressorts Wirtschaft, Arbeit und
Bildung übergreifenden nationalen Amts oder Instituts
berufliche Bildung sowie eine leistungsfähige Berufsbil-
dungsforschung als notwendiger Pfeiler für die erfolgrei-
che Etablierung dualer Berufsbildungssysteme. Schwer-
punkte der Bildungsplanung und -forschung sind die Be-

rufsforschung und -entwicklung, die domänenspezifische
Qualifikations- und Curriculumforschung/-entwicklung,
die Berufsbildungsstatistik und Berichterstattung beruf-
liche Bildung, die Kompetenzdiagnostik sowie die Trä-
gerschaft für Modellversuchsprogramme. 

In einer dritten Phase bietet sich als Schwerpunkt des In-
novationsprojekts ›Duale Berufsbildung‹ die Etablierung ei-
nes durchgängigen dualen Bildungsweges an. 

Die Attraktivität der dualen Berufsausbildung hängt ganz ent-
scheidend davon ab, dass diese eingebettet ist in einen
durchgängigen dualen Bildungsweg. Die duale Hochschu-
le Baden-Württemberg verfügt über das Potenzial ›guter‹
Praxis, wenn es gelingt, den Zugang zum dualen Studium
in Anlehnung an das Schweizer Modell des Zugangs von
Absolventen der Berufslehre zum Schweizer Fachhochschul-
studium zu regeln.

Nur wenn es gelingt, die duale Berufsausbildung so zu ge-
stalten, dass sie einen gleichwertigen Zugang zur tertiären
Bildung (dualer Bildungsweg) ermöglicht, wird es gelingen,
die verbreitete Stigmatisierung der beruflichen Bildung ab-
zubauen und damit zugleich die Attraktivität der dualen Be-
rufsausbildung zu erhöhen.

Fazit

Unter den Bedingungen des internationalen Qualitätswett-
bewerbs bleibt die Qualifizierung der Beschäftigten für die
direkt wertschöpfende Arbeit im intermediären Beschäfti-
gungssektor – auf der Ebene der Facharbeiter und -ange-
stellten sowie der mittleren Führungskräfte – von zentraler
ökonomischer Bedeutung. Es ist absehbar, dass der Anteil
der Hochqualifizierten – auch in den entwickelten Ländern
– nach allen einschlägigen Analysen 20% der Beschäftig-
ten kaum überschreiten dürfte. 

Flache Unternehmenshierarchien sowie die Verlagerung von
Kompetenzen und Verantwortung in die direktwertschöp-
fenden Aufgabenbereiche der Unternehmen erfordern eine
entwickelte duale Berufsausbildung. Demgegenüber bewirkt
eine Qualifizierungsstrategie, die auf modularisierte Zertifi-
zierungssysteme setzt, nicht die erhoffte und propagierte
Flexibilität der Arbeitsmärkte, sondern eine Dequalifizierung
der Beschäftigten und verstärkt die Deindustrialisierungs-
prozesse.

Eine funktionierende duale Organisation beruflicher Bildung
auf der Grundlage breitbandiger Kernberufe trägt entschei-
dend zur Entwicklung beruflicher Identität und damit auch
zur Erhöhung der Bereitschaft bei, Verantwortung im Ar-
beitsprozess sowie darüber hinaus im Kontext außerbetrieb-
licher, gesellschaftlicher Aufgabenfelder zu übernehmen. Ei-
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ne breit etablierte duale Berufsbildung ist daher auch eine
wichtige Voraussetzung zur Integration von Jugendlichen
in die Gesellschaft.

Die europäische Kommission könnte ihre Ressourcen, die
sie (bisher) in die Entwicklung von Qualifikationsrahmen und
andere Klassifizierungssysteme – von zweifelhaftem Wert –
investiert (hat), für ein Innovationsprojekt »Duale Berufsbil-
dung« nutzen.
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Was tun gegen die Jugendarbeits -
losigkeit in Europa?

In Krisenzeiten haben es Jugendliche immer schwer. Priva-
te und öffentliche Arbeitgeber müssen ihre Belegschaften
verkleinern, sie versuchen ihre Stammbelegschaft zu erhal-
ten und haben keinerlei Ersatzbedarf. Leidtragende sind
die jungen Leute, die in einer solchen Phase in das Berufs-
leben eintreten. Dieses Phänomen ist nicht neu, es tritt je-
doch in den Ländern Südeuropas derzeit mit einer Deut-
lichkeit zutage, die ein »weiter so« nicht zulässt.

In dieser Situation schauen verantwortliche Politiker in die-
sen Ländern nach Deutschland. Die relativ geringe Jugend-
arbeitslosigkeit in den Ländern mit einer dualen Berufsaus-
bildung ist eine Tatsache, die mit noch so klugen statisti-
schen Verrenkungen nicht aus der Welt geschafft werden
kann. Deshalb werden allen an der Berufsbildung in Deutsch-
land Beteiligten zunehmend Fragen nach den Vorausset-
zungen für eine Übertragbarkeit einer dualen Berufsausbil-
dung gestellt. 

Zugegeben: Delegationen aus aller Herren Länder waren
auch beim Deutschen Industrie- und Handelskammertag
(DIHK) schon früher an der Tagesordnung. Und deutsche
Berufsbildungsprojekte im Ausland sind auch keine Erfin-
dung des 21. Jahrhunderts. Nunmehr aber werden keine
allgemeinen Fragen zur Sinnhaftigkeit gestellt, sondern kon-
krete Fragen zur Umsetzung. Und erstmals gibt es eine Ko-
ordinierung auf Seiten der Bundesregierung und den Wil-
len, einen systematischen Ansatz für den Bildungsexport
zu finden. 

Wirtschafsnahe und bedarfsgerechte Bildung

Grundlegend für den Erfolg des im deutschsprachigen
Raum verbreiteten Systems der Berufsausbildung ist die
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enge Verknüpfung von Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Die
Ausbildung in den Unternehmen sorgt für eine Ausrich-
tung der Ausbildung an den aktuellen Bedarfen der Wirt-
schaft. Hingegen bergen rein schulische oder auch außer-
betriebliche Ausbildungen die Gefahr einer Fehllenkung.
Das gilt auch für Systeme, die einseitig auf die akademi-
sche Bildung setzen. 

Schon in der Vergangenheit war es ein ökonomisches Mi-
rakel, dass Länder wie Deutschland, Österreich oder die
Schweiz wirtschaftlich prosperieren konnten, obwohl sie
nach herrschender Auffassung bildungspolitisch großen
Nachholbedarf hatten. Die über 30 Jahre gleichbleibende
OECD-Kritik an der zu niedrigen Akademikerquote in diesen
Ländern ist hierfür ein Beispiel. Bezogen auf Deutschland
lauteten die Diagnosen: Unzureichende frühkindliche Bil-
dung, mittelmäßige PISA-Ergebnisse, veraltetes Ausbil-
dungsmodell, unterdurchschnittliche Weiterbildungsbeteili-
gung und zu wenig Akademiker. 

Befragt man dagegen die Unternehmen nach den Stärken
und Schwächen des Standorts Deutschland, zählt die Qua-
lität der Fach- und Führungskräfte stets zu den Stärken. Es
wäre auch verwunderlich, wenn deutsche Unternehmen auf
den internationalen Märkten mit Produkten reüssieren könn-
ten, die von einer nur mittelmäßig qualifizierten Belegschaft
produziert werden. 

Akademisierung der Berufsbildung

Irgendetwas muss also falsch sein am Bild der desolaten
deutschen Bildungslandschaft. Und inzwischen gibt es auch
Zweifel an der Sinnhaftigkeit einer Strategie, eine möglichst
hohe Zahl an jungen Leuten zu einem akademischen Ab-
schluss zu bringen. In den Krisenländern in Südeuropa und
auch in Nordafrika ist die Zahl der Studienanfänger in den
letzten Jahren und Jahrzehnten sprunghaft angestiegen. Un-
ter den protestierenden Jugendlichen finden sich viele, die
eine beachtliche Bildungskarriere vorzeigen können, jetzt aber
trotzdem keinen ordentlichen Zugang zum Arbeitsmarkt fin-
den. »Der Aufruhr der Ausgebildeten« heißt folgerichtig auch
eine Analyse der Protestbewegungen im Mittelmeerraum. 

Hinzu kommen erste Zweifel, ob Hochschulen der geeigne-
te Ort für eine Berufsbildung sind. Der Anteil der Studenten,
die später wissenschaftlich arbeiten, wird nicht nennenswert
steigen. Insofern wird für den größten Teil der Studenten das
Studium eine Etappe auf dem Weg zu einer möglichst qua-
lifizierten Beschäftigung sein. Da der öffentliche Dienst an-
ders als zu Humboldts Zeiten längst nicht mehr der Haupt-
abnehmer von Hochschulabsolventen ist, sind es die Unter-
nehmen, bei denen die Absolventen früher oder später lan-
den werden. Die Vorbereitung auf einen späteren Beruf ist
aber trotz der Bologna-Reform nicht die Stärke der Hoch-

schulen (vgl. Nida-Rümelin 2013). Der Bachelor als erster be-
rufsqualifizierender Abschluss hat nicht zuletzt deshalb gro-
ße Akzeptanzprobleme.

Akzeptanzprobleme haben aber auch praxisorientierte Be-
rufsausbildungen, vor allem im Ausland. In einigen nicht-
deutschsprachigen Ländern gibt es noch Rudimente einer
Lehrlingsausbildung, die aber den Ruch einer Qualifizie-
rung von Leistungsschwachen haben. Wer etwas auf sich
hält, meidet diese Qualifizierungen und geht lieber Vollzeit
in die Schule als Teilzeit in einen Betrieb. Dieser Zustand ist
der vorläufige Endpunkt einer Entwicklung, die schon seit
Jahrzehnten im Gang ist und in den jeweiligen Ländern zu
einem Bedeutungsverlust der praxisnahen Berufsausbildung
geführt hat.

Warum zeigt sich diese Entwicklung in Deutschland und den
deutschsprachigen Ländern nicht im gleichen Maße? Zwar
gibt es auch hier einen Trend hin zum Studium, jedoch ist
der Anteil der Jugendlichen, die sich für eine Berufsausbil-
dung in Betrieb und Schule entscheiden, immer noch sehr
hoch. 

Verantwortung der Unternehmen

Die Ursachen hierfür sind vielfältig, wesentlich für die Über-
tragbarkeit auf andere Länder erscheint aber die Teilhabe
und Mitwirkung der Wirtschaft zu sein. Berufsausbildung
ist historisch aus dem Bedarf der Unternehmen nach qua-
lifizierten Fachkräften entstanden. Im Handwerk bereits im
Mittelalter, in der Industrie zu Beginn des 20. Jahrhunderts.
Die Betriebe begannen selbst auszubilden, weil es in ihrem
eigenen Interesse lag. 

Insofern war Berufsbildung zunächst keine staatliche Ver-
anstaltung zur Versorgung von Jugendlichen – und sollte
es auch heute nicht sein. Essentiell ist das Eigeninteresse
der Unternehmen, ist die Bereitschaft der Unternehmen mit-
zumachen, mitzuwirken und mitzugestalten. Die Wirtschaft
muss sich die Berufsbildung als ihr Tätigkeitsfeld zu eigen
machen, ohne »Co-Ownership« der Wirtschaft kann Berufs-
ausbildung nicht funktionieren. Das gilt für den Export nach
Südeuropa ebenso wie für das eigene Land. Wenn die Be-
triebe sich nicht mehr in der Verantwortung sähen und das
Interesse an betrieblich qualifizierten Fachleuten verlören,
wäre ein Bedeutungsverlust wie in den Nachbarländern
wahrscheinlich. Soweit sind wir aber noch nicht.

Die Einstellung der Unternehmen zur dualen Berufsausbil-
dung hat aber schon jetzt Bedeutung für die Versuche, Ele-
mente des deutschen Systems in andere Länder zu trans-
ferieren. Vergleichbare Versuche in der Vergangenheit sind
nicht zuletzt daran gescheitert, dass das Interesse der Wirt-
schaft in den jeweiligen Ländern sehr begrenzt war. Die
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Aufnahme von kostenlosen Praktikanten für einige Monate
im Betrieb ist vermittelbar, nicht jedoch eine mit Kosten ver-
bundene mehrjährige Ausbildung mit vertraglichen Verpflich-
tungen hinsichtlich der Ausbildungsinhalte. Warum selbst
investieren, wenn ich die Absolventen von Fachschulen oder
Hochschulen kostenlos bekomme – so die nicht immer of-
fen ausgesprochene Haltung.

Deshalb ist es eminent wichtig, dass bei der Frage des Ex-
ports dualer Bildung zunächst die Unternehmen für die Sa-
che gewonnen werden müssen. Dass die Unternehmen in
den Krisenstaaten derzeit eher Personal abbauen müssen,
ist dabei ein Handicap. Wer einen Fachkräftemangel ver-
spürt, wird eher von einer eigenen Ausbildung zu überzeu-
gen sein, als jemand, der mit Unterbeschäftigung zu kämp-
fen hat. Allein schon aus diesem Grund ist die Einführung
einer dualen Ausbildung kein schnell wirkendes Medikament
zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit in Europa.

Aber es ist ein Unterfangen, das mittel- und langfristig sehr
wohl einen Beitrag leisten kann. Denn die Unterschiede in
der Statistik der Jugendarbeitslosigkeit sind derzeit zwar be-
sonders krass, sie bestehen in der Tendenz aber schon seit
vielen Jahren. Deshalb lohnt der Blick nach Deutschland,
den US-Präsident Obama empfohlen hat, sehr wohl.

Rolle der verfassten Wirtschaft

Wie erreicht man aber eine Co-Ownership der Wirtschaft
für eine Berufsausbildung? Vieles deutet darauf hin, dass
hier Traditionen eine große Rolle spielen. Und es sind nicht
in erster Linie die einzelnen Unternehmen, die solche Tra-
ditionen aufrechterhalten, als vielmehr Intermediäre wie
Verbände, Innungen und Kammern. Am Beispiel der
Schweiz kann gezeigt werden, dass das Fehlen einer Be-
rufsbildungs-Lobby in einem Landesteil – hier das Tessin
– dazu führt, dass sich trotz landesweitem einheitlichen
Rechtsrahmens beträchtliche Unterschiede in der Ausbil-
dungsbeteiligung zeigen.

Der darauf aufbauende Befund, dass sich eine duale Be-
rufsbildung nur dort vielversprechend entwickeln kann, wo
sie auf ein günstiges kulturelles Umfeld zählen kann (vgl.
Ghisla, Bausch und Boldrini 2013), könnte dazu verleiten,
alle Exportbemühungen hinsichtlich des dualen Systems
für chancenlos zu erklären. Zumal es bei der Organisation
der Berufsbildung immer auch um Geld geht. Viele öffent-
liche Gelder – auch von der EU – sind in der Vergangen-
heit in den Bildungssektor der Krisenstaaten geflossen.
Überbetriebliche Bildungsstätten aller Art, oftmals getra-
gen von Organisationen der Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer, waren und sind die Nutznießer. Sie könnten bei einer
Verlagerung der Berufsbildung in die Betriebe auf den ers-
ten Blick nur verlieren. Mit anderen Worten: Wer eine dua-

le Ausbildung einführen möchte, kämpft nicht in einem geg-
nerfreien Umfeld.

Trotzdem: Ohne eine vernünftige Berufsbildung mit Ausrich-
tung auf den Arbeitsmarkt wird die Jugendarbeitslosigkeit
in Europa dauerhaft auf einem zu hohen Niveau verharren.
Diese Erkenntnis ist ja keine deutsche Besserwisserei, son-
dern eine Einschätzung von verantwortlichen Politikern in
den jeweiligen Ländern. Nicht Deutschland ist die treiben-
de Kraft, die unbedingt exportieren will, sondern die Kri-
senländer wollen importieren. Und da ist es ein Gebot der
europäischen Solidarität, dass wir mit Rat und Tat bei Sei-
te stehen. 

Mit einigen Gewissheiten können wir schon aufwarten:

• Je kurzfristiger Maßnahmen zur Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit ausfallen, desto geringer ist die
Langfristwirkung. Dies dürfte auf viele Maßnahmen zu-
treffen, die im Rahmen der Europäischen Jugendga-
rantie eingesetzt werden. Ein Angebot für einen arbeits-
losen Jugendlichen ist besser als nichts, eine Prakti-
kantenschwemme in den Betrieben verhindert aber den
gewünschten Klebeeffekt.

• Mehr Geld für Maßnahmen, die schon in der Vergan-
genheit nicht geholfen haben, grenzt an Verschwendung
von Steuergeldern. Deshalb ist auch die Diskussion dar -
über, ob 6 Mrd. Euro zur Bekämpfung der Jugendarbeits-
losigkeit in Europa ausreichen oder viel zu wenig sind,
ohne Kenntnis der Mittelverwendung müßig.

• Die Förderung der Mobilität von Jugendlichen aus den
Krisenländern z. B. nach Deutschland ist in vielen Ein-
zelfällen eine sinnvolle Sache, sie wird aber nicht die Aus-
maße annehmen, um die dortige Jugendarbeitslosigkeit
nennenswert zu senken. 

• Angesichts der wirtschaftlichen Situation der Unterneh-
men in den Krisenländern kann nicht erwartet werden,
dass sie spontan und mit voller Kraft in die Ausbildung
investieren. Deshalb muss der Staat die Initialzündung
geben und zunächst auch einen größeren Teil der Finan-
zierung übernehmen als in Deutschland. 

• Der Staat muss den rechtlichen Rahmen setzen und da-
bei seine eigene Macht beschränken. Durchführung und
Organisation der Berufsbildung müssen in der Wirtschaft
stattfinden – örtlich durchgeführt in den Betrieben, re-
gional organisiert von den Kammern und auf nationaler
Ebene von Verbänden, Kammern und Gewerkschaften
mitbestimmt.

• Die wichtige Lobby für die Berufsbildung wird nicht spon-
tan zustande kommen. Vielleicht kann man aber Sozial-
partner und Wirtschaftsorganisationen durch staatlichen
Druck in die gemeinsame Verantwortung drängen. Druck-
mittel wäre z.B. die durchaus nicht unbeträchtlichen öf-
fentlichen Mittel, die in manchen Ländern in die Verbands-
landschaft fließen.
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Die deutsche Berufsbildung kann sicher keine Blaupause
für die Neuausrichtung der Berufsbildung in anderen Län-
dern sein. Die vielfältigen Erfahrungen der unterschiedlichen
Akteure können aber sehr wohl nutzbringend weiter gege-
ben werden. So hat der DIHK mit seinen Schwesterorga-
nisationen in Spanien und Italien jeweils ein »Memoran-
dum of Understanding« unterzeichnet. Ziel ist es, auf viel-
fältige Weise zu kooperieren, um das Know-how der deut-
schen Industrie- und Handelskammern (IHK) für eine Re-
form der Berufsausbildung und deren Umsetzung in diesen
Ländern zu nutzen. 

Exportieren und reformieren

Dieses praktische Handeln dürfte größere Bedeutung ha-
ben als die akademische Diskussion um den Exportschla-
ger Berufsausbildung. Die Frage danach, ob die deutsche
Berufsausbildung ein Exportschlager oder eine Reformbau-
stelle ist (vgl. Euler 2013), kann nur mit einem »weder – noch«
beantwortet werden. Niemand will das gewachsene deut-
sche Modell kopieren oder eins-zu-eins übertragen. Inso-
fern handelt es sich nicht um ein fertiges Exportprodukt, das
in Serie gehen kann. Andererseits ist jenseits aller Reform-
felder genügend Substanz vorhanden, die wir zur Adaption
freigeben sollten. 
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An Krisenursachen ansetzen

Ohne an dieser Stelle den Kanon der Ur-
sachen der Subprime-Krise in vollem Um-
fang diskutieren zu können (vgl. Paul und
Stein 2013), ist doch unstrittig, dass zu-
nächst US-Banken in ihrem Kerngeschäft,
nämlich bei der Kreditvergabe und dem
diese begleitenden Risikomanagement,
massive Fehler begangen haben (unter-
lassene Bonitätsprüfung, Zulassung von
Klumpenrisiken, unkritische Übernahme
Vermittlergeschäft, leichtfertige Verbrie-
fung, Zulassung hoher Fristeninkongru-
enzen usw.). Damit haben sie ihre eigent-
liche Existenzgrundlage untergraben,
denn eine ökonomische Berechtigung für
die Einschaltung von Intermediären ergibt
sich immer dann, wenn sie Vorteile ge-

genüber dem direkten Handeln von
Marktparteien bieten.

Mit Blick auf Kreditinstitute bestehen die-
se Vorteile vor allem darin, mit Risiken ef-
fektiver und/oder effizienter umgehen und
dadurch Transaktionskostenvorteile erzie-
len zu können. Besonders plastisch hat
dies Diamond bereits 1984 mit seinem
Begriff vom »Delegated Monitoring« he-
rausgearbeitet: Banken werden im »Auf-
trag« der Einleger tätig und prüfen für sie
die Risiken möglicher Investitionen. Ge-
nau dort aber haben viele Kreditinstitute
sowohl zu Beginn als dann auch im Lau-
fe der Krise versagt (vgl. Diamond 1984).

Problematisches »Weiter so« bei
den traditionellen Eigenkapital -
regeln

Die Konsequenz aus den empirischen und
theoretischen Erkenntnissen müsste
dementsprechend lauten, dass das Risi-
komanagement der Banken stärker in den
Mittelpunkt der Regulierung rücken müss-
te, wie es mit der Säule 2 von Basel II
(»Qualitative Aufsicht«) ja auch angedacht
war. Tatsächlich setzt Basel III aber auf der
anderen Seite der Waage der Risikotrag-
fähigkeit an, nicht bei den Risiken, son-
dern beim Risikoträger. Um ein Bild zu
wählen: Es werden stärkere Airbags vor-
geschrieben, ohne weitere Eingriffe in das

Bankenregulierung am Scheideweg

In der Bankenregulierung tobt derzeit ein Kampf um das richtige Konzept. Dies überrascht in-

sofern, als die umfangreiche Neufassung der Regeln zur Bankenaufsicht (»Basel III«) gerade jüngst

vor der Sommerpause umgesetzt wurde – in der Europäischen Union (Verordnung und Richtli-

nie)1 und dann in Deutschland (CRD IV-Umsetzungsgesetz)2. Im Kern geht es dabei um die Fra-

ge, ob der mit Basel II verfolgte Ansatz der am Risiko der jeweiligen Bank orientierten Eigenka-

pitalunterlegung ausgebaut oder eine nicht-risikoorientierte Kennziffer wie die Leverage Ratio

(bilanzielles Eigenkapital zu Geschäftsvolumen) die zentrale Kennzahl für die Bankenaufsicht

darstellen soll. Während das Basel-III-Paket eher unentschieden Elemente aus beiden Richtun-

gen enthält, sprechen sich immer weitere Teile der Wissenschaft und Politik für die Leverage

Ratio aus. Der Basler Ausschuss hat nun im Juli selbst ein Konsultationspapier zur »Diskussion

über ein ausgewogenes Verhältnis von Risikosensitivität, Einfachheit und Vergleichbarkeit in der

Basler Eigenkapitalregelung vorgelegt«, in dem die Frage nach dem künftigen Weg der Regulie-

rung aufgeworfen wird (vgl. Basel Committee on Banking Supervision 2013d). Welcher Pfad ist

der rich tige?

* Prof. Dr. Stephan Paul ist Inhaber des Lehrstuhls
für Finanzierung und Kreditwirtschaft an der Ruhr-
Universität Bochum.

** Prof. Dr. Stefan Stein ist Dekan des Fachbereichs
Wirtschaft an der Hochschule BiTS Business and
Information Technology School in Iserlohn.

1 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den
Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die
Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wert-
papierfirmen, zur Änderung der Richtlinie
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien
2006/48/EG und 2006/49/EG; Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsan-
forderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfir-
men und zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 646/2012.

2 Vgl. Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll
17/240, S. 30212D sowie 17/250, S. 31946B;
Bundesrat, Drucksache 544/13.
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Fahrverhalten der Verkehrsteilnehmer vorzunehmen (vgl. Paul
und Stein 2013, 59 ff.).

Auf Ebene der Europäischen Union erfolgt die Umsetzung
der Basler Vorschläge durch das Capital-Requirements-Di-
rective-IV-Paket. Mitte April wurde hierüber im Trilog-Verfah-
ren zwischen Rat, Kommission und Parlament eine Einigung
erzielt (»Brüssel III«), so dass die Regelungsinhalte jetzt fest-
stehen, auch wenn die Europäische Bankaufsichtsbehörde
EBA zahlreiche technische Details noch vorgeben muss. Da
die wesentlichen Regelungen in die Form einer Verordnung
gekleidet wurden, gelten sie unmittelbar.3

Kernstück der neuen Regeln sind die Erhöhung und Här-
tung des von Kreditinstituten mindestens vorzuhaltenden re-
gulatorischen Eigenkapitals (neue Liquiditätsregeln kommen
ebenfalls hinzu). So wird die von den Banken als Unter-
grenze geforderte Quote des Kernkapitals (Tier 1) von bis-
her 4 auf 6% der risikogewichteten Aktiva angehoben. Der
darin vorzuhaltende Anteil des »harten« Kernkapitals steigt
stufenweise auf letztlich 4,5% an (1,5% sind dann noch »wei-
ches« Kernkapital). Die zuvor gültige Mindest-Gesamtkapi-
talquote von 8% bleibt somit zwar unangetastet, allerdings
ändert sich ihre Zusammensetzung. Während Kern- und Er-
gänzungskapital vorher je 4% ausmachten, bleiben aufgrund
der erhöhten Tier-1-Anforderung künftig nur noch 2% für
das Ergänzungskapital. 

Zudem müssen Banken zwei Pufferkomponenten aus har-
tem Kernkapital darstellen: einen sog. »Kapitalerhaltungs-
puffer« in Höhe von 2,5% sowie einen »antizyklischen Ka-
pitalpuffer«, der in (konjunkturell) »guten« Zeiten aufgebaut
und in »schlechten« aufgezehrt werden soll. Für diese in den
Details noch festzulegende Verlustausgleichsreserve, die
z.B. am Verhältnis des Kreditwachstums zum BIP anknüp-
fen könnte, ist eine Bandbreite zwischen 0 und 2,5% der ri-
sikogewichteten Aktiva vorgesehen. Beide Kapitalpuffer sol-
len im Bedarfsfall abgeschmolzen werden
dürfen. Ein Unterschreiten der Puffer führt zu
Einschränkungen bzw. zum Verbot von Ge-

winnausschüttungen respektive Zahlung variabler Vergü-
tungskomponenten.4

Global und andere (im Sinne von national) systemrelevante
Institute (»G-SRIs«/»A-SRIs«) werden mit einer noch dar über
hinaus reichenden Eigenkapitalanforderung belegt. Für die
Deutsche Bank hat Basel den derzeitigen G-SRI-Höchst-
satz von 2,5% festgelegt; welche Institute hierzulande einen
nationalen Zuschlag (hier sind bis zu 2% der risikogewich-
teten Aktiva möglich) erhalten werden, ist noch ungewiss.
Die EBA soll hierzu bis zum 1. Januar 2015 Leitlinien zur
Festlegung der Anwendungsvoraussetzungen aufstellen. 

Allein die einheitliche Erhöhung der notwendigen Eigenka-
pitalquote von 8% auf 10,5% bedeutet eine Steigerung um
31,25%. Mit dem antizyklischen Puffer in der Maximalvari-
ante ergibt sich eine Anhebung auf 13% (+ 62,5%), ein-
schließlich des Zuschlags für global systemrelevante Insti-
tute auf 15,5% (+ 93,76%).

Der antizyklische Kapitalpuffer und der Zuschlag für global
oder national systemrelevante Institute werden von den na-
tionalen Aufsichtsbehörden festgelegt. Bereits ab dem kom-
menden Jahr können diese in Eigenregie und ohne Zustim-
mung der EU-Kommission darüber hinaus hiervon unabhän-
gige systemische Risikopuffer von 1–3% der risikogewich-
teten Aktiva (für bestimmte nationale und Drittland-Risiken
sogar Puffer von bis zu 5%) verlangen. Höhere Puffer müs-
sen mit der EU-Kommission abgestimmt und von dieser ge-
nehmigt werden. 

Die Behörden können diese Zusatzanforderungen national
flächendeckend formulieren, aber auch nur für bestimmte
Risikopositionen – so z.B. Hypothekenkredite im Falle einer
sich abzeichnenden Immobilienpreisblase – oder auch nur
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3 Wie in der Vergangenheit wird ein Teil der Regelun-
gen in eine Richtlinie gekleidet, die in nationales Recht
umzusetzen ist. Der Deutsche Bundestag hat diesbe-
züglich das CRD-IV-Umsetzungsgesetz am 16. Mai
2013 und am 27. Juni 2013 verabschiedet. Der Bun-
desrat hat in seiner Sitzung am 5. Juli 2013 keinen
Einspruch gegen das Gesetz eingelegt. Die Änderun-
gen wirken sich auf das Kreditwesengesetz (KWG),
die Solvabilitätsverordnung (SolvV) sowie die Instituts-
Vergütungsverordnung (InstitutsVergV) aus. Die Kon-
zernabschlussüberleitungs-Verordnung (KonÜV) und
die Zuschlagsverordnung werden aufgehoben. Die
Verordnung muss als solche nicht umgesetzt werden.
Sie gilt unmittelbar. Konkurrierende oder der Verord-
nung entgegenstehende Vorschriften müssen indes
im nationalen Recht bereinigt werden. In Deutsch-
land sind dahingehend insbesondere das KWG, die
SolvV und die Groß- und Millionenkreditverordnung
(GroMiKV) betroffen.

4 Vgl. Art. 129 (6) und 130 (6) i.V.m. Art. 141, Richtlinie 2013/36/EU.
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für bestimmte (Gruppen von) Institute(n). Zwar sollen die sys-
temischen Puffer grundsätzlich miteinander verrechnet wer-
den. Es kann jedoch auch zu einer Addition kommen, wenn
ein international agierendes Institut in einem EU-Staat einer
auf eine spezifische Risikoposition zugeschnittenen Zusatz-
anforderung unterliegt und zugleich im Heimatland als sys-
temrelevant eingestuft wird. Und im Übrigen dürfen die Mit-
gliedstaaten auch im eigenen Ermessen Risikogewichte für
Realkredite und Interbankenforderungen, Eigenkapital-, 
Liquiditäts- und Großkreditanforderungen verschärfen.

Durch diese Regeln werden – neben der Gefahr nationaler
Alleingänge (vgl. Paul und Paul 2003) – die Anforderungen
an den Risikoträger pauschal erhöht, d.h. es wird neben
dem Investmentbanking auch das »normale« Kreditgeschäft
der Banken belastet. Bereits nach Basel II waren Kreditrisi-
ken weitaus stärker mit Eigenmitteln zu unterlegen als Ex-
posures im Marktrisikobereich. Die deutliche Erhöhung des
vorzuhaltenden Kernkapitals auch in diesem Bereich wirkt
sich in absoluten Beträgen dementsprechend stark aus. 

Ist es richtig, sich regulatorisch derart stark auf den Risiko-
träger Eigenkapital zu fokussieren? Schon 2010 zeigte ein
Vergleich von regulatorischen und ökonomischen Model-
len zur Kalkulation der notwendigen Eigenkapitalbeträge im
Kreditrisikobereich, dass die ökonomischen Modelle der
Banken das zu hinterlegende Kapital erheblich niedriger an-
setzen als der Regulator. Im Marktrisikobereich ergab sich
umgekehrt ein deutlich höherer Betrag als in den regulato-
rischen Vorgaben (vgl. Erlebach, Grasshoff und Berg 2010).
Aus einer neuen Studie des Baseler Ausschusses (Basel
Committee on Banking Supervision 2013a) ging Anfang
2013 – fast drei Jahre in der Verbesserung der Risikomo-
delle später – hervor, dass die Ermittlung der risikogewich-
teten Aktiva von Banken und der daraus resultierenden Ei-
genkapitalunterlegung sehr unterschiedlich gehandhabt
wird und zudem für Außenstehende nicht nachvollziehbar
ist. Bei einer Untersuchung von 16 interna-
tional tätigen Banken (aus Deutschland die
Deutsche Bank und die Commerzbank) soll-
ten für unterschiedlich zusammengesetzte
Portefeuilles die Marktrisiken und regulato-
rischen Eigenmittelbeträge ermittelt werden.
Es ergaben sich zum Teil exorbitante Un-
terschiede, insbesondere dann, wenn ne-
ben Aktien und Renten auch größere Teile
in Derivaten investiert wurden. Aber selbst
bei einem breit diversifizierten Korb mit Stan-
dardprodukten schwankte die ermittelte Ei-
genkapitalunterlegung für ein identisches
Portfolio beispielsweise zwischen 13,4 und
34,2 Mill. Euro. Ein Viertel dieses Unter-
schiedsbetrages resultierte daraus, wie die
jeweiligen nationalen Aufsichtsbehörden die
Baseler Vorschriften umsetzten, vor allem,

inwieweit sie ihren Banken gestatteten, interne Modelle
(ggfs. mit einem Aufschlagsfaktor) anzuwenden. 

In diesen Zusammenhang passt auch, dass etwa die Deut-
sche Bank ihre Risikoaktiva im dritten Quartal 2012 um
55 Mrd. Euro reduzierte, allein 27 Mrd. Euro hiervon wur-
den auf »Änderungen und Anpassungen in den Berech-
nungsverfahren« zurückgeführt. Offenbar bestehen also so-
wohl auf Seiten der nationalen Aufseher als auch der Ban-
ken (immer noch) weite Spielräume in der Risikoquantifizie-
rung (vgl. Paul 2013).

Jüngst hat der Basler Ausschuss auch einen ersten Bericht
über die Einheitlichkeit der Berechnung der risikogewichte-
ten Aktiva (RWA) in Bezug auf das Kreditrisiko im Anlage-
buch herausgegeben (vgl. Basel Committee on Banking Su-
pervision 2013c). Die Analyse stützt sich auf aufsichtsrecht-
liche Daten von mehr als 100 wichtigen Banken sowie auf
zusätzliche Daten zu Forderungen an Staaten, Banken und
Unternehmen, die von 32 großen international tätigen Kre-
ditinstituten im Rahmen eines Portfoliovergleichs erhoben
wurden. Danach bestehen zwischen den Banken erhebli-
che Unterschiede bei den durchschnittlichen RWA in Bezug
auf das Kreditrisiko im Anlagebuch, die der Ausschuss »zum
größten Teil« auf allgemeine Unterschiede in der Zusammen-
setzung der Bankaktiva zurückführt. Diese entsprechen wie-
derum – ganz im Sinne der risikobasierten Eigenkapitalre-
gelung von Basel III – den unterschiedlichen Risikopräfe-
renzen der Banken.

Allerdings liegt darüber hinaus »ein wesentlicher Teil« der Un-
terschiede in der Verschiedenheit der Bank- und Aufsichts -
praktiken begründet. Der im Rahmen der Analyse durch-
geführte Portfoliovergleich ergab ein hohes Maß an Kon-
sistenz bei der Beurteilung des relativen Risikogehalts der
Schuldner. Demnach weisen Banken den Portfolios einzel-
ner Schuldner eine sehr ähnliche Rangfolge zu. Es gibt je-
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doch Unterschiede in Bezug auf die Höhe des von den Ban-
ken geschätzten Risikos, wie es in der Ausfallwahrschein-
lichkeit (PD) und der Verlustausfallquote (LGD) zum Ausdruck
kommt. Diese Unterschiede bewirken eine Variation der Ri-
sikogewichte, für welche unterschiedliche Usancen der Ban-
ken verantwortlich sind. Die gemeldeten Eigenkapitalquo-
ten bestimmter Ausreißerbanken könnten dadurch um gan-
ze 2 Prozentpunkte (bzw. 20% in relativer Betrachtung) von
einer risikobasierten Benchmark-Quote von 10% abweichen
(und zwar jeweils nach oben oder nach unten). Die am lin-
ken Rand der Abbildung 2 positionierte europäische Bank
würde demnach eine um 2,2 Prozentpunkte niedrigere Ka-
pitalquote ausweisen, würde ihre Gewichtung an den Me-
dian der Branche angepasst. Unter jenen Banken, deren Ri-
sikogewichtung das Eigenkapital eher überzeichnet, befin-
den sich überdurchschnittlich viele Institute mit Sitz in
Europa.5

Aus diesen Ergebnissen müsste die Konsequenz gezogen
werden, die Aufsichtsregeln zu vereinheitlichen und nicht
einseitig beim Risikoträger, sondern vor allem bei der Risi-
komessung der Kreditinstitute anzusetzen. Doch auch die
in letzter Zeit favorisierte Leverage Ratio sieht in »Mehr Ei-
genkapital« die Lösung. 

Leverage Ratio als neuer »Königsweg«?

Mit seinem bekannten »Frisbee-Beispiel« kritisierte Andrew
G. Haldane von der Bank of England die bestehenden Ei-
genkapitalregeln. Ein Hund – so seine Argumentation – müs-
se auch nicht Physik studiert haben, um eine Frisbee-Schei-
be zu fangen, obwohl die Berechnung ihrer Flugbahn alles
andere als banal sei (vgl. Haldane 2012). Er plädiert daher
für ein radikales »Abrüsten« in der Bankenregulierung, die er
als bürokratisches Monster sieht. In »normalen« Zeiten – in
denen die Bankenregulierung indes keine wesentliche Rol-
le spiele – sei der hochgerüstete Apparat aus Risikomana-
gern, Controllern, Revisoren, Aufsehern tauglich, aber über-
dimensioniert, ja, schüre Kontrollillusion. In Krisenzeiten aber
– und für diese sei Bankenregulierung ja da – würden die
Regelwerke versagen, weil die insbes. mit dem Value at Risk
operierenden Modelle dramatische Umweltveränderungen,
Strukturbrüche nicht (schnell genug) abbilden und in Risiko-
messregeln oder Steuerungsgrößen umsetzen könnten. Da-
her sei eine einfache, an der Bilanzsumme oder dem Ge-
schäftsvolumen ansetzende Eigenkapitalnorm = Leverage
Ratio dem bestehenden Risikoklassensystem überlegen (vgl.
hierzu auch Rudolph 2011; 2012).

Dieser Wunsch nach »hoher Robustheit« der Regulierung
taucht in letzter Zeit häufig auf. So empfahlen etwa Kohl-
leppel und Wambach (2013) jüngst, »auf komplexe Risi-

komodelle zu verzichten und stattdessen (allein, d. Verf.)
einen Eigenkapital-Puffer im Verhältnis zur Bilanzsumme,
die sogenannte Leverage Ratio, anzustreben.« Und die
Politik greift derartige Forderungen ebenso begierig auf:
»Die Antwort auf komplexe Finanzmärkte sind nicht kom-
plexe Regulierungen. Ziel muss es sein, die Komplexität
der Regulierung zu reduzieren. Eine harte Eigenkapitalquo-
te auf die ungewichtete Bilanz – »leverage ratio« genannt
– ist der zentrale Baustein einer solchen Strategie« (Trittin
und Schick 2013).

Auch die Vorschläge von Admati und Hellwig (2013) in ih-
rem vielbeachteten Buch »The Banker´s New Clothes« ge-
hen in diese Richtung. Sie stellen die mit internen Berech-
nungsverfahren verbundenen Modellrisiken heraus und for-
dern eine deutlich höhere, nicht-risikosensitive Eigenkapi-
talquote von 20–30%. Hierin sehen sie keine Überbelas-
tung der Kreditinstitute, da deren Fremdkapitalkosten bei
verbesserter Eigenkapitalausstattung sinken würden. Inso-
fern blieben – nach der traditionellen Modigliani-Miller-The-
se – ihre Gesamtkapitalkosten konstant. Dies setzt jedoch
streng genommen den vollkommenen Kapitalmarkt voraus,
auf dem zum einen vollständige Bonitätstransparenz
herrscht und Kapitalgeber zum anderen ausreichende Dis-
ziplinierungsanreize (und -fähigkeiten!) besitzen. Admati und
Hellwig fordern daher die Abschaffung impliziter Staatsga-
rantien für Banken, eine Beschränkung expliziter Garan-
tien aus Einlagensicherungen und eine Ausweitung von Dis-
ziplinierungsanreizen durch Pflichtwandelanleihen, Nach-
schusspflichten usw.

Mittlerweile wird diese »schlichte Regulierungsidee … vom
ökonomischen Mainstream getragen« (von Petersdorff 2013),
planen die US-Regulatoren eine verbindliche Leverage Ra-
tio von 6%. Bei der Umsetzung von Basel III in der Europäi-
schen Union hat man auf 3% abgestellt, die Leverage Ra-
tio allerdings kurz vor der Verabschiedung des Pakets von
einer hart einzuhaltende Quote auf eine zumindest bis 2015
lediglich zu publizierende Kennzahl herabgestuft.

In der Tat weichen die bilanziellen von den regulatorischen
Eigenkapitalquoten derzeit erheblich ab. Nach einer Unter-
suchung der amerikanischen FDIC werden z.B. für die Deut-
sche Bank 15,1% für die Kernkapitalquote und nur 1,6%
für die Leverage Ratio ausgewiesen (vgl. Abb. 3).6

Hier stößt man jedoch schon an das erste mit der Levera-
ge Ratio verbundene Problem. Die Bilanzsummen (oder Ge-
schäftsvolumina) der Banken unterscheiden sich je nach
Rechnungslegungsstandard (HGB, IFRS, US-GAAP) erheb-
lich. Ein Grund für Abweichungen sind etwa der Einbezug
und die Verrechnungsmöglichkeiten bzw. -zwänge für De-
rivate. Deshalb formuliert die Vize-Präsidentin der Deutschen
Bundesbank, Sabine Lautenschläger, auch: »Entweder ha-
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be ich eine einfach konzipierte Leverage Ratio, dann ist sie
aber nicht vergleichbar – und wenig wert. Oder ich habe ei-
ne vergleichbare Leverage Ratio; dann muss ich aber eini-
gen Aufwand betreiben, um eine ‚saubere‘ Kennzahl zu er-
mitteln« (Lautenschläger 2013). Welcher Aufwand dabei zu
betreiben ist, zeigt in einem gerade veröffentlichten Papier
der Basler Ausschuss, der Vorschläge zur Vereinheitlichung
der Berechnung der Leverage Ratio vorstellt (vgl. Basel Com-
mittee on Banking Supervision 2013b).

Aber einmal angenommen, diese Probleme könnten gelöst
werden: Inwiefern sollte – über die »elegante Schlichtheit«
(von Petersdorff 2013) hinaus – eine nicht-risikoorientierte
Leverage Ratio dem risikosensitiven Ansatz überlegen sein,
der doch gerade als größter Fortschritt bei der Einführung
von Basel II bezeichnet wurde? Warum wird vor dem Pro-
blem der Risikomessung und -kontrolle kapituliert? Hier wird
immer wieder darauf verwiesen, dass Staatsanleihen in Ba-
sel II und zukünftig auch III mit einem Nullgewicht versehen
seien, was sich ökonomisch nicht rechtfertigen ließe.7 Die-
se und andere Inkonsistenzen bzw. bewusste politische
(Fehl-)Entscheidungen seien dafür verantwortlich, dass Ri-
sikoaktiva einerseits und Bilanzsumme andererseits bei vie-
len Kreditinstituten dramatisch auseinanderfielen – bei der
Deutschen Bank Ende März 2013 im Verhältnis 325 Mrd.
Euro zu 2 033 Mrd. Euro (vgl. Frühauf 2013).

Aber diese Schwäche ließe sich – bei entsprechendem po-
litischem Willen – ja leicht ausmerzen. Aus diesem Grund al-
lein brauchte man keine neue Kennziffer, die parallel in die
Steuerung eines Kreditinstituts eingebunden werden muss
und von der u.U. Fehlanreize ausgehen. Denn für »risikoar-
me« Banken ergibt sich dann ebenso wie für »risikoreiche«
Institute die Pflicht, den genannten Mindestbetrag an Eigen-
kapital zu unterhalten und durch Eingehen entsprechender

Risiken auch die erforderlichen Eigenkapital-
kosten zu erwirtschaften.

Und schließlich zur Höhe der Leverage Ra-
tio. Nun ist es eine Binsenweisheit, dass man-
che Banken in der Krise offenbar zu wenig
Eigenkapital vorhielten, aber wie viel sollte es
denn nun sein? Admati und Hellwig fordern
– wie gesagt – 20–30%, die Wirtschaftswei-
se Claudia Buch schließt sich an: »Einen Hin-
weis liefert auch die Eigenkapitalquote von
Industrieunternehmen, die bei etwa 25%
liegt« (o.V. 2013). Doch Banken haben ganz
andere Geschäftsmodelle als realwirtschaft-
liche Unternehmen, und es käme doch nie-
mand auf die Idee, z.B. von einem Bera-
tungs-(= Dienstleistungs-)Unternehmen die
gleiche Eigenkapitalquote wie von einem Ma-
schinenbauer zu erwarten. 

Eine niedrige Eigenkapitalquote muss nicht immer eine Ge-
fahr darstellen – wenn z.B. ein Unternehmen aufgrund der
Produktionsbedingungen in der Lage wäre, sein Anlage-
vermögen im Ernstfall schnell und ohne größere Verluste am
Markt zu liquidieren. Das war bei Banken und ihren Vermö-
gensgegenständen ganz offensichtlich nicht der Fall. Bei an-
deren Prüfkriterien fällt die Antwort nicht immer so einfach
aus: In der Finanzierungstheorie wird nämlich außerdem
argumentiert, Informations- und Anreizprobleme zwischen
unterschiedlichen Kapitalgebern sowie zwischen Eigentü-
mern und Management beeinflussten die Finanzierungs-
struktur. So diszipliniere etwa der Druck, das Fremdkapital
bedienen zu müssen, die Unternehmensleitung, freie Mittel
nicht in »windigen Projekten zu verplempern«. Denkbar wä-
re auch, dass ein niedriger kapitalisiertes Unternehmen bes-
ser diversifiziert ist. Eine geringere Streuung der am Markt
verdienten Cashflows ließe ebenso eine höhere Verschul-
dung gerechtfertigt erscheinen. Dagegen implizieren im Ge-
schäftsmodell angelegte hohe Insolvenzkosten ganz klar ei-
ne niedrigere Verschuldung. Schließlich spielen auch steu-
erliche Aspekte für die Beurteilung eine Rolle. Das Thema
der »richtigen« Ausstattung mit Eigenkapital ist also offen-
bar kein einfach zu beantwortendes. Viele Faktoren spielen
eine Rolle, die nicht alle in dieselbe Richtung wirken.8

Von daher ist es überhaupt erstaunlich, dass im Gegensatz
zu Industrieunternehmen der Staat sich zutraut, bei Ban-
ken anstelle eines Marktresultats einen Wert für die Eigen-
kapitalquote festzulegen. 

Da Eigenkapital vor allem als Puffer für nicht planbare Ex-
post-Überraschungen dient, lässt sich die »richtige« im Sin-
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(a) Kapitalerhöhung vom April nachträglich berücksichtigt.   (b) Unterstellt Bilanzierung nach IFRS, Kapital und 
Bilanz bereinigt um Sonderposten.   (c) Unter Basel I für US-Banken und Bank of China, unter Basel II für Ban- 
co Santander, BBVA und Standard Chartered und unter Basel 2.5 für Deutsche Bank, HSBC, Société Générale 
und UBS.

Banken mit schwacher Kapitalausstattung

 

Quelle: Wiebe und Köhler (2013).

Abb. 3

7 So z.B. die Wirtschaftsweise C. Buch (o.V. 2013).

8 Vgl. zu Hinweisen der Finanzierungstheorie im Hinblick auf die Ableitung
einer optimalen Kapitalstruktur z.B. Damodaran (2011); Deutsche Bundes-
bank (2012).
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ne von »notwendige« Eigenkapitalausstattung schon durch
die jeweilige Bank nicht perfekt, aber schon gar nicht ex-
tern sinnvoll quantifizieren. Vorgaben für Eigenkapitalquoten
erweisen sich daher letztlich als »theorielose Messergebnis-
se ..., die so oder auch anders geregelt sein könnten«
(Schneider 1987, 98; 1997, 585). Insofern geht auch der
Hinweis, man könne ja auf das Eigenkapital abstellen, das
zur Vermeidung der Krise erforderlich gewesen wäre, ins
Leere: Auch mit 25% Eigenkapitalquote hätte Lehman nicht
überlebt, wohl wäre aber die Masse der Regionalbanken
hiermit wohl eher überkapitalisiert (falls ihr Geschäftsmodell
dann überhaupt noch funktionieren würde).

Notwendigkeit stärker präventiver Lösungen

Gegenüber der derzeitigen Regulierung ist eine schlicht hö-
here aufsichtsrechtliche Eigenkapitalquote kein Fortschritt –
weder im Konzept der risikoorientierten Eigenkapitalunter-
legung noch in Form der Leverage Ratio. Beide wollen »Puf-
fer« schaffen, um Risiken im Krisenfall aufzufangen, setzen
damit aber viel zu spät in der Wirkungskette an. Statt einer
Kapitulation vor dem Problem der differenzierten Risiko-
kontrolle ist eine massive Verstärkung der proaktiven Kon-
trolle des Risikomanagements der Banken erforderlich. Die
zweite Basler Säule, die nach den eigenen Worten des Aus-
schusses derzeit in den Hintergrund gerückt ist (vgl. Basel
Committee on Banking Supervision 2013d), bietet – richtig
verstanden – hierfür zahlreiche Ansatzpunkte in Form der
qualitativen Aufsicht. Da niemand weiß, wann und in wel-
cher Form die nächste Krise kommt, ist eine adäquate In-
frastruktur des Risikomanagements von Banken (Menschen,
Systeme, Prozesse) der beste Krisenschutz. Dies von Sei-
ten der Aufsicht durchzusetzen und zu kontrollieren, ist in-
des viel mühsamer als das schlichte »Abhaken« einer Eigen-
kapitalquote. Es erfordert auch wesentlich besser ausge-
bildete und bezahlte, sich international noch stärker ver-
netzende Aufseher.

Ohne der nun beginnenden Diskussion über das jüngste Pa-
pier des Basler Ausschusses vorzugreifen, dürfte doch schon
heute feststehen, dass die von ihm genannten drei Quali-
tätskriterien nicht gleichberechtigt nebeneinander stehen kön-
nen. Eine sachgerechte Bankenregulierung muss zunächst
effektiv, also aus Gründen des Systemschutzes risikosensi-
tiv und dabei vergleichbar über verschiedene Banken hinweg
sein. Erst dann kommt das Ziel der Effizienz zum Tragen.
Hier sollten die Regeln so einfach wie möglich sein, aber –
um Albert Einstein zu zitieren – auch nicht einfacher. 
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Bei der Preisbereinigung in den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen werden
Güterströme in Preis- und Mengenkom-
ponenten zerlegt. Im Rahmen der Auf-
kommens- und Verwendungsrechnung
hat sich ein integriertes System von Preis-
und Volumenindizes etabliert, das einen
konsistenten Rahmen für die Messung
des Wirtschaftswachstums liefert. In die-
sem System dient die Volumenkompo-
nente des Bruttoinlandsprodukts (preis-
bereinigtes BIP) als zentraler Konjunktur-
und Wachstumsindikator. Das Bruttoin-
landsprodukt misst den Wert der im In-
land erwirtschafteten Leistung innerhalb
einer Periode (Quartal, Jahr).

Wird allerdings nach der realen Kaufkraft
der im Wirtschaftsprozess entstandenen
Einkommen gefragt, so ist ein anderes
Messkonzept zu wählen (vgl. Kohli 2004;
Nierhaus 2000; Lützel 1987). Im Fokus
steht nunmehr das durch inländische Pro-
duktionstätigkeit entstandene Realeinkom-
men (Realwert des BIP). Das Realeinkom-
men wird nicht nur durch das Produk -
tionsvolumen bestimmt, sondern auch
durch das reale Verhältnis, mit dem impor-
tierte Güter gegen Exportgüter getauscht
werden können (Terms of Trade). Verbes-
sern sich die Terms of Trade, d.h. steigen
(sinken) die Exportpreise schneller (lang-
samer) als die Importpreise, so muss we-
niger exportiert werden, um gleich viel im-
portieren zu können. Genauso gut wäre
es aber auch möglich, bei gleichen Export-
volumina mehr ausländische Güter und
Dienstleistungen als bisher nachzufragen.
Bei unverändertem Produktionsvolumen
können in beiden Fällen zusätzlich inlän-
dische und/oder ausländische Güter er-
worben werden. Das Realeinkommen im
Inland, d.h. die reale Kaufkraft, steigt über
höhere nominale Unternehmensgewinne
und/oder über niedrigere Preise für Inves-
toren und Verbraucher.

Um zum Realwert des Bruttoinlandspro-
dukts zu gelangen, ist zum preisbereinig-

ten BIP ein gesonderter Terms-of-
Trade-Effekt zu addieren. Der Terms-of-
Trade-Effekt gibt an, um welchen Real-
einkommensbetrag sich eine Volkswirt-
schaft besser (schlechter) stellt, wenn die
Relation von Exportpreisen zu Importprei-
sen steigt (sinkt). Formal wird der Terms-
of-Trade-Effekt als Differenz zwischen
dem Realwert des Außenbeitrags (Au-
ßenbeitrag in jeweiligen Preisen deflatio-
niert mit einem einheitlichen Preisindex)
und dem Außenbeitrag in konstanten
Preisen des Vorjahres definiert.1 Bezeich-
net man mit X die nominalen Exporte, mit
M die nominalen Importe, mit pX den Ex-
portpreisindex, mit pM den Importpreis-
index und mit p einen generellen Preisin-
dex, so ergibt sich der Terms-of-Trade-
Effekt (in Mrd. Euro) gemäß: 

T = (X – M)/p – (X/pX – M/pM)

Die Deflationierung erfolgt dabei stets in
Preisen bzw. zum Preisniveau des jewei-
ligen Vorjahres. Der Terms-of-Trade-Ef-
fekt T kann positiv (trading gain) oder ne-
gativ sein (trading loss). Zudem hängt der
Terms-of-Trade-Effekt von der Wahl des
generellen Preisindex p für die Deflatio-
nierung des nominalen Außenbeitrags ab.
Der Terms-of-Trade-Effekt ist umso grö-
ßer, je disparater sich die Ausfuhr- und
Einfuhrpreise ändern, und umso mehr
sich die ausgeführten Waren und Dienst-
leistungen von den eingeführten Gütern
unterscheiden. Der Terms-of-Trade-Ef-
fekt kann durch eine Umbasierung auf
das aktuelle Preisniveau schließlich auch
in Preisen der Berichtsperiode ausge-
drückt werden.

Nach dem ESVG soll die Wahl eines an-
gemessenen Preisindex p den nationalen
statistischen Ämtern überlassen bleiben,
um allfälligen länderspezifischen Gege-

Wolfgang Nierhaus

Realeinkommen und Terms of Trade

Das Statistische Bundesamt berechnet seit der großen VGR-Revision 1999 neben dem preisberei-

nigten Bruttoinlandsprodukt auch den Realwert des Bruttoinlandsprodukts. Der vorliegende Bei-

trag wirft einen Blick auf die Methodik und präsentiert aktuelle Ergebnisse. 

1 Vgl. Verordnung (EU) Nr. 549/2013 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2013
zum Europäischen System Volkswirtschaftlicher
Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler
Ebene in der Europäischen Union, S. 345. 
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benheiten adäquat Rechnung tragen zu können. Generell
sollte der Realwert anhand eines Warenkorbs ermittelt wer-
den, für den das nominale Einkommen ausgegeben wird.
Die Wahl ist insofern willkürlich, als Einkommen meist nicht
vollständig in der Periode der Einkommensentstehung für
den Kauf von Waren und Dienstleistungen ausgegeben wer-
den. Teile dieses Einkommens werden gespart, um erst spä-
ter verausgabt zu werden. Andererseits können Käufe auch
aus Einkommen früherer Perioden, also aus Ersparnissen,
finanziert werden.2

In der Literatur finden sich für die Wahl des Deflators p ver-
schiedene Vorschläge. Nach dem ESVG ist ein Mittelwert
aus dem Export- und Importpreisindex (z.B. das arithmeti-
sche Mittel p = ½ pM + ½ pX) eine »akzeptable Alternati-
ve«.3 Alternativ zum Durchschnitt der Ex- und Importpreise
lässt sich als Deflator auch der Preisindex der Ex- bzw. Im-
porte heranziehen. 

Das Statistische Bundesamt zieht zur Deflationierung den
Preisindex für die letzte inländische Verwendung von Gütern
pLIV heran. Dieser Preisindex repräsentiert die Preisentwick-
lung aller Konsum- und Investitionsgüter, die von privaten
Haushalten, Unternehmen und vom Staat gekauft werden.
Der Preisindex der letzten inländischen Verwendung wird
auch vom Bureau of Economic Analysis, das in den USA mit
der Erstellung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
betraut ist, zur Berechnung des Realwerts des BIP verwen-
det (command-basis GDP). Die Verwendung dieses Preis-
index hat den besonderen Vorteil, dass sich der Realwert
des BIP direkt, d.h. ohne explizite Berechnung des Terms-
of-Trade-Effekts, allein aus der Deflationierung des nomi-
nalen BIP ergibt, d.h. es gilt: Realwert BIP = nominales
BIP/pLIV.4

Empirische Ergebnisse

Die deutsche Volkswirtschaft hat im Zeitraum 1992 bis 1999
durch Terms-of-Trade-Effekte nicht unerhebliche Realein-
kommensgewinne erzielen können (vgl. Tab. 1). In diesem
Zeitraum sind die Exportpreise zumeist stärker gestiegen

bzw. schwächer gesunken als die Importpreise. Dies gilt z.B.
für die Jahre 1992 bis 1995, in denen die Rohölpreis fort-
während nachgaben, sowie für 1998 und das folgende Jahr,
in denen die Preis baisse an den internationalen Ölmärkten
im Gefolge der Asienkrise zu Buche schlug. Zeitweise gab
es aber auch Terms-of-Trade-Verluste, so in den Jahren 1996
bzw. 1997, nicht zuletzt verursacht durch eine spürbare Hö-
herbewertung des US-Dollar. In diesen Jahren nahm die rea-
le Kaufkraft im Inland langsamer als die gesamtwirtschaftli-
che Produktion zu. Insgesamt überwogen in den 1990er
Jahren für Deutschland aber die Terms-of-Trade-Gewinne.
So ist der Realwert des Bruttoinlandsprodukts (auf Basis
des Preisindex für die letzte inländische Verwendung) in
diesem Zeitraum insgesamt um 14,1% gestiegen, während
das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt nur um 11,9% zu
expandieren vermochte. 

Nach der Jahrtausendwende kehrte sich das Bild um:
Nunmehr überwogen eindeutig die Terms-of-Trade-Ver-
luste. Bereits im Jahr 2000 ergab sich – gemessen an
der Differenz der Veränderungsraten von Realwert und
preisbereinigtem BIP – ein sehr hoher Trading Loss, ver-
ursacht durch den starken Anstieg der Rohölpreise, ku-
mulativ verstärkt durch die Euro-Schwäche gegenüber
dem US-Dollar. Zur Bezahlung der auf US-Dollar lauten-
den Ölrechnung mussten im Vergleich zu 1999 weitaus
mehr Waren und Dienstleistungen exportiert werden; ent-
sprechend weniger Güter standen im Inland für Konsum
und Bruttoinvestition zur Verfügung, und in entsprechen-
dem Umfang sanken die Realeinkommen. Der höchste
Realeinkommensgewinn mit einem Volumen von 35 Mrd.
Euro konnte im Rezessionsjahr 2009 eingefahren werden,
maßgeblich verursacht durch den Rückgang der Rohstoff-
preise im Gefolge der weltweiten Finanzkrise. Danach setz-
ten sich die Terms-of-Trade-Verluste für die deutsche
Volkswirtschaft aber wieder fort, wozu erneut der Anstieg
der Rohölpreise im Gefolge der Mehrnachfrage aus den
wachsenden Volkswirtschaften Asiens beigetragen hat.
Insgesamt stieg im Zeitraum 2000 bis 2012 das preisbe-
reinigte Bruttoinlandsprodukt um 14,5% (oder 1,1% p.a.),
während der Realwert des BIP aufgrund der Terms-of-
Trade-Verluste nur um 12,9% (oder 1,0% p.a.) zu expan-
dieren vermochte.

Die Ergebnisse ändern sich nicht gravierend, wenn bei
der Realwertberechnung an Stelle des Preisindex der letz-
ten inländischen Verwendung der Importdeflator verwen-
det wird. Im Zeitraum 2000 bis 2012 nimmt der Realwert
des BIP mit 13,1 % nunmehr etwas stärker zu, er bleibt
damit aber immer noch hinter dem Expansionstempo des
preisbereinigten Bruttoinlandsprodukt spürbar zurück. Dar -
über hinaus kommt es im Jahr 2004 beim Terms-of-
Trade-Effekt zu einem Vorzeichenwechsel; im Jahr mit dem
höchsten Terms-of-Trade-Gewinn (2009) beläuft sich das
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2 Vgl. Verordnung (EU) Nr. 549/2013, a.a.O., S. 345. 
3 Eine Übersicht über verschiedene Deflatoren zur Berechnung des Terms-

of-Trade-Effekts und damit des Realwerts des BIP findet sich Lützel (1987,
S. 121 f.). 

4 Das nominale BIP ergibt sich als Summe von Konsumausgaben C, Brut-
toinvestitionen IB und Exporten X abzüglich der Importe M: BIP = C + IB
+ X – M. Das BIP in konstanten Vorjahrespreisen errechnet sich aus: C/pC

+ IB/pIB + X/pX – M/pM; wobei pC: Preisindex der Konsumausgaben, pIB:
Preisindex der Bruttoinvestitionen, pX: Preisindex der Exporte, pM: Preis-
index der Importe. Wird für die Deflationierung des BIP der Preisindex der
letzten inländischen Verwendung pLIV = (C + IB)/(C/pC + I/pIB) verwendet,
so ist der Realwert des BIP gleich dem Ausdruck: C/pC + IB/pIB + (X –
M)/pLIV. Damit unterscheiden sich der Realwert des BIP und das BIP in
konstanten Vorjahrespreisen um den Faktor (X – M)/pLIV – (X/pX – M/pM),
was dem Terms-of-Trade-Effekt (auf Basis des Preisindex für die letzte in-
ländische Verwendung pLIV) entspricht (vgl. Nierhaus 2000, S. 9).
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Kaufkraft-Plus nunmehr sogar auf rund 43 Mrd. Euro (in je-
weiligen Preisen: 40 Mrd. Euro).  

Fazit

Mit dem Nachweis des Realwerts des Bruttoinlandsprodukts
im Zuge der umfassenden VGR-Revision 1999 ist in Deutsch-
land eine wichtige Datenlücke in den VGR geschlossen wor-
den. Terms-of-Trade-Effekte sind im preisbereinigten Brut-
toinlandsprodukt nicht enthalten, weil Gewinne bzw. Verlus-
te aus Verschiebungen der Preisrelationen im internationa-
len Handel nicht zur realen wirtschaftlichen Leistung ge-
zählt werden. Sie werden bei der Berechnung des preisbe-
reinigten BIP durch die Methode der doppelten Deflationie-
rung ausgeschaltet.

Zur Ermittlung des Realwerts des BIP muss zum realen Brut-
toinlandsprodukt der sog. Terms-of-Trade-Effekt (Realwert
des Außenbeitrags abzüglich Außenbeitrag in Vorjahresprei-
sen) addiert werden. Realwerte können auch von weiteren
nominalen Stromgrößen der VGR konsistent berechnet wer-
den. So ergibt sich der Realwert des Bruttonationaleinkom-

mens aus dem Realwert des Bruttoinlandsprodukts zuzüg-
lich des Realwerts des Saldos der Primäreinkommen aus
der übrigen Welt; der Realwert des verfügbaren Einkom-
mens folgt schließlich aus dem Realwert des Bruttonatio-
naleinkommens zuzüglich des Realwerts des Saldos der lau-
fenden Übertragungen aus der übrigen Welt abzüglich der
Abschreibungen in konstanten Vorjahrespreisen (vgl. Statis-
tisches Bundesamt 2012, Tab. 2.1.6, Realwerte der Volks-
wirtschaft). 

Generell sollten Realwerte anhand des Warenkorbs ermit-
telt werden, für den das Einkommen ausgegeben wird. Weil
kein Warenkorb für alle Verwendungszwecke des Einkom-
mens gleichermaßen optimal ist, muss hierüber letztlich
eine subjektive Entscheidung getroffen werden. Nicht zu-
letzt aus diesem Grund ist im früheren System of National
Accounts von 1979 auf einen gesonderten Nachweis der
Realeinkommen verzichtet worden (vgl. United Nations
1979, S. 6 f.).

Für die deutsche Volkswirtschaft überwogen im Zeitraum
1991 bis 1999 die Terms-of-Trade-Gewinne; der reale Ver-
teilungsspielraum im Inland stieg stärker, als es allein auf-
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Tab. 1 
Realeinkommen und Terms-of-Trade-Effekt im Zeitraum 1992 bis 2012 

 

Terms-of-Trade-Effekt 
zum Preisniveau des 

Vorjahres berechnet mit 
dem Preisindexa) 

BIP in Vor-
jahrespreisen 
(unverkettete 

Volumina) 

Realwert des BIP (Realein-
kommen) zum Preisniveau 

des Vorjahres berechnet mit 
dem Preisindexa) 

nachrichtlich: 

Preisberei-
nigtes BIP 

(Kettenindex 
2005 = 100) 

Realwert des BIP (Realein-
kommen) Index (2005 = 100) 

berechnet mit dem Preis-
indexa)  

pLIV pM pLIV  pM  pLIV pM 

in Mrd. Euro Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 

1992 13,11 12,67 1 563,85 1 576,96 1 576,52 1,9 2,8 2,7 

1993 6,90 7,05 1 631,92 1 638,82 1 638,97 – 1,0 – 0,6 – 0,6 

1994 4,08 4,22 1 738,84 1 742,92 1 743,06 2,5 2,7 2,7 

1995 6,71 6,93 1 812,16 1 818,87 1 819,09 1,7 2,1 2,1 

1996 – 2,27 – 2,14 1 863,18 1 860,91 1 861,04 0,8 0,7 0,7 

1997 – 8,17 – 8,67 1 907,57 1 899,40 1 898,90 1,7 1,3 1,3 

1998 9,40 10,11 1 948,13 1 957,53 1 958,24 1,9 2,3 2,4 

1999 4,20 4,46 1 996,40 2 000,60 2 000,86 1,9 2,1 2,1 

2000 – 29,43 – 29,82 2 061,44 2 032,01 2 031,62 3,1 1,6 1,6 

2001 – 0,49 – 0,26 2 078,59 2 078,10 2 078,33 1,5 1,5 1,5 

2002 14,16 17,26 2 102,20 2 116,36 2 119,46 0,0 0,7 0,8 

2003 4,87 7,84 2 124,27 2 129,14 2 132,11 – 0,4 – 0,1 0,0 

2004 – 0,43 1,29 2 172,48 2 172,05 2 173,77 1,2 1,2 1,2 

2005 – 15,54 – 17,16 2 210,63 2 195,09 2 193,47 0,7 0,0 – 0,1 

2006 – 12,25 – 14,67 2 306,66 2 294,41 2 291,99 3,7 3,1 3,0 

2007 3,34 5,40 2 389,59 2 392,93 2 394,99 3,3 3,4 3,5 

2008 – 15,89 – 17,75 2 454,89 2 439,00 2 437,14 1,1 0,4 0,4 

2009 35,20 43,13 2 346,55 2 381,75 2 389,68 – 5,1 – 3,7 – 3,4 

2010 – 20,65 – 24,13 2 469,42 2 448,77 2 445,29 4,0 3,1 3,0 

2011 – 25,08 – 28,97 2 578,14 2 553,06 2 549,17 3,3 2,3 2,2 

2012 – 5,55 – 5,56 2 627,81 2 622,26 2 622,25 0,7 0,5 0,5 
a) pLIV: Preisindex der letzten inländischen Verwendung, pM: Importpreisdeflator. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des ifo Instituts. 



Forschungsergebnisse

grund der Zunahme der gesamtwirtschaftlichen Produkti-
on möglich gewesen wäre. Ab dem Jahr 2000 dominier-
ten dann aber Kaufkraftverluste, die Terms-of-Trade-Ein-
bußen insbesondere an die ölexportierenden Staaten be-
wirkten, dass der Realeinkommenszuwachs nunmehr hin-
ter dem Anstieg des preisbereinigten Bruttoinlandspro-
dukts zurückblieb. Allein im Zeitraum 2005 bis 2012 ist das
gesamtwirtschaftliche Realeinkommen in Deutschland auf
Basis des Preisindex für die letzte inländische Verwendung
um 1,8 Prozentpunkte langsamer als die preisbereinigte
gesamtwirtschaftliche Produktion gestiegen. Auf Basis des
Importdeflators fällt der Realeinkommensrückstand in die-
sem Zeitraum ähnlich hoch aus. Hinter den langjährigen
Durchschnitten verbergen sich zudem beträchtliche jähr-
liche Tempounterschiede. So ist z.B. im Jahr 2009 das
preisbereinigte BIP um 5,1% gesunken, während die Real-
einkommen im Inland – je nach verwendetem Deflator –
nur um 3,7% oder sogar nur um 3,4% abgenommen ha-
ben (vgl. Tab. 1). In den beiden Folgejahren lag der Tem-
pounterschied zwischen den beiden makroökonomischen
Aggregaten – nunmehr mit wieder umgekehrtem Vorzei-
chen – bei rund 1 Prozentpunkt. 

Der Realwert des Bruttoinlandsprodukts, d.h. die Kaufkraft
der im Wirtschaftsprozess entstandenen Einkommen, ist ei-
ner der Schlüsselindikatoren der Volkswirtschaft. Umso er-
staunlicher ist, dass in der öffentlichen Diskussion diese
Kennziffer im Vergleich zur dominierenden Wachstumsziffer
preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt bisher ein Schatten-
dasein führt. 
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Die wichtigsten Ergebnisse 

• Die WES-Umfrageergebnisse sind in
den meisten fortgeschrittenen Volks-
wirtschaften aufwärts gerichtet. In ei-
nigen Schwellenländern, vor allem in
Asien und Lateinamerika, gab es hin-
gegen größere Abwärtsrevisionen im
Vergleich zum Vorquartal. 

• Die Erwartungen für die kommenden
sechs Monate bleiben trotz leichter Ein-
trübung im Weltdurchschnitt im posi-
tiven Bereich.

• Der erwartete Preisanstieg für das Jahr
2013 ist mit 3,2% unverändert gegen-
über dem Vorquartal.

• Mehr Experten als bisher gehen von
steigenden langfristigen Zinsen aus.

• Im weltweiten Durchschnitt erwarten
die Wirtschaftsexperten einen mode-
raten Wertzuwachs des US-Dollar im
nächsten halben Jahr.

Konjunkturentwicklung in den
Weltregionen

Der ifo Indikator für das Wirtschaftsklima
im Euroraum hat sich zwar verbessert,

liegt aber wie bisher unter seinem lang-
fristigen Durchschnittswert (vgl. Abb. 2).
Die aktuelle Lage im Euroraum hellte sich
nur geringfügig auf und liegt weiterhin auf
einem niedrigen Niveau. Die Erwartungen
für die nächsten sechs Monate fielen da-
gegen erheblich positiver aus als im Vor-
quartal. Eine konjunkturelle Stabilisierung
im Euroraum scheint sich abzuzeichnen.
In den meisten Ländern des Euroraums
sind die Bewertungen zur aktuellen Wirt-
schaftslage zwar etwas weniger ungüns-
tig als im Vorquartal, verbleiben aber nach
Meinung der befragten Experten in Frank-
reich, Griechenland, Italien, Portugal, Spa-
nien und Zypern weiterhin im »schlech-
ten« Bereich. Nur wenig besser fallen die
Urteile zur aktuellen Lage in Belgien, Ir-
land, Finnland, den Niederlanden und Slo-
wenien aus. Auch in Österreich und der
Slowakei liegen die Urteile zur derzeiti-
gen Wirtschaftslage weiterhin unterhalb
der »zufriedenstellend«- Marke. Lediglich
für Deutschland und Estland bescheini-
gen die befragten Wirtschaftsexperten
weiterhin eine zufriedenstellende bis gu-
te Wirtschaftslage. Die Erwartungen für
die nächsten sechs Monate haben sich in

Ergebnisse des 121. World Economic Survey (WES) 
für das dritte Quartal 20131

Gernot Nerb und Johanna Plenk

ifo Weltwirtschaftsklima trübt sich leicht ein

Der ifo Indikator für das Weltwirtschaftsklima ist nach seinem zweimaligen Anstieg wieder etwas

gesunken (vgl. Abb. 1). Sowohl die Beurteilungen zur aktuellen Lage als auch der wirtschaftliche

Ausblick für die nächsten sechs Monate verschlechterten sich leicht im Vergleich zum Vorquartal

(vgl. Abb. 3). Die Erholung der Weltkonjunktur kommt nicht recht voran. Dennoch bleiben die An-

zeichen einer Stabilisierung der Weltwirtschaft gültig. In den verschiedenen Wirtschaftsregionen

gibt es heterogene Entwicklungen.
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Weltkonjunktur und ifo Weltwirtschaftsklima

1) Arithmetisches Mittel der Bewertung der gegenwärtigen Lage und der erwarteten Entwicklung.

1)

1)

Abb. 1
1 Im Juli 2013 hat das ifo Institut zum 121. Mal sei-

ne weltweite Umfrage »Ifo World Economic Sur-
vey« – kurz WES – bei 1 180 Wirtschaftsexperten
multinationaler Unternehmen und kompetenter In-
stitutionen in 123 Ländern durchgeführt. Die Auf-
gabe des WES ist es, vierteljährlich ein möglichst
aktuelles Bild über die Wirtschaftslage sowie Prog-
nosen für wichtige Industrie-, Schwellen- und Ent-
wicklungsländer zu liefern. Im Gegensatz zur amt-
lichen Statistik, die in erster Linie auf quantitativen
(in Werteinheiten messbaren) Informationen auf-
baut, werden beim WES qualitative Informationen
– Urteile und Erwartungen von Wirtschaftsexper-
ten – abgefragt. Während amtliche Statistiken auf
internationaler Ebene oft nur mit großen Zeitver-
zögerungen erhältlich sind, zeichnen sich die WES-
Umfrageergebnisse durch ihre hohe Aktualität und
internationale Vergleichbarkeit aus. Gerade in Län-
dern, in denen die amtliche Statistik auf einer un-
sicheren Datenbasis steht, sind die von Wirtschafts-
experten vor Ort abgegebenen Urteile und Erwar-
tungen von besonderer Bedeutung. Die Umfrage
wird in Zusammenarbeit mit der Internationalen
Handelskammer (ICC) in Paris durchgeführt.
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der Mehrzahl der Euroländer weiter verbes-
sert. In nahezu allen Ländern des Euroraums
sind die befragten Experten in Bezug auf die
weitere wirtschaftliche Entwicklung im nächs-
ten halben Jahr positiv gestimmt. Lediglich
in Slowenien und in Zypern wird von einer
weiteren Verschlechterung der Wirtschafts-
lage ausgegangen.

In den Ländern Westeuropas außerhalb des
Euroraums, in Norwegen und der Schweiz,
ist das Wirtschaftsklima bei weitem freund-
licher. Während in Norwegen die Einschät-
zungen der Experten sowohl zur derzeitigen
wirtschaftlichen Lage als auch zu den Erwar-
tungen etwas weniger positiv als im Vorquar-
tal sind, wurden sie in der Schweiz nach oben
revidiert. Trotz dieser unterschiedlichen Ten-
denzen herrscht in beiden Ländern eine sehr
günstige konjunkturelle Situation mit einem
positiven Sechs-Monats-Ausblick vor. In
Schweden wird die derzeitige wirtschaftliche
Situation als zufriedenstellend beurteilt, und
dies wird nach Meinung der WES-Experten
voraussichtlich auch so in den nächsten
sechs Monaten bleiben. In Dänemark und
dem Vereinigten Königreich gilt die wirt-
schaftliche Situation erneut als ungünstig,
trotz einer leichten Verbesserung im Vergleich
zur Umfrage im April. Für die nächsten sechs
Monate sind die befragten Experten weit po-
sitiver gestimmt als noch vor drei Monaten
und erwarten eine Verbesserung hinsichtlich
der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung in
beiden Ländern.

In Nordamerika hat der ifo Wirtschafts -
klimaindikator seinen Anstieg mit neuem
Schwung fortgesetzt, nachdem er sich vor
drei Monaten leicht seitwärts bewegte. Mit
93,7 übertraf der Wirtschaftsklimaindex sei-
nen langfristigen Durchschnitt von 91,3
(1997–2012). Die Bewertung beider Kom-
ponenten des Wirtschaftsklimas, gegenwär-
tige Wirtschaftslage und die Erwartungen,
sind positiver als vor drei Monaten. In den
USA erreichten die besseren Lagebeurtei-
lungen fast ein zufriedenstellendes Niveau.
Auch die Konjunkturerwartungen für die
nächsten sechs Monate wurden deutlich
nach oben revidiert und signalisieren eine
weitere Verbesserung der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit. Die Erholung in den USA
scheint an Boden zu gewinnen. In Kanada
verbesserte sich die aktuelle wirtschaftliche
Situation deutlich gegenüber der letzten Um-
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a) Arithmetisches Mittel der Bewertung der gegenwärtigen Lage und der erwarteten Entwicklung.

reales BIP
(linke Skala)

1)

Abb. 2

Die ifo Konjunkturuhr für das ifo Weltwirtschaftsklima verdeutlicht die aktuelle Da-
tenkonstellation im globalen Konjunkturzyklus. In der Juli-Umfrage ist der ifo In-
dikator für das Weltwirtschaftsklima leicht gesunken. Die Eintrübung des Indika-
tors resultierte sowohl aus den weniger positiven Lage- als auch Erwartungsbe-
urteilungen im Vergleich zum Vorquartal. Der Indikator vollzog eine leichte Ab-
wärtsbewegung im Erholungs-/Aufschwungsquadranten. Die Erholung der Welt-
wirtschaft kommt nicht recht in die Gänge.

Das ifo Weltwirtschaftsklima ist das arithmetische Mittel der Bewertung der gegenwärtigen
Lage und der erwarteten Entwicklung in den nächsten sechs Monaten. Der Zusammenhang
zwischen den beiden Komponenten des Weltwirtschaftsklimas kann in einem Vierquadran-
tenschema dargestellt werden (»ifo Weltkonjunkturuhr«). Auf der Abszisse der Konjunktur-
uhr werden die Meldungen der befragten WES-Experten zur gegenwärtigen Lage aufgetra-
gen, auf der Ordinate die Antworten zur erwarteten Entwicklung. Durch das Fadenkreuz
der beiden Linien, die nach der WES-Werteskala eine zufriedenstellende Beurteilung der
Lage (5) bzw. eine unveränderte Einschätzung der Erwartungen (5) markieren, wird das
Diagramm in vier Quadranten geteilt, welche die vier Phasen der Weltkonjunktur definieren.
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9

1 2 3 4 5 6 7 8 9

Erholung/beginnender Aufschwung Fortgeschrittener Aufschwung/Boom
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Wirtschaftslage

Erwartungen für die
nächsten 6 Monate
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ifo Weltwirtschaftsklima

- aktuelle Wirtschaftslage:
    noch schlecht, aber  Verbesserung
- Erwartungen:
    positiv

Quelle: Ifo World Economic Survey (WES) III/2013.

- aktuelle Wirtschaftslage:
    schlecht  
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- Erwartungen:
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Box 1
ifo Konjunkturuhr und das ifo Weltwirtschaftsklima
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Abb. 3
Wirtschaftliche Lage
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frage und gilt nun als günstig. Auch die wirtschaftlichen Aus-
sichten sind etwas positiver als vor drei Monaten.

Der ifo Indikator für das Wirtschaftsklima in Asien fiel wie-
der unter seinen langfristigen Durchschnitt zurück (90,0;
1997–2012). Nachdem der Indikator im April mit 106,1 sei-
nen höchsten Wert seit Ende 2010 erreichte, ist der Rück-
gang im Juli auf 89,5 sehr ausgeprägt. Das Sinken des In-
dikators ist vor allem auf die deutlich weniger positiven Kon-
junkturaussichten für die nächsten sechs Monate zurückzu-
führen. Auch die Urteile zur aktuellen wirtschaftlichen Lage
verschlechterten sich, aber nur leicht. Die Eintrübung in Asien
war hauptsächlich das Ergebnis abgekühlter Konjunkturer-
wartungen in China. Aber auch in Thailand, Taiwan und In-
donesien, sowie in geringerem Maße auch in Indien und Süd-
korea, dämpften die WES-Experten ihre Erwartungen an den
weiteren Konjunkturverlauf. Die Urteile zur derzeitigen wirt-
schaftlichen Lage wurden in allen diesen Ländern im Ver-
gleich zu der vorherigen Umfrage herabgestuft und werden
als ungünstig angesehen. Eine Ausnahme bildet Indonesien,
wo trotz der Korrektur nach unten die gegenwärtige wirt-
schaftliche Situation insgesamt immer noch auf einem zu-
friedenstellenden Niveau steht. In China berichten die WES-
Experten von einer stark eingeschränkten Versorgung der
Unternehmen mit Bankkrediten. Darüber hinaus scheinen
rechtliche und administrative Einschränkungen für auslän-
dische Firmen derzeit recht hoch zu sein (vgl. Tab. 1 und 2).
Den befragten Wirtschaftsexperten zufolge sind auch ande-
re asiatische Volkswirtschaften wie Thailand, Sri Lanka und
Indonesien von einem schlechten Investitionsklima für aus-
ländische Unternehmen betroffen. In Japan verbesserte sich
die aktuelle Wirtschaftslage im Vergleich zum Vorquartal und
wird von den WES-Teilnehmern im Durchschnitt als zufrie-
denstellend beurteilt. Die Konjunkturerwartungen sind wie
auch schon im Vorquartal sehr optimistisch, trotz einer leich-
ten Korrektur nach unten gegenüber der Umfrage im April.
Vor allem der Exportsektor dürfte hier zu einer weiteren Stär-
kung der Gesamtwirtschaft in den nächsten sechs Mona-
ten beitragen. In Bangladesch, Hongkong, Malaysia, Singa-
pur und den Philippinen herrscht eine zufriedenstellende
bis gute Konjunktur. Die Erwartungen der befragten Exper-
ten für die nächsten sechs Monate deuten in allen diesen
Ländern auf eine wirtschaftliche Stabilisierung des derzeiti-
gen guten Niveaus. In Sri Lanka und Vietnam berichten die
befragten Wirtschaftsexperten über eine gegenwärtig un-
günstige wirtschaftliche Situation und erwarten keine Bes-
serung in den nächsten sechs Monaten. In Pakistan hält
die schwache wirtschaftliche Verfassung weiter an, dürfte
sich aber laut WES-Experten im Laufe der nächsten sechs
Monate etwas verbessern.

In Mittel- und Osteuropa setzte der Wirtschaftsklimaindi-
kator seinen Anfang 2013 begonnenen Anstieg fort. Das An-
steigen des Indikators war primär das Ergebnis aufgehell-
ter Konjunkturerwartungen. Die Beurteilungen zur derzeiti-
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Tab. 1
Angebot an Bankkrediten, Ausmaß der Einschränkung

Nicht eingeschränkt
Kanada 8,4
Guatemala 8,2
Australien 8,0
Hongkong 7,9
Chile 7,8
Japan 7,8
Paraguay 7,5
Kolumbien 7,4
Namibia 7,4
Philippinen 7,4
Neuseeland 7,3
Schweiz 7,1
Deutschland 7,0
Peru 7,0

Moderat eingeschränkt
Tschechien 6,9
Brasilien 6,8
Pakistan 6,8
Litauen 6,7
Uruguay 6,7
Taiwan 6,5
Thailand 6,5
Bosnien und Herzegowina 6,3
Österreich 6,3
Mexiko 6,2
Südafrika 6,2
USA 6,2
Malaysia 6,1
Schweden 6,1
Slowakei 6,1
Israel 6,0
Türkei 6,0
Frankreich 5,9
Bolivien 5,8
Sambia 5,8
Argentinien 5,6
Indien 5,6
Kroatien 5,6
Sri Lanka 5,5
Südkorea 5,4
Finnland 5,3
Bulgarien 5,2
Dänemark 5,0
Indonesien 5,0
Kasachstan 5,0
Kenia 5,0
Lettland 5,0
Madagaskar 5,0
Russland 4,9
Polen 4,8
Belgien 4,6
Kongo Demokratische Rep. 4,2
Nigeria 4,2
Serbien 4,2
Niederlande 4,1
Ägypten 4,0

Stark eingeschränkt
Ungarn 3,9
China 3,3
Albanien 3,2
Vereinigtes Königreich 3,2
Ukraine 3,0
Italien 2,8
Irland 2,7
Portugal 2,3
Rumänien 2,0
Simbabwe 2,0
Spanien 1,7
Slowenien 1,4
Griechenland 1,0
Nur Länder mit mind. fünf Antworten sind aufgeführt. –
WES-Skala: 9 = nicht; 5 = moderat; 1 = stark 
eingeschränkt.

Quelle: Ifo World Economic Survey (WES) III/2013.
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gen wirtschaftlichen Situation wiederum blieben unverän-
dert auf ungünstigem Niveau. Mit 74,8 (vorhergehende Um-
frage: 70,8) befindet sich der Index weiterhin deutlich unter
seinem langfristigen Durchschnitt von 85,4 (1997–2012).
Lettland und Litauen gehören den WES-Experten zufolge zu
den Top-Performern in der Region. In beiden Ländern wird
die derzeitige wirtschaftliche Situation noch günstiger als in
der letzten Umfrage bewertet. Hinsichtlich des Sechs-Mo-
nats-Ausblicks bleiben die befragten Wirtschaftsexperten in
beiden Ländern sehr zuversichtlich. In Bulgarien und Rumä-
nien beschreiben die WES-Teilnehmer die aktuelle wirtschaft-
liche Situation – trotz einer leichten Verbesserung gegen-
über der Umfrage im zweiten Quartal – weiterhin als ungüns-
tig. Nach Meinung der befragten Wirtschaftsexperten ist
die derzeitige Verfassung der Investitionen und des priva-
ten Konsums in beiden Ländern sehr schwach. Im Hinblick
auf die weitere wirtschaftliche Entwicklung in den nächsten
sechs Monaten sind die WES-Experten in Bulgarien skep-
tisch geworden. In Rumänien hingegen sind sie positiver ge-
stimmt als im Vorquartal und erwarten eine wirtschaftliche
Verbesserung im nächsten halben Jahr. In der Tschechischen
Republik und Polen empfinden mehr Befragte als in der
vorherigen Umfrage die aktuelle wirtschaftliche Situation
als schwach. In Ungarn beurteilten die WES-Teilnehmer die
Situation als ungünstig. Immerhin erwarten die befragten
Wirtschaftsexperten in allen drei genannten Ländern eine
leichte Verbesserung in den nächsten sechs Monaten, in
Ungarn und Polen eine gestärkte Exportwirtschaft mitein-
geschlossen. In Kroatien, dem  seit Juli neuen Mitglied der
Europäischen Union, gibt es keine Veränderung zum Bes-
seren: Zum vierten Mal in Folge attestieren alle befragten
Wirtschaftsexperten einstimmig eine schlechte wirtschaftli-
che Situation für ihr Land, die auch voraussichtlich in den
nächsten sechs Monaten andauern dürfte. In den mittel- und
osteuropäischen Ländern außerhalb der EU blieben die Ein-
schätzungen zur derzeitigen wirtschaftlichen Lage stabil
auf niedrigem Niveau. In Albanien, sowie einstimmig auch
in Bosnien und Herzegowina und Serbien, beurteilten die
WES-Experten die aktuelle Wirtschaftslage als schwach. Die
wirtschaftlichen Aussichten für das nächste halbe Jahr hell-
ten sich in Albanien leicht auf. In allen anderen Ländern zei-
gen die Konjunkturerwartungen keine nennenswerte Ver-
besserung der Wirtschaftslage in den nächsten sechs Mo-
naten an.

Der ifo Wirtschaftsklimaindikator für die GUS-Staaten (Russ-
land, Weißrussland, Ukraine, Kasachstan, Kirgisien, Usbe-
kistan und Armenien) ist aufgrund einer vorsichtigeren Ein-
schätzung der Konjunkturaussichten gesunken. Die Urteile
zur derzeitigen wirtschaftlichen Lage blieben unverändert
ungünstig. In Russland verschlechterten sich im Vergleich
zur vorherigen Umfrage sowohl die Einschätzungen zur der-
zeitigen wirtschaftlichen Situation und in noch stärkerem Ma-
ße die Konjunkturerwartungen. Während die aktuelle ge-
samtwirtschaftliche Verfassung insgesamt als ungünstig be-
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Tab. 2
Rechtlich-administrative Einschränkungen für 
ausländische Investoren

Keine
Schweden 8,3
Finnland 7,2
Chile 7,0
Peru 7,0

Eher gering
Türkei 6,8
Irland 6,7
Litauen 6,7
Dänemark 6,6
Deutschland 6,5
Uruguay 6,5
Niederlande 6,4
Slowakei 6,4
Mexiko 6,2
Schweiz 6,2
Tschechien 6,1
Australien 6,0
Polen 6,0
Paraguay 5,9
USA 5,9
Guatemala 5,8
Philippinen 5,8
Neuseeland 5,7
Portugal 5,7
Vereinigtes Königreich 5,7
Kanada 5,6
Lettland 5,6
Kolumbien 5,5
Österreich 5,5
Spanien 5,5
Südkorea 5,4
Belgien 5,2
Bulgarien 5,2
Hongkong 5,0
Japan 5,0
Kasachstan 5,0
Kenia 5,0
Kongo Demokratische Rep. 5,0
Madagaskar 5,0
Namibia 5,0
Nigeria 5,0
Rumänien 5,0
Serbien 5,0
Slowenien 5,0
Griechenland 4,7
Indien 4,7
Südafrika 4,7
Ungarn 4,7
Pakistan 4,6
Frankreich 4,4
Malaysia 4,4
Brasilien 4,3
Taiwan 4,3
Sambia 4,2
Italien 4,1
Israel 4,0

Eher hoch
Kroatien 3,9
Albanien 3,7
China 3,7
Sri Lanka 3,5
Thailand 3,5
Ägypten 3,0
Russland 2,5
Bolivien 2,3
Bosnien und Herzegowina 2,3
Ukraine 2,0
Indonesien 1,7
Simbabwe 1,5
Argentinien 1,3
Nur Länder mit mind. fünf Antworten sind aufgeführt. –
WES-Skala: 9 = keine; 5 = gering; 1 = hoch.

Quelle: Ifo World Economic Survey (WES) III/2013.
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wertet wird, gelten vor allem Bau- und Ausrüstungsinvesti-
tionen als sehr schwach. Nach Meinung der befragten Ex-
perten läuft der private Konsum hingegen zufriedenstellend.
Hinsichtlich des Sechs-Monats-Ausblicks äußerten sich die
befragten Wirtschaftsexperten skeptisch. In der Ukraine und
in Kirgisien wurde die aktuelle wirtschaftliche Situation er-
neut als ungünstig beurteilt. Gegenüber dem Vorquartal er-
folgte in der Ukraine eine deutliche Herabstufung der Erwar-
tungen: Die Mehrheit der WES-Experten rechnet damit, dass
sich die Wirtschaftsleistung bis zum Ende der nächsten
sechs Monate weiter verschlechtert. Im Gegensatz dazu ist
den befragten Wirtschaftsexperten zufolge in Kirgisien im
nächsten halben Jahr eine gewisse Verbesserung der wirt-
schaftlichen Situation wahrscheinlich. In Weißrussland, Ka-
sachstan und Usbekistan herrscht eine zufriedenstellende
derzeitige wirtschaftliche Situation vor, die voraussichtlich
in den nächsten sechs Monaten andauern wird. 

In Ozeanien führten positivere Einschätzungen sowohl der
derzeitigen Wirtschaftslage als auch der Erwartungen zu
einem leichten Anstieg des Wirtschaftsklimaindikators. Mit
103,4 übertraf der Indikator seinen langfristigen Durchschnitt
(100,9: 1997–2012). Allerdings kann kein klarer Trend ab-
geleitet werden, da sich die qualitativen Expertenbeurteilun-
gen seit Anfang 2012 sehr volatil zeigen und zu starken
Schwankungen des Wirtschaftsklimaindikators führen. In
Australien herrscht eine günstige gesamtwirtschaftliche
Situa tion vor, die auch voraussichtlich weiterhin in den nächs-
ten sechs Monaten andauern dürfte. Den Expertenmeinun-
gen zufolge werden sich allerdings Bau- und Ausrüstungs-
investitionen im Laufe der nächsten sechs Monate abschwä-
chen, der Exportsektor wiederum ihrer Meinung nach an-
ziehen. In Neuseeland stellt sich die derzeitige Wirtschafts-
lage günstiger dar als noch vor drei Monaten. Auch der
Sechs-Monats-Ausblick hellte sich stark auf, und die WES-
Experten zeigen sich zuversichtlich im Hinblick auf die zu-
künftige wirtschaftliche Entwicklung.

Neben Asien ist Lateinamerika die zweitgrößte Region, in
der sich das Wirtschaftsklima erheblich verschlechterte.
Der ifo Indikator ist weiter gesunken und liegt nun mit 79,6
weit unter seinem langfristigen Durchschnitt (92,7: 1997–
2012). Die Werte beider Komponenten, die Urteile zur ge-
genwärtigen wirtschaftlichen Situation und die Erwartun-
gen für die nächsten sechs Monate, verringerten sich und
sind nun für die Region im Durchschnitt nicht mehr posi-
tiv. Der Abwärtstrend wurde vor allem von Brasilien und
Chile geprägt, wo die Beurteilungen beider Klimaindikato-
ren im Vergleich zum Vorquartal deutlich zurückgestuft wur-
den. In Brasilien ist die aktuelle wirtschaftliche Situation
nach Meinung der befragten Experten schwierig gewor-
den. Derzeit mangelt es hier vor allem an Investitionsaus-
gaben. Im Hinblick auf die weitere wirtschaftliche Entwick-
lung in den kommenden Monaten sind die brasilianischen
WES-Experten skeptisch geworden. Aufgrund des erwar-

teten Rückgangs der Exporte wird sich ihrer Meinung nach
die Handelsbilanz weiter verschlechtern. In Chile setzte
sich der Abwärtstrend in der Bewertung der gegenwärti-
gen wirtschaftlichen Situation fort, ist aber unter dem Strich
weiterhin günstig. Allerdings sind die Konjunkturerwartun-
gen nun deutlich negativ geworden, d.h. die WES-Teil-
nehmer sind bezüglich der Wirtschaftsleistung in der na-
hen Zukunft sehr pessimistisch. In Paraguay und Peru, und
in geringerem Maße auch in Uruguay, Ecuador und Boli-
vien, herrscht derzeit eine günstige wirtschaftliche Lage.
Doch im Hinblick auf den Sechs-Monats-Ausblick für die
Konjunktur gibt es in den Ländern unterschiedliche Ent-
wicklungen: Während die WES-Experten in Paraguay und
Bolivien eine Stabilisierung auf dem derzeitigen Niveau
erwarten, äußerten sich die befragten Wirtschaftsexperten
in Ecuador, Peru und Uruguay eher skeptisch im Hinblick
auf die weitere wirtschaftliche Entwicklung. In Kolumbien
und Mexiko meldeten die befragten Wirtschaftsexperten
eine zufriedenstellende derzeitige wirtschaftliche Situation.
In Kolumbien wurden die wirtschaftlichen Erwartungen
spürbar nach oben korrigiert und deuten auf eine weitere
Expansion hin. In Mexiko gab die Mehrheit der Befragten
an, dass sie für die nächsten sechs Monate eine Stabili-
sierung auf dem derzeit guten wirtschaftlichen Niveau er-
warten. In Argentinien verbesserte sich die Beurteilung der
gegenwärtigen wirtschaftlichen Situation im Vergleich zum
Vorquartal. Angesichts der deutlich negativen Konjunk-
turerwartungen kann für die nächsten sechs Monate kei-
ne konjunkturelle Entwarnung gegeben werden. Die be-
fragten Wirtschaftsexperten beurteilten das Investitionskli-
ma in Argentinien als besonders ungünstig, zumal es star-
ke rechtliche und administrative Beschränkungen für aus-
ländische Unternehmen gibt, die sich in den nächsten
sechs Monaten noch verschärfen dürften. Die WES-Exper-
ten zeigten sich auch besorgt, dass sich die politische In-
stabilität in den kommenden Monaten erhöht (vgl. Tab. 2
und 3). In Guatemala verschlechterte sich die derzeitige
Wirtschaftslage und wird nun als ungünstig beurteilt. In den
nächsten sechs Monaten wird keine Verbesserung der wirt-
schaftlichen Entwicklung erwartet. In El Salvador und Ve-
nezuela melden die befragten Experten erneut eine schwa-
che wirtschaftliche Verfassung. In beiden Ländern wird
erwartet, dass sich die Situation weiter verschlechtert.

Im Nahen Osten ist das Wirtschaftsklima noch günstiger als
in der letzten Umfrage. Der ifo Indikator stieg auf 95,5 und
liegt damit weit über seinem langfristigen Durchschnitt von
84,9 (1997–2012). In der Mehrzahl der Länder in der Regi-
on, einschließlich Israel, Jordanien, Katar, Saudi-Arabien und
den Vereinigten Arabischen Emiraten herrscht nach Meinung
der befragten Wirtschaftsexperten eine gute Konjunktur. In
allen diesen Ländern werden die günstigen wirtschaftlichen
Bedingungen voraussichtlich anhalten, bis auf Israel, wo
die WES-Experten im Hinblick auf die zukünftige wirtschaft-
liche Entwicklung vorsichtig gestimmt bleiben. In Kuwait,
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im Libanon und der Türkei wird die aktuelle wirtschaftliche
Situation als zufriedenstellend bewertet. Die Konjunkturer-
wartungen für die nächsten sechs Monate wurden zwar et-
was zurückgefahren, bleiben aber im Großen und Ganzen
im positiven Bereich. In Syrien wurde von einer schwachen
Wirtschaftsleistung berichtet. Vor dem Hintergrund des an-
haltenden Bürgerkriegs und der Krise ist im Laufe der nächs-
ten sechs Monate keine nennenswerte Verbesserung zu
erwarten.

In den nordafrikanischen Ländern Ägypten und Tunesien
wird die derzeitige wirtschaftliche Situation als schwach
bewertet. Die Konjunkturerwartungen der befragten Exper-
ten bleiben vorsichtig und signalisieren keine großen Ver-
besserungen im Laufe der nächsten sechs Monate. In Al-
gerien, Libyen und Marokko wird die gegenwärtige wirt-
schaftliche Situation als zufriedenstellend angesehen und
dürfte es nach Meinung der WES-Experten für die nächs-
ten sechs Monate weiterhin bleiben. In Südafrika verschlech-
terte sich das Wirtschaftsklima weiter. Mehr Experten als in
der vorangegangenen Umfrage bewerteten die derzeitige
wirtschaftliche Situation als ungünstig. Die Konjunkturerwar-
tungen wurden ebenfalls herabgestuft, und die WES-Teil-
nehmer erwarten nicht, dass sich die Situation in den nächs-
ten sechs Monaten verbessern wird. 

Inflationserwartungen weiter moderat

Weltweite Trends

Für das Gesamtjahr 2013 erwarten die WES-Experten im
weltweiten Durchschnitt weiterhin einen Preisanstieg von
3,2% (vgl. Tab. 4). Dieser Wert ist etwas niedriger als jener,
der zu Anfang des Jahres erwartet worden war (3,3%), und
liegt spürbar unter der für das vergangene Jahr gemelde-
ten Inflationsrate von 3,6%. Eine Tendenz zur Inflationsab-
schwächung ist vor allem in West- sowie Mittel- und Ost-
europa stark ausgeprägt. Auf der anderen Seite haben die

Inflationserwartungen in Lateinamerika weiter zugelegt und
zogen auch in Asien leicht an. 

Inflationstrends nach ausgewählten Ländern

Die von den WES-Experten für den Euroraum erwartete
Inflationsrate 2013 beläuft sich nunmehr auf 1,7% und liegt
etwas unter dem Wert, der in der WES-Umfrage im April
(1,9%) und im Januar (2,1%) gemeldet worden war. Die
niedrigsten Inflationsraten im Euroraum werden nach der
jüngsten Umfrage für das Jahr 2013 in den »Krisenländern«
Griechenland (0,1%), Irland (1,4%) sowie Portugal und
Zypern (1,4% bzw. 1,0%) erwartet. In Deutschland wird
laut WES die Inflationsrate in diesem Jahr 1,8% betragen,
nachdem zu Jahresanfang und auch noch im April eine Ra-
te von 2,0% für wahrscheinlich gehalten wurde. Über dem
Durchschnitt des Euroraums liegen die Inflationsraten in
diesem Jahr vor allem in Estland (3,3%) und zu einem ge-
ringeren Maße auch in der Slowakei und in Slowenien (je-
weils 2,1%). 

In Westeuropa außerhalb des Euroraums werden weiter-
hin das Vereinigte Königreich (2,7%) das obere Ende und
die Schweiz (0,2%) das untere Ende der Preisskala bilden.

In Mittel- und Osteuropa haben sich die Preiserwartun-
gen für 2013 seit Jahresanfang deutlich zurückgebildet
(von 3,3% im Januar und 2,6% im April auf nunmehr 2,4%).
Tendenziell trifft diese Aussage für alle in dieser Region
erfassten Länder zu. Niedriger als im Durchschnitt der Re-
gion sind die Inflationsschätzungen der WES-Experten für
2013 weiterhin vor allem in Polen (1,5%). Die höchsten In-
flationsraten in der Region werden dagegen in Serbien
(9,8%) erwartet.

In Nordamerika liegt die sich für 2013 abzeichnende Infla-
tionsrate bei 1,9%, und zwar bei 2,0% für die USA und bei
1,5% für Kanada. Im Vergleich zu den WES-Umfragen im
April und Januar bedeutet dies in beiden Fällen einen wei-
teren Rückgang.
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Tab. 3
Erwartete Veränderungen der Rahmenbedingungen für ausländische Investoren in den nächsten sechs Monaten

Einflussfaktoren auf das Investitionsklima
Änderungen in den nächsten sechs Monaten*

Verschlechterung Verbesserung

Rechtlich-administrative Einschränkungen 
für die ausländischen Investoren Argentinien, Sambia Griechenland, Kroatien, Mexiko, 

Simbabwe

Politische Stabilität Argentinien, Hongkong, Madagaskar, 
Nigeria, Sambia, Thailand, Ukraine

Albanien, Australien, Irland, 
Paraguay, Uruguay

* Für die Länder, die in dieser Tabelle nicht genannt wurden, wird keine wesentliche Veränderung des Investitionsklimas 
erwartet. Nur Länder mit mind. fünf Antworten wurden in die Analyse einbezogen. – Kriterien zur Auswahl von Ländern: Ver-
schlechterung: Wert auf der WES-Skala zwischen 1,0 und 3,5; Verbesserung: Wert auf der WES-Skala zwischen 6,0 und 9,0.

Quelle: Ifo World Economic Survey (WES) III/2013.
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Tab. 4
Inflationserwartungen der WES-Teilnehmer für 2013 (im Juli und April 2013)

Region III/2013 II/2013 Region III/2013 II/2013
Durchschnitt der Ländera) 3,2 3,2 Nordamerika 1,9 2,0
EU (28 Länder) 1,8 2,1 Kanada 1,5 1,7
EU (alte Mitglieder)b) 1,8 2,0 USA 2,0 2,1
EU (neue Mitglieder)c) 2,2 2,5
Euroraumd) 1,7 1,9 Lateinamerika 8,5 7,9

Argentinien 27,0 26,5
Westeuropa 1,7 1,9 Bolivien 5,0 5,8
Belgien 1,4 1,5 Brasilien 6,2 5,9
Dänemark 1,3 1,6 Chile 2,4 2,6
Deutschland 1,8 2,0 Costa Rica 5,9 (6,0)
Finnland 2,0 2,1 Dominikanische Republik 5,6 5,4
Frankreich 1,1 1,5 Ecuador 4,3 4,2
Griechenland 0,1 0,8 El Salvador 1,8 2,5
Irland 1,4 1,2 Guatemala 5,4 4,8
Island (3,5) (4,2) Kolumbien 2,8 2,6
Italien 1,8 2,1 Mexiko 4,4 4,1
Luxemburg 1,5 1,9 Panama (5,0) (5,0)
Monaco 2,3 2,0 Paraguay 4,5 4,4
Niederlande 2,3 2,5 Peru 2,6 2,9
Norwegen 1,6 2,2 Trinidad und Tobago (7,0) (6,0)
Österreich 2,1 2,3 Uruguay 8,0 8,1
Portugal 1,4 1,5 Venezuela 38,3 33,0
Schweden 0,9 0,9
Schweiz 0,2 0,4 Ozeanien 2,4 2,5
Spanien 2,0 2,3 Australien 2,5 2,6
Vereinigtes Königreich 2,7 2,8 Neuseeland 1,7 1,7
Zypern 1,0 (1,0)

Naher Osten 4,3 4,3
Mittel- und Osteuropa 2,4 2,6 Israel 2,1 2,4
Albanien 3,0 3,0 Jordanien (7,4) (7,0)
Bosnien und Herzegowina 2,2 2,6 Katar (3,5) (3,0)
Bulgarien 2,7 3,2 Kuwait (3,5) –
Estland 3,3 3,5 Libanon (6,8) –
Kroatien 2,8 3,1 Saudi-Arabien 4,3 5,3
Lettland 2,5 2,0 Türkei 7,6 6,8
Litauen 2,4 2,8 Vereinigte Arabische Emirate 2,2 2,2
Mazedonien 2,5 2,8
Polen 1,5 1,8 Afrika 7,5 7,5
Rumänien 4,3 4,1 Nördliches Afrika 5,7 6,0
Serbien 9,8 5,5 Ägypten 10,5 12,6
Slowakei 2,1 2,5 Algerien (4,2) 4,0
Slowenien 2,1 2,0 Libyen (6,0) (7,0)
Tschechien 1,8 2,0 Marokko (3,0) 2,4
Ungarn 2,6 3,2 Tunesien 5,2 6,0

Subsaharisches Afrika 8,7 8,5
GUS 8,1 8,0 Äthiopien 8,0 (12,0)
Armenien 7,8 6,4 Angola (9,0) (9,5)
Kasachstan 6,6 7,1 Benin 4,0 4,2
Kirgisien 9,0 9,0 Burundi 21,0 21,5
Russland 7,6 7,1 Ghana (11,0) (9,0)
Ukraine 4,7 5,6 Kenia 6,6 6,6
Usbekistan (16,5) (18,6) Komoren 3,3 (3,0)
Weißrussland (18,0) (18,0) Kongo Demokratische Rep. 2,7 3,8

Republik Kongo (3,0) 3,4
Asien 3,2 3,1 Lesotho 5,9 6,4
Bangladesch 7,6 8,8 Liberia 7,7 7,2
China 3,1 3,4 Madagaskar 8,1 8,1
Hongkong 3,7 3,4 Malawi (30,0) 24,0
Indien 7,0 7,1 Mauretanien 7,0 6,8
Indonesien 7,7 6,3 Mauritius 4,5 4,4
Japan 0,4 0,4 Namibia 6,2 6,2
Malaysia 2,9 2,6 Niger 2,5 3,7
Pakistan 9,6 10,4 Nigeria 10,4 11,5
Papua Neuguinea (6,0) (6,0) Sambia 8,2 7,3
Philippinen 3,3 3,4 Senegal (1,5) –
Singapur 3,5 (3,0) Sierra Leone 10,8 10,3
Sri Lanka 9,1 10,0 Simbabwe 3,6 4,2
Südkorea 2,2 2,8 Südafrika 6,2 5,9
Taiwan 1,5 1,7 Sudan 38,8 31,7
Thailand 3,2 3,4 Swasiland 6,7 6,1
Vietnam 6,7 7,5 Togo (3,0) (3,0)

Tschad (5,2) –
a) Innerhalb jeder Ländergruppe sind die Ergebnisse nach den Export-/Importanteilen am Weltdurchschnitt gewichtet. –
b) Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, 
Portugal, Schweden, Spanien, Vereinigtes Königreich. – c) Bulgarien, Estland, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, 
Rumänien, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn, Zypern. – d) Belgien, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Portugal, Slowakei, Slowenien, Spanien, Zypern. –
( ) Die Daten in Klammern resultieren von wenig Antworten.

Quelle: Ifo World Economic Survey (WES) III/2013 und II/2013.
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In Asien sind die Inflationserwartungen für 2013 seit April
leicht gestiegen (von 3,1% auf 3,2%). Dies lag hauptsäch-
lich an den höheren Inflationserwartungen in Indonesien
(7,7% gegenüber 6,3% im April), Singapur (3,5% nach 3,0%)
und Hongkong (3,7% nach 3,4%). In den meisten anderen
asiatischen Ländern wurden die Inflationserwartungen da-
gegen nach unten korrigiert, so in China (von 3,4% auf 3,1%),
Südkorea (von 2,8% auf 2,2%), Thailand (von 3,4% auf 3,2%)
und Taiwan (von 1,7% auf 1,5%). Mit Abstand die höchste
Preissteigerung wird weiterhin in Pakistan (9,6%) erwartet.
Auch in Sri Lanka (9,1%), Indonesien (7,7%), Bangladesch
(7,6%), Indien (7,0%) und Vietnam (6,7%) wird die Inflation
weiterhin deutlich über dem Durchschnittswert in der Re gi-
on liegen. In Japan wird trotz des Umschwenkens auf eine
expansivere Geldpolitik nur mit einer Inflationsrate von 0,4%
für das laufende Jahr gerechnet. Der deflationäre Trend der
vergangenen Jahre ist damit zwar gestoppt, das mittelfris-
tige Inflationsziel der neuen japanischen Regierung in Höhe
von ca. 2% liegt aber noch in weiter Ferne. 

In Ozeanien gingen die Inflationserwartungen für 2013 in
Australien weiter zurück (von 2,6% auf 2,5%) und blieben
in Neuseeland mit 1,7% unverändert niedrig.

Lateinamerika ist die Weltregion, in der sich seit Jahresan-
fang die Inflationserwartungen der WES-Experten für 2013
kontinuierlich erhöht haben (von 7,7% zu Jahresbeginn auf
7,9% im April und nun 8,5% im Juli). Länder mit dem vor -
aussichtlich höchsten Preisanstieg in der Region sind die
beiden Hochinflationsländer Venezuela (38,3%) und Argen-
tinien (27,0%). Auf der anderen Seite brillieren Länder wie
El Salvador (1,8%), Chile (2,4%), Peru (2,6%) und Kolum-
bien (2,8%) mit niedrigen Inflationsraten. In Brasilien, der
größten Volkswirtschaft in der Region, wird für 2013 eine
Inflationsrate von 6,2% erwartet, was über der Schätzung
im April (5,9%) und zu Jahresanfang (5,6%) liegt.

In den GUS-Staaten blieb die Inflationsschätzung für 2013
nahezu unverändert (8,1% nach 8,0% im April). Niedriger
als im Durchschnitt der Region ist die Inflationsprognose
für die Ukraine (4,7%). Nahe am Durchschnittswert der Re-
gion liegen die Inflationsschätzungen für Russland (7,6%
nach 7,1% im April) und Kasachstan (6,6% nach 7,1% im
April). Weiterhin deutlich über dem Durchschnitt in der Re-
gion liegt die für 2013 erwartete Inflationsrate in Usbekistan
(16,5%).

Im Nahen Osten blieben die Inflationserwartungen für 2013
unverändert bei 4,3%. Innerhalb des Nahen Ostens sind
sie wiederum am niedrigsten für Israel (2,1%) und für die Ver-
einigten Arabischen Emirate (2,2%). In Saudi-Arabien liegt
der Prognosewert für die Inflation im Jahr 2013 bei 4,3%,
nach erwarteten 5,3% in den vorangegangenen zwei Um-
fragen. Für die Türkei haben die WES-Experten die Inflati-
onsschätzung für 2013 gegenüber den Umfragen seit Jah-

resbeginn weiter angehoben (7,6% nach 6,8% im April und
6,6% im Januar).

In Afrika ergibt sich nach wie vor ein sehr heterogenes Bild
bei den Inflationstendenzen: Relativ niedrige Inflationsraten
werden für 2013 in der Demokratischen Republik Kongo
(2,7%) sowie in der Republik Kongo-Brazzaville und Marok-
ko (jeweils 3,0%) erwartet. In einem Mittelfeld (zwischen 4 und
9% Inflation) liegen die für 2013 prognostizierten Inflations-
raten weiterhin in der Mehrheit der untersuchten afrikani-
schen Länder, so in Benin (4,0%), Algerien (4,2%), Tune-
sien (5,2%), Lesotho (5,9%), Namibia (6,2%), Südafrika
(6,2%), Kenia (6,6%), Swasiland (6,7%) und Mauretanien
(7,0%). Hohe Inflationsraten von über 10% dürften auch in
diesem Jahr besonders im Sudan (38,8%), Malawi (30,0%)
und Burundi (21,0%) sowie zu einem etwas geringeren Gra-
de auch in Sierra Leone (10,8%), Ägypten (10,5%) und Ni-
geria (10,4%) vorherrschen.

Mehr WES-Experten erwarten Anstieg der 
langfristigen Zinsen

Im weltweiten Durchschnitt wird nicht mehr mit einem Rück-
gang der kurzfristigen Zinsen gerechnet, sondern erstmals
seit fast zwei Jahren tendenziell mit einem Anstieg. Noch
ausgeprägter ist die erwartete Aufwärtstendenz bei den
langfristigen Zinsen (vgl. Abb. 4). Der Euroraum unterschei-
det sich hinsichtlich der Zinsperspektiven nur wenig vom
Weltdurchschnitt. Im Euroraum gehen allerdings weniger
Experten von steigenden langfristigen Zinsen aus: Dies liegt
vor allem an den »Euro-Krisenländern« Griechenland, Irland,
Italien, Spanien und Portugal, wo die immer noch relativ ho-
hen Kapitalmarktzinsen nach Ansicht der WES-Experten im
Laufe der nächsten sechs Monate weiter zurückgehen oder
zumindest unverändert bleiben dürften. In Westeuropa au-
ßerhalb des Euroraums wird in Norwegen mit stabilen lang-
und kurzfristigen Zinsen in den kommenden sechs Mona-
ten gerechnet. Auf der anderen Seite dürften nach Ansicht
der WES-Teilnehmer in Schweden wie auch in der Schweiz
– ähnlich wie im Weltdurchschnitt – sowohl die kurzfristigen
als auch die langfristigen Zinsen im Laufe der nächsten Mo-
nate steigen. Kräftig zugenommen haben die Erwartungen
hinsichtlich steigender Kurz- und Langfristzinsen in den
USA. In Kanada trifft dies nur für die langfristigen Zinsen
zu, während die kurzfristigen Zinsen in den nächsten sechs
Monaten unverändert bleiben dürften. Zu den wenigen Aus-
nahmen, wo der Zinstrend in den nächsten Monaten wei-
ter nach unten zeigen wird, gehören Indien, Sri Lanka und
Vietnam, Ungarn, Sierra Leone und schließlich Australien,
hier allerdings nur im Hinblick auf die kurzfristigen Zinsen,
während die langfristigen Zinsen in den nächsten Monaten
steigen dürften. Mit weitgehend stabilen Zinssätzen – so-
wohl am kurzen, wie am langen Ende der Zinsskala – rech-
nen die WES-Experten für die GUS-Staaten. Eine Ausnah-
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Abb. 4
Kurz- und langfristige Zinsen
Erwartungen für die nächsten sechs Monate
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me in dieser Region bildet Kasachstan, wo
sowohl die kurz- als auch die langfristigen
Zinsen im Laufe der nächsten sechs Mona-
te steigen dürften. In Lateinamerika hat sich
die seit Anfang 2013 zu beobachtende Auf-
wärtstendenz in den Zinserwartungen fort-
gesetzt. Sie ist – wie oben angesprochen –
besonders stark ausgeprägt in Brasilien.
Aber auch in den meisten anderen in der
Umfrage einbezogenen lateinamerikani-
schen Ländern wird im Laufe der nächsten
sechs Monate mit steigenden langfristigen
Zinsen gerechnet; die kurzfristigen Zinsen
dürften dagegen – nach Ansicht der WES-
Experten – in Chile und Uruguay sinken und
in Venezuela stabil bleiben. In Asien ist die
in der vorangegangenen Umfrage noch vor-
herrschende Erwartung sinkender Zinsen von Anstiegs-
Erwartungen abgelöst worden. Sie betreffen die kurz-, vor
allem aber die langfristigen Zinsen. Eine Ausnahme von die-
sem neuen Trend ist Indien, wo mit weiter sinkenden Kurz-
und Langfristzinsen gerechnet wird. In den meisten ande-
ren in der Umfrage erfassten asiatischen Länder zeigt die
erwartete Zinstendenz nach oben: So wird in China nach
der langen Phase sinkender Zinsen im Laufe der nächsten
sechs Monate mit einem Anstieg sowohl der kurz- wie der
langfristigen Zinsen gerechnet. Stärker als in China fallen
die Erwartungen steigender Zinsen in Hongkong und den
Philippinen aus. Etwas überraschend erwarten die WES-
Experten auch in Japan im weiteren Verlauf des Jahres ei-
nen leichten Zinsanstieg, nachdem in der vorangegange-
nen Umfrage noch auf sinkende Zinsen im Gefolge der neu-
en Geld- und Wirtschaftspolitik nach dem Regierungswech-
sel gesetzt worden war. In Afrika wurden die in der voran-
gegangenen Erhebung geäußerten Erwartungen steigen-
der Zinsen wieder etwas zurückgenommen und deuten nun
mehr auf eine stabile bis allenfalls leicht steigende Tendenz
hin. In einigen Ländern wie z.B. Ägypten und Sierra Leone
wird in den nächsten Monaten sogar mit rückläufigen Zin-
sen gerechnet.

Verteuerung des US-Dollar erwartet 

Im weltweiten Durchschnitt werden der US-Dollar und der
japanische Yen – wie schon in der vorangegangenen Um-
frage – nahe bei ihrem Gleichgewichtskurs gesehen. Der
Euro und das britische Pfund gelten dagegen als leicht über-
bewertet (vgl. Abb. 5). Nach Ländern differenziert, ergeben
sich jedoch deutliche Abweichungen von diesem Gesamt-
bild: Als unterbewertet gilt die eigene Landeswährung nach
Ansicht der befragten WES-Experten in den USA, in Russ-
land, in einigen ost- und mitteleuropäischen Ländern wie
Tschechien, Ungarn und Polen sowie in einigen asiatischen
Ländern (Indien, den Philippinen und erstmals seit langem

Japan). Ferner gehören zu dieser Gruppe mit unterbewer-
teten eigenen Währungen einige afrikanische Länder wie Ni-
geria und Sierra Leone. Im Gegensatz dazu sehen die WES-
Teilnehmer ihre eigene Währung als überbewertet in Ma-
laysia, Kenia, einigen lateinamerikanischen Ländern wie Ve-
nezuela, Argentinien und Uruguay sowie ferner auch Ser-
bien und Armenien.

Auf die zusätzliche Frage nach der Entwicklung des Dollar-
Kurses in den nächsten sechs Monaten, unabhängig da-
von, wie die einzelnen Währungen fundamental eingeschätzt
werden, ergab sich im Weltdurchschnitt – noch etwas aus-
geprägter als bei der vorangegangenen Umfrage – ein ins-
gesamt leicht steigender Wert des US-Dollar. Nach Ländern
differenziert, lagen aber wiederum erhebliche Unterschiede
vor: Ein erwarteter Wertzuwachs des US-Dollar dominiert
zwar in der Mehrheit aller untersuchten Länder, ist aber be-
sonders ausgeprägt in einigen lateinamerikanischen Län-
dern (Argentinien und Venezuela), im Euroraum, wie auch
in Australien. Der japanische Yen wird von den in Japan be-
fragten WES-Experten mittlerweile als unterbewertet ein-
gestuft. Trotzdem dürfte sich ihrer Meinung nach der US-
Dollar gegenüber dem Yen in den nächsten sechs Monaten
als Folge der aggressiven Geldpolitik nach dem Regierungs-
wechsel weiter verteuern. Auf der anderen Seite wird in ei-
nigen Ländern von den WES-Experten mit einer Schwä-
chung des US-Dollar gegenüber der einheimischen Wäh-
rung gerechnet. Hierzu zählen einige asiatische Länder (z.B.
China und Südkorea), einige wenige mittel- und osteuro-
päische Länder (Ungarn, Lettland und Polen), Bolivien in La-
teinamerika sowie einige afrikanische Länder (Swasiland,
Komoren und Liberia).

Zugang der Unternehmen zu Bankkrediten

Ausgelöst durch das Bekanntwerden von erheblichen Fi-
nanzierungsproblemen insbesondere mittelständischer Un-
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ternehmen in einigen Ländern wurde eine spezielle Frage
zum Thema »Ausmaß der Einschränkung von Bankkredi-
ten an Unternehmen« aufgenommen. Die WES-Experten
werden dazu befragt, inwieweit das Angebot an Bankkre-
diten für Unternehmen in dem Land, für das sie berichten,
durch bankspezifische Faktoren eingeschränkt ist. Die Ska-
la reicht von »nicht eingeschränkt« (9), über »moderat ein-
geschränkt« (5) bis »stark eingeschränkt« (1) (vgl. Tab. 1).

Zu den Ländern, in denen die Firmen häufig Problem haben,
sich in ausreichender Form über Bankkredite zu finanzieren,
gehören in erster Linie die »Euro-Krisenländer« Griechen-
land, Spanien, Slowenien und – wenn auch in etwas gerin-
gerem Maße – Portugal, Irland und Italien. Auch in den Nie-
derlanden und in Belgien scheint das Thema »Zugang zu
Bankkrediten« nach Einschätzung der WES-Experten eini-
ge Brisanz aufzuweisen. Außerhalb des Euroraums wurde
die stärkste Betroffenheit der Firmen infolge unzureichender
Bankkredite aus Rumänien und Simbabwe gemeldet. Auch
in China, dem Vereinigten Königreich, Albanien und Un-
garn scheint der stark eingeschränkte Zugang zu Bankkre-
diten ein Problem zu sein.

Auf der anderen Seite gehören Länder wie Kanada, Guate-
mala, Australien, Hongkong, Chile, Japan, Paraguay, Ko-
lumbien, Namibia, die Philippinen, Neuseeland, die Schweiz,
Peru und nicht zuletzt Deutschland zu der Spitzengruppe,
bei der die WES-Experten keine Probleme bei der externen
Unternehmensfinanzierung durch Banken sehen.
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Eine ausführlichere Analyse zu den einzelnen Weltregionen, der Zinsent-
wicklung, Inflation und Währung findet sich in der englischsprachigen
Veröffentlichung »CESifo World Economic Survey«.
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Kartographische Darstellungen bilden im Wesentlichen die
Welt schematisch ab. Hierfür stehen spätestens seit dem
Kartographen Mercator unterschiedliche Projektionen in
verschiedenen Koordinatensystemen zur Verfügung, die zu
einer Vielzahl an Kartenformen mit höherer oder geringer
Genauigkeit führen. Eine noch relativ neue Form der Kar-
ten, die auf Michel Gastner und Mark Newman (2004) zu-
rückgeht, sind sogenannte Kartenanamorphoten (carto-
gram), die Karteneinheiten in Abhängigkeit von einer aus-
gewählten Variablen darstellen und dadurch mehr oder we-
niger verzerrt abbilden (vgl. Gastner und Newman 2004).
Bei der Darstellung werden die Flächengrenzen und deren
Beziehung zueinander beibehalten, so dass sich nur de-
ren Größe und Form ändert. Auf Basis dieser Technik wur-
den in einem umfangreichen Projekt der University of Shef-
field seit 2006 knapp 700 Karten veröffentlicht (vgl. World-
mapper 2009).

Das Beispiel der Windenergie, die weiterhin am stärksten
wachsende Sparte erneuerbarer Energien, beschreibt an-
hand weltweiter Windfarmen und der installierten Kapazität
die Anwendung dieser Kartendarstellung. Abbildung 1 bil-
det die aktuellen Windfarmen weltweit ab. Die Zahlen geben
jedoch nur einen Überblick über die Anzahl der Windparks,
nicht aber über die dort installierten Windräder. Auffallend
und gleichzeitig bekannt ist die deutsche und dänische Vor-
reiterrolle beim Ausbau der Windenergie, speziell bei der An-
zahl an Windkraftanlagen. So waren bis Juni 2013 in
Deutschland knapp 3 800 Windparks (onshore und offshore)

installiert (vgl. The Windpower 2013), dicht gefolgt von Dä-
nemark, den USA und Spanien mit je 1 500, 985 und
955 Windfarmen. 

Betrachtet man die Verteilung der installierten Kapazität welt-
weit, ergibt sich ein anderes Bild (vgl. Abb. 2). Sind in
Deutschland zum gegenwärtigen Zeitpunkt gut 35 000 MW
installiert, so sind es in China bereits über 75 000 und in
den USA rund 62 000 MW. Hinter Deutschland liegen Spa-
nien, Indien und Großbritannien. In Deutschland wurden
2012 mehr als 2 415 MW elektrische Leistung neu instal-
liert, bis Ende 2013 wird der Zubau auf 3 200 MW geschätzt,
wovon 400 MW in Form von Offshore-Anlagen installiert wer-
den sollen (vgl. Agrar heute 2013). Die Steigerung der instal-
lierten Leistung wird dabei unter anderem durch den Aus-
tausch bestehender Anlagen durch leistungsfähigere Wind-
räder erreicht (Repowering1), wodurch die absolute Anzahl
der Anlagen in den Windparks bei mehr als doppelter Leis-
tung bis um die Hälfte reduziert werden und somit zu ei-
nem einheitlicherem Landschaftsbild und dem Umweltschutz
beitragen kann (vgl. Bundesverband Windenergie 2013). Im
letzten Jahr wurden in Deutschland 325 alte Anlagen durch
210 neue Anlagen ausgetauscht und die Leistung fast ver-
dreifacht (196 auf 541 MW; vgl. IWR 2013b). 

Weltweit wurden im Jahr 2012 insgesamt 45 GW an Wind-
kraft neu errichtet, die insgesamt installierte Leistung be-
trug Ende letzten Jahres 282 GW (vgl. World Wind Energy

bei der Windkraft
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1 Ermöglicht durch die EEG-Novellen 2009 und 2012.
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Association 2013). China und die USA stehen beim Aus-
bau der Windkraft weiterhin an der Spitze, Osteuropa und
Lateinamerika sind derzeit weitere Regionen mit hohen
Wachstumsraten beim Ausbau der Windkraft. Auch Süd-
afrika wird aufgrund seines enormen Windkraftpotenzials als
Hoffnungsträger für viele Firmen angesehen. In den USA
wurden 2012 knapp 30% mehr Windkraftanlagen installiert
als 2011. Zurückzuführen ist dies vor allem auf die dortige
kurzfristige Verlängerung der Subventionen für Erzeuger von
Windstrom Ende 2012, was die amerikanische Windener-
gieindustrie zur Installation von rund 8 000 MW allein im letz-
ten Quartal des Jahres bewegte (vgl. Global Wind Energy
Council 2013) – nachdem kurz vorher noch von einem Aus-
laufen der Förderung die Rede war. In China dagegen hat-
te der Ausbau der Windkraft 2012 aufgrund von Schwierig-
keiten bei der Netzanbindung und dem Netzausbau zeitwei-
se nachgelassen (–18%; vgl. Klimaretter 2013). Windkraft-
anlagen aus China sind bisher günstiger als europäische An-
lagen, und vier chinesische Firmen liegen mit Marktanteilen
von 3 bis 6% weltweit unter den Top Ten der Branche. Pro-
bleme in China liegen vor allem in Überkapazitäten und dem
Preisverfall, ähnlich wie in der Solarbranche. Jedoch wer-
den die Gefahren für Europa aufgrund hoher Transportkos-
ten und der zum Teil störungsanfälligen chinesischen Tech-
nik bisher eher als gering angesehen (vgl. IWR 2013a). Die
dänische Firma Vestas hatte laut BTM Consult im Jahr 2012
einen weltweiten Marktanteil von rund 14%, gefolgt von Sie-
mens Wind Power und Enercon mit 9,5 bzw. 8,2% Anteil.

Übertroffen werden die Anteile noch von der amerikanischen
GE Wind mit 15,5% Marktanteil (vgl. Erneuerbare Energien
2013). Um sich weiterhin gegenüber Anlagenherstellern aus
China behaupten zu können, müssen deutsche und ande-
re europäische Firmen vor allem ihren Technologievorteil hal-
ten und weiter ausbauen.

Aktuelle Probleme beim Ausbau der Windkraft in Deutsch-
land zeigen sich unter anderem anhand der vor kurzem er-
folgten Fertigstellung des ersten kommerziellen Offshore-
Windparks in der Nordsee mit 30 Windkraftanlagen und ins-
gesamt 108 MW installierter Leistung. Bislang besitzt der
Park noch keine Netzanbindung, mit der Stromerzeugung
ist nach Angaben des Netzbetreibers TenneT erst ab An-
fang 2014 zu rechnen (vgl. Süddeutsche Zeitung 2013). Um
Schäden an den Rotoren zu vermeiden, müssen die Anla-
gen mit Hilfe von Dieselmotoren künstlich bewegt werden.
Die durch den Stillstand der Stromproduktion entstehenden
Kosten werden durch die Offshore-Haftungsumlage auf die
Verbraucher abgewälzt, während die Übertragungsnetzbe-
treiber zur Übernahme von maximal 20% der anfallenden
Kosten verpflichtet sind. 
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